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Titelbild: Eröffnung des Main—Donau—Kanals am 25. September 1992
Vorwort
Zu Beginn der 90er Jahre steht die Verkehrspolitik in Deutschland mit seiner
zentralen Lage in Europa vor einer großen Herausforderung. Das Zusammen-
wachsen der beiden Teile Deutschlands sowie die lntegration Europas durch die
Vollendung des EG-Binnenmarktes im Westen und die Öffnung der Grenzen
nach Osteuropa werden in den nächsten Jahren die Verkehrsentwicklung be—
stimmen.
Gleichzeitig wachsen die Anforderungen, die an den Schutz der Umwelt gerade
auch im Verkehrsbereich gestellt werden. Dies gilt um so mehr, da nach den
neuesten Prognosedaten bis zum Jahr 2010 der Güterverkehr auf der Straße um
95 %, auf der Bahn um 55 % und in der Binnenschiffahrt um 84 % anwachsen
wird. Darauf muß sich die Verkehrspolitik einstellen.
Zur Bewältigung der anstehenden Aufgaben setzt die Bundesregierung auf ein integriertes Gesamtverkehrs-
konzept, durch welches
— die umweltfreundlichen Verkehrsmittel, wie die Binnenschiffahrt und die Bahn am zukünftigen Verkehrs—
wachstum wesentlich stärker als in der Vergangenheit beteiligt werden
— die vorhandene Infrastruktur durch Verbund und Vernetzung der Verkehrsträger unter Einbeziehung moder—
ner Informationstechnologie besser genutzt wird
— und die Infrastruktur zügiger und umweltgerechter ausgebaut wird.
Im Rahmen dieses Konzepts kommt dem Verkehrssystem Binnenschiff/Wasserstraße ein hoher Stellenwert
zu. Gut ausgebaute Wasserstraßen im Binnen- und Seebereich sind eine wesentliche Voraussetzung für ein
hochproduktives Verkehrssystem und für die Wettbewerbsfähigkeit von Häfen und Wirtschaftsstandorten.
Die Binnenschiffahrt verfügt nun nach Fertigstellung der Eröffnung des lVIain—Donau—Kanals über einen ca.
3500 km langen, durchgehenden Verkehrsweg, der von der Nordsee bis zum Schwarzen IVIeer reicht. Da—
durch werden die Binnenschiffahrtsmärkte an Rhein und Donau näher aneinanderrücken. Für die Flotten in
den bisher räumlich getrennten lVIärkten eröffnen sich wechselseitig neue Beteiligungsmöglichkeiten am Ver—
kehr. Damit dies im Rahmen eines geordneten Wettbewerbs stattfinden kann, hat die Bundesregierung bilate—
rale Binnenschiffahrtsabkommen mit den meisten Donauanliegerstaaten abgeschlossen. Diese Regelungen
sind erforderlich, solange noch keine Angleichung der Wettbewerbssituation in den bisher grundverschiede—
nen Wirtschaftsordnungen erfolgt ist.
Die neu geschaffene transeuropäische Main-Donau—Verbindung stellt für die Verkehrspolitik ein symbolträch—
tiges Ereignis und eine große Herausforderung dar. Als Folge der Netzerweiterung wird sich die Wettbewerbs—
fähigkeit der Binnenschiffahrt deutlich erhöhen. Verkehrsgewerbe und Verladerschaft sind aufgerufen, diese
günstigen Rahmenbedingungen auszufüllen und zu nutzen.
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1 Grundlage“
Nach Artikel 89 des Grundgesetzes ist der Bund Ei-
gentümer der früheren Beichswasserstraßen, die er
durch eigene Behörden (Wasser- und Schiffahrts—
verwaltung des Bundes — WSV) verwaltet. Die
Tätigkeit der Verwaltung richtet sich im einzelnen
nach dem Bundeswasserstraßengesetz, dem Bin-
nenschiffahrtsaufgabengesetz sowie dem See-
schiffahrtsaufgabengesetz. Marktordnende Maß—
nahmen ergreift der Bund darüber hinaus im Rah—
men des Gesetzes über den gewerblichen
Binnenschiffsverkehr. Grundlage für die fiskalische
Verwaltung ist das Bundeswasserstraßenvermö—
gensgesetz.
Die allgemeine Wasserwirtschaft, insbesondere die
Gewässerreinhaltung und die Wassergüte, fällt in
die Zuständigkeit der Bundesländer.
1.1 NBIZ der BHHHESWHSSBI‘SII‘EIHBI'I
Die Wasserstraßen sind neben den Straßen, den
Schienen und den Rohrleitungen Teil des bodenge-
bundenen Verkehrswegenetzes der Bundesrepu-
blik Deutschland. Obgleich sehr viel weitmaschiger
als Schiene und Straße, ist das Wasserstraßennetz
dennoch — abgesehen von der Donau bis zur Fertig-
stellung des lVIain—Donau—Kanals -— ein zusammen-
hängendes Netz, das die großen Seehäfen einer—
seits mit der Hohen See, andererseits mit ihrem
Hinterland sowie die bedeutendsten lndustriezen—
tren miteinander verbindet (Anlagen ‘l u. 2). Neben
den Seehäfen dienen die Binnenhäfen dem Um—
schlag von Gütern. Die Mehrzahl der Großstädte
der Bundesrepublik besitzt einen direkten Wasser-
straßenanschluß.
Mit der deutschen Wiedervereinigung hat das Netz
der Bundeswasserstraßen mit einer Länge von bis-
her rd. 4900 km eine Erweiterung um rd. 2400 km
auf 7300 km erfahren. Hiervon entfallen rd. 6500 km
auf Binnenschiffahrtsstraßen und rd. 800 km auf
Seeschiffahrtsstraßen. Etwa 3/4 der Netzlänge sind
natürliche Wasserstraßen (Flüsse), rd. 1/4 künstliche
(Kanäle).
Während im Bereich der alten Bundesländer das
Wasserstraßennetz großenteils ausgebaut wurde
und durch neue Verbindungen ergänzt wurde, wei—
sen die Wasserstraßen in den neuen Bundeslän—
derns überwiegend Vorkriegsabmessungen auf
(Anlage 3).
1.2 Verkehrsträger Binnenschiffahrt
Die Binnenschiffahrt ist für den nationalen und in—
ternationalen Verkehr ein volkswirtschaftlich unent—
behrlicher Verkehrsträger. Die besonderen Eigen-
schaften wie
“55H“. r: «. ' ':_.'
'.'.‚ ‘- bewämfiw.
Zufahrt zum Hafen Rostock
— hohe Verkehrssicherheit
—— geringer Energieverbrauch und hohe Umwelt-
freundlichkeit
— weitgehende Nutzung natürlicher Verkehrswege
— günstiges Verhältnis von Nutzlast zu Totlast
— geringer Personalbedarf
— Großräumigkeit der Schiffe
— vorhandene Kapazitätsreserven
machen die Binnenschiffahrt aus ökologischen,
ökonomischen und Sicherheitsgesichtspunkten zu
einem bevorzugten Beförderungsmittel insbeson-
dere für Massengüter, übermäßig schwere und
sperrige sowie gefährliche Güter.
Darüber hinaus gewinnt der Containerverkehr zu—
nehmend an Bedeutung. Die Entwicklung führt wei-
ter mit beginnenden Ro—Ro—Verkehren. Mit Binnen-
schiffen können die meisten Groß— und Hafenstädte
der Bundesrepublik, eine Vielzahl von Werken der
Schwerindustrie und in den Nachbarstaaten wich-
tige lndustrieregionen, Seehäfen und Großstädte
angefahren werden.
Der Anteil der Binnenschiffahrt (tkm) am binnenlän-
dischen Güterfernverkehr beträgt seit mehr als zwei
Jahrzehnten rd. 1/4 und am grenzüberschreitenden
Verkehr rd. 1/3.
Der Gesamtfrachtraum der westdeutschen Binnen-
schiffsflotte hat sich seit seinem Höchststand mit
5 Miot im Jahr 1963 langsam aber stetig auf derzeit
rd. 3,2 Mio verringert. lm gleichen Zeitraum stieg je-
doch die Verkehrsleistung der Binnenschiffahrt bei
etwa gleichbleibendem ausländischen Anteil um
rd. 16 %. Dies ist ein Erfolg der Modernisierung und
strukturellen Änderungen der deutschen Binnen-
schiffe, vor allem seit Ende der 60er Jahre.
Mit der Herstellung der deutschen Einheit hat sich
die deutsche Binnenschiffsflotte in der Trag—
fähigkeit zunächst um rd. 20 % vergrößert. So sind
1228 Güterschiffe mit mehr als 650000 Tonnen
Tragfähigkeit sowie 190 Schubboote und Schlep-
per mit 45 800 kW Antriebsleistung aus dem
Schiffsbestand der ehemaligen DDR hinzugekom—
men. Es muß allerdings damit gerechnet werden,
daß ein Teil dieser Binnenschiffe sich mittelfristig
am Markt nicht behaupten wird. 1991 ging die Ver-
kehrsleistung der Binnenschiffahrt in den neuen
Bundesländern zunächst um annähernd die Hälfte
zurück. Es kann davon ausgegangen werden, daß
im Zuge des erwarteten Wirtschaftswachstums in
den neuen Bundesländern dieser Trend sich in den
kommenden Jahren wieder umkehrt.
Seit ihren Anfängen ist die Binnenschiffahrt stark in-
ternational ausgerichtet. ln diesem Feld hat die
deutsche Binnenschiffahrt trotz ihrer unzweifelhaft
modernen, leistungsfähigen und weitgehend
marktgerechten Struktur seit Jahren mit erhebli-
chen Problemen zu kämpfen. Die Ursache liegt im
wesentlichen in der strukturellen Überkapazität der
westeuropäischen Binnenschiffahrt insgesamt.
Diese im wesentlichen durch den Ausbau der Flot-
ten in den westeuropäischen Nachbarstaaten be—
dingte Überkapazität wirkt sich besonder gravie—
rend in der Rheinschiffahrt aus.
Tankschubefnheit auf dem Rhein be‚f Düsseldorf
Hier hat die am 28. April 1989 in Kraft getretene EG-
Verordnung über die Strukturbereinigung in der
Binnenschiffahrt (vgl. 3.6), die im Jahre 1991 auch
auf die Flotte der ehemaligen DDR ausgedehnt
wurde, bereits Wirkung gezeigt.
Es ist zu hoffen, daß hiermit dem sicheren, kosten—
günstigen und umweltfreundlichen Verkehrsträger
Binnenschiffahrt der Weg zur Wahrnehmung seiner
Funktionen im gesamten Verkehrsgeschehen
Westeuropas unter wirtschaftlich auskömmlichen
Bedingungen geebnet wird.
1.3 Internationale Rahmenbedingungen
Mehr als zwei Drittel von den insgesamt auf den
Binnenwasserstraßen der Bundesrepublik von Bin-
nenschiffen erbrachten tkm—Leistungen entfallen
auf den grenzüberschreitenden bzw. Durchgangs—
verkehr. Die deutschen Seehäfen werden von See—
schiffen nahezu aller Schiffahrtsnationen der Erde
angelaufen.
Für diejenigen Ströme, die mehrere Staaten durch-
fließen, wurde schon sehr früh, erstmals mit der
Wiener Kongreßakte (1815), die internationale Zu-
sammenarbeit mit dem Statut der Schiffahrtsfrei—
heit einschließlich der Bildung sog. Stromkommis-
sionen vereinbart. Herausragende Bedeutung hat
die Zentralkommission für die Rheinschiffahrt (ZKR)
mit Sitz in Straßburg, deren Aufgabe es ist, das auf
der Grundlage der Mannheimer Akte von 1868 er-
stellte Rheinregime zu sichern und weiterzuent-
wickeln. So werden in der ZKR auf der Grundlage
von Vorschlägen ihrer Ausschüsse die von den ein—
zelnen Staaten zu erlassenden Verkehrs— und
Schiffsicherheitsvorschriften sowie wichtige Bau-
maßnahmen beschlossen. Die Beschlüsse der ZKR
haben eine gewisse Leitfunktion auch für andere
Wasserstraßengebiete Europas. Um die Einheitlich—
keit der Rechtssprechung in Rheinschiffahrtsange-
legenheiten sicherzustellen, ist bei der ZKR eine in-
ternational besetzte Berufungskammer eingerich-
tet.
In Anlehnung an das Rheinregime wurde für die
Mosel im Moselvertrag von 1956 die Moselkom—
mission gebildet. In ihr werden neben schiffahrts-
polizeilichen und technischen Fragen auch die
Schiffahrtsabgaben für die Mosel abgestimmt und
beschlossen. Auch hier besteht ein internationales
Berufungsgericht gegen Urteile der nationalen Mo-
selschiffahrtsgerichte.
Die in Budapest tagende Donaukommission beruht
auf der sog. Belgrader Akte von 1948. Da die Bun—
desrepublik Deutschland noch nicht Vertragsstaat
dieser Akte ist, die Mitgliedschaft jedoch anstrebt,
nehmen Vertreter des BMV und der WSD Süd bis-
her Iediglich als Beobachter an der jährlich stattfin-
denden Vollversammlung sowie an den Sachver-
ständigentagungen teil.
Mit zunehmender Integration der Verkehrspolitik in
den EG-Staaten nimmt auch die Zahl der in den
verschiedenen Gemeinschaftsgremien behandel-
ten Binnenschiffahrts- und Seeschiffahrtsfragen zu.
Weitere Gremien, in denen die Bundesrepublik zu-
sammen mit ihren europäischen Nachbarn markt-
ordnende und technische Maßnahmen abstimmt,
sind die Europäische Verkehrsministerkonferenz
(CEMT) und die VN—Wirtschaftskommission für Eu—
ropa (ECE). Die ECE ist insbesondere von Bedeu—
tung für die Abstimmung der Fahrregeln und der
Schiffahrtszeichen sowie der technischen Anforde-
rungen an Binnenschiffe mit den osteuropäischen
Nachbarstaaten.
Der Regelung der Schiffahrtsbeziehungen zu den
bisherigen Staatshandelsländern kommt wegen
der unterschiedlichen Marktformen wachsende Be-
deutung zu, in der Binnenschiffahrt insbesondere
deshalb, weil nach Fertigstellung des Main—Donau-
Kanals das gesamte westeuropäische Wasser-
straßennetz für die Flotten der Donau—Anliegerstaa-
ten erreichbar sein wird.
1.4 Bundesverkehrswegenlanung
Die Bundesverkehrswegeplanung erstreckt sich auf
folgende Verkehrswege:
das Schienennetz der Deutschen Bundesbahn





Diese Abgrenzung ergibt sich aus der Planungszu—
ständigkeit des Bundes.
Die Ziele der Verkehrsinvestitionspolitik des Bun-
des sind weiterhin:
— verkehrssichere Erhaltung der Substanz der Ver—
kehrswege,
— zügige Fertigstellung laufender Projekte,
— Erfüllung veränderter qualitativer Ansprüche,
— regionale Erschließung und Anbindung,
— bedarfsgerechter Ausbau der Verkehrsnetze
unter Beachtung von Gesichtspunkten der Wirt-
schaftlichkeit, der Energieeinsparung, der Schutz—
würdigkeit von Umwelt, Natur und Landschaft, der
Raumordnung sowie der städtebaulichen Belange.
Die Bundesverkehrswegeplanung soll den Ausbau
der Verkehrswege so steuern, daß eine gesamtwirt—
schaftlich sinnvolle Aufgabenteilung der Verkehrs-
träger möglich ist.
Während es sich in den alten Bundesländern über-
wiegend um Substanzerhaltung, Ergänzung und
Ausbau vorhandener Verkehrswege handelt, muß
in den neuen Bundesländern die Verkehrsinfra-
struktur großenteils von Grund auf erneuert wer—
den, um sie westeuropäischem Qualitätsstandard
anzupassen. Hierzu wurden die Planungen für die
17 Verkehrsprojekte Deutsche Einheit beschleunigt
vorangetrieben, ferner die Vorhaben zur Realisie-
Modemes Containerschiff auf der Elbe
rung des erheblichen Nachholbedarfs infolge in den
letzten Jahrzehnten unterlassener Unterhaltungs-
und Ersatzmaßnahmen in den neuen Bundeslän—
dem.
Den Schwerpunkt der im Berichtsjahr zum Bundes—
verkehrswegeplan ’92 durchgeführten Untersu—
chungen im Wasserstraßenbereich bildete die Prü-
fung und gesamtwirtschaftliche Bewertung einer
größeren Anzahl von Projekten im Binnenschif-
fahrtsstraßennetz der neuen Bundesländer. Diese
umfangreiche Untersuchung stellt die Grundlage
für die Ausbaustrategie der ostdeutschen Binnen-
schiffahrtsstraßen dar. Hierbei bestätigte sich die
Vorabeinschätzung der hohen Wirtschaftlichkeit
und Priorität des Projektes 17 „Deutsche Einheit“
des Ausbaues der West—Ost-Verbindung Mittel—
landkanaI/Elbe-HaveI—KanaI/Untere Havelwasser—
straße/Berliner Wasserstraßen. Für die darin ent-
haltenen Teilmaßnahme Wasserstraßenkreuz Mag—
deburg, die eine Schlüsselfunktion für den Ausbau
des ostdeutschen Wasserstraßennetzes einnimmt,
wurden die Planungen mit besonderem Nachdruck
vorangetrieben.
Auch für den Bereich der alten Bundesländer wur-
den die Vorarbeiten für den Bundesverkehrswege—
plan ’92 fortgeführt, insbesondere die Bewertung
der Vorhaben zur Anpassung der seewärtigen Zu—
fahrten nach Bremerhaven und Hamburg an die
Containerschiffe der 4. Generation.
1.5 WHSSEF- lllld Schiflahrtsverwaltung des Bundes
Die dem Bundesminister für Verkehr (BMV) zur Ver—
waltung der Bundeswasserstraßen nachgeördnete
Wasser— und Schiffahrtsverwaltung (WSV) gliedert
sich in Mittelinstanz und Unterinstanz. Die Mittelin—
stanz besteht aus den Wasser- und Schiffahrtsdi-
rektionen (WSDen) Nord (Kiel), Nordwest (Aurich),
Mitte (Hannover), West (Münster), Südwest (Mainz),
Süd (Würzburg) und der WSD Ost mit Sitz in Berlin.
Ferner gibt es Sonderstellen mit zentralen Aufga—
ben für den Gesamtbereich der WSV, so z. B. das
Seezeichenversuchsfeld in Koblenz.
Den Wasser- und Schiffahrtsdirektionen sind als
Unterinstanz insgesamt 39 Wasser— und Schiff—
fahrtsämter (WSA), 4 Wasserstraßen—Maschi—
nenämter (WMA) sowie 8 Neubauämter (NBA)
nachgeordnet. Den Wasserschiffahrtsämtern sind
regional Außenbezirke mit Betriebsstellen, wie z. B.
Schleusen, Hebewerke sowie Bauhöfe zugeordnet.
Die örtlichen Zuständigkeiten sind in Anlage 5 dar—
gestellt.
In den neuen Bundesländern werden die Ortsauf-
gaben von den Wasser- und Schiffahrtsämtern in
Stralsund, Dresden, Magdeburg, Lauenburg, Bran-
10
denburg, Berlin, Eberswalde sowie von Wasser-
straßenneubauämtern in Berlin und Magdeburg
wahrgenommen.
Weiterhin gehören folgende Oberbehörden/Anstal—
ten zur WSV: Bundesanstalt für Wasserbau (BAW),
Bundesanstalt für Gewässerkunde (BfG) und das
Bundesamt für Seeschiffahrt und Hydrographie
(BSH); diese Behörden sind jeweils mit einer
Außenstelle in Berlin (BAW, BfG) bzw. Rostock
(BSH) vertreten.
Der Bundeshaushalt 1991 wies für den Personalbe—
stand der WSV insgesamt 14985 Stellen aus; durch
die Wiedervereinigung wurde die Zahl der Stellen
um etwa 4200 angehoben.
Die WSV erfüllt die ihr übertragenen Aufgaben teils
mit eigenem Personal und im Regiebetrieb, teils mit
Unternehmerhilfe. Größere Neu- und Ausbaumaß-
nahmen werden ausschließlich von Unternehmen
durchgeführt, wobei jedoch Bauplanung und Bau-
überwachung durch WSV—Personal erfolgt. Die Un—
terhaltungsaufgaben werden je nach wirtschaftli—
chen Gegebenheiten von Unternehmen oder im Re—
giebetrieb erledigt. Für den Betrieb der Anlagen
steht ausschließlich WSV—Personal zur Verfügung.
Der BAW, Abteilung Informationstechnik, sind Auf—
gaben für den Einsatz der Informationstechnik (IT)
in der WSV übertragen. Schwerpunkte des IT—Ein—
satzes liegen in der IT—Ausstattung mit UNIX—Mehr—
platzsystemen für die technischen Aufgabenberei—
che Peilwesen, Gewässerkunde, Vermessung und
Kartenwesen. Die Einführung der digitalen Bundes-
wasserstraßenkarte ist für 1993 vorgesehen.
Für das Untersystem Bruttolohnnachweis der Ko—
sten—Leistungsrechnung werden erstmals auch
Außenbezirke und Bauhöfe ausgestattet. Es kom—
men PC’s mit dem Betriebssystem MS—DOS zum
Einsatz.
Für den Aus— und Neubau werden zukünftig auch
die Aufgaben des Projektmanagements und das
Erstellen von PlanfeststelIungsunterlagen (CAD—Ar—
beitsplätze) mit Informationstechnik unterstützt.
2. Ziele uml Aufgaben
2.1 National
Ziel der Verkehrspolitik auf dem Gebiet der Binnen-
schiffahrt ist es, die Voraussetzungen dafür zu
schaffen, daß die Nachfrage nach Verkehrsleistun-
gen von der Binnenschiffahrt zu angemessenen
Bedingungen erfüllt werden kann. Dies schließt
ebenso ein, den Rahmen für einen geordneten
Wettbewerb zwischen der Binnenschiffahrt und
den konkurrierenden Verkehrsträgern zu schaffen.
Nur so ist es möglich, die arteigenen Vorteile der
Binnenschiffahrt in ökonomischer, technischer und
ökologischer Sicht im gesamtwirtschaftlichen Inter—
esse zu nutzen.
Daneben obliegt es dem Bundesminister für Ver—
kehr, durch die Vorhaltung eines leistungsfähigen
Wasserstraßennetzes die wegspezifischen Voraus-
setzungen für den wassergebundenen Transport im
lnland zu schaffen. Es ist im einzelnen Aufgabe der
Wasser— und Schiffahrtsverwaltung (WSV), das
Netz der Bundeswasserstraßen so vorzuhalten,
daß die Kosten der Schiffahrt und der Vorhaltung
der Schiffahrtswege einschließlich der relevanten
sozialen Kosten möglichst weitgehend minimiert
werden (gesamtwirtschaftliches Optimum). Dies
bedeutet konkret:
— Aufgabenerledigung mit möglichst geringen Fi—
nanz—, Personal- und Sachmitteln,
— Schaffung möglichst günstiger Nutzungsverhält—
nisse für die Schiffahrt,
— Erzielung möglichst hoher Nutzen/geringer Ko—
sten bei außerverkehrlichen Nutzungen.
2.1.1 Verkehrssystem Schiff/Wasserstraße
Verkehrssicherheit
ln der Verkehrssicherheit nimmt das System Bin—
nenschiffahrt/Wasserstraße eine Spitzenstellung
ein. Hohe technische Sicherheit der Schiffe im Zu—
sammenwirken mit geringer Verkehrsdichte auf
dem leistungsfähigen Wasserstraßennetz ist hierfür
die wesentliche Voraussetzung. Adäquate Maß-
nahmen zur Regelung des Verkehrs im Verbund mit
verantwortungsbewußtem Handeln der Schiffseig—
ner und Besatzungen vervollständigen diesen Rah—
men. Der hohe Sicherheitsstandard wird durch in—
ternational abgestimmte Sicherheitsvorschriften
garantiert. Dies prädestiniert den Verkehrsträger
Binnenschiffahrt geradezu zur Beförderung gefähr—
licher Güter. Sie können unter denkbar guten Be—
dingungen
— sichere Schiffe, wo erforderlich Spezialschiffe
z. B. in Doppelhüllenbauweise,
— deutliche Kennzeichnung bei Tag und Nacht,
-— verhaltene Geschwindigkeit (8 bis 20 km pro
Stunde, je nach Berg— oder Talfahrt),
— eindeutige Verkehrsregeln und —zeichen,
— Schiffssicherungsmerkblätter und schriftliche
Weisungen für den Gefahrenfall,
— Verkehrswege überwiegend fernab von dicht be-
siedelten Gebieten
in großer Menge sicher befördert werden. Das
Restrisiko ist gering. Die trotz aller Sicherheitsmaß-
nahmen im jährlichen Mittel entstehenden La—
dungsverluste sind gering, vor allem in Anbetracht
der großen Mengen, die ohne Zwischenfall jährlich
ihr Ziel erreichen.
Verkehrssicherungspf/i'cht
Die Sicherheit der Schiffahrt hängt auch von der
Verkehrssicherung in der Bundeswasserstraße ab.
Träger der Verkehrssicherungspflicht ist der Bund;
er läßt sie durch die Wasser- und Schiffahrtsverwal—
tung des Bundes (WSV) erfüllen. Die WSV muß den
Verkehrsweg für die durchgehende Schiffahrt im
Rahmen des Möglichen und Zumutbaren durch ge—
eignete Maßnahmen sichern.
Die Verkehrssicherungspflicht erstreckt sich auf
das Fahrwasser. Fahrwasser ist der Teil einer Was—
serstraße, der, je nach Wasserstand, von der
durchgehenden Schiffahrt befahren werden kann.
Zur durchgehenden Schiffahrt gehören z. B. Güter—
und Fahrgastschiffe sowie Sportboote im Längs-
verkehr. ln den Seeschiffahrtsstraßen sind die
Grenzen des Fahrwassers wegen der besonderen
örtlichen Verhältnisse in der Regel durch Tonnen
bezeichnet. Hindernisse im Fahrwasser muß die
WSV, sobald sie ihr bekannt werden, durch Schif—
fahrtszeichen kennzeichnen oder auf andere Weise
der Schiffahrt bekanntgeben.
Einige Bundeswasserstraßen haben eine beson-
dere Fahrrinne. ln der Fahrrinne muß die WSV wei—
tergehende Sicherungsmaßnahmen durchführen.
Die Fahrrinne ist Teil des Fahrwassers, in dem für
die durchgehende Schiffahrt bestimmte Breiten
und Tiefen vorgehalten werden. Die WSV muß dafür
sorgen, daß die Fahrrinne frei von Hindernissen
bleibt. Sie überprüft daher in regelmäßigen Abstän-
den den Zustand der Fahrrinne. Natürliche (z. B.
Auflandungen, Steine) oder künstliche (z. B. verlo—
rene Anker, Autowracks) Hindernisse, die sie dabei
feststellt, muß sie beseitigen oder, soweit das nicht
sofort möglich ist, kennzeichnen oder der Schiffahrt
mitteilen.
Binnenschiffahrt, Wasserstraßen und Umwelt
Der Verkehrsträger Binnenschiffahrt nutzt die Ver-
kehrswege der Natur. 75 % der Wasserstraßen sind
natürliche Wasserläufe und nur 25 % künstlich an-
gelegt.
Binnenschiffe fahren mit niedrigen Geschwindig-
keiten von 8 bis 10 km/h in der Bergfahrt und 18 bis
20 km/h in der Talfahrt. Sie transportieren fernab
von Wohngebieten oder in angemessenem Ab-
stand zu ihnen. Die Ausstattung der Schiffe mit mo—
dernsten navigatorischen Hilfsmitteln gewährleistet
einen sicheren Schiffsverkehr bei Tag und Nacht,
selbst bei unsichtigem Wetter. Während Binnen—
schiffe eindeutig den geringsten Geräuschpegel
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aufweisen, verursachen Eisenbahn und Lkw einen
fast dreimal so hohen Geräuschpegel.
Die Abgasemission ist ausgesprochen gering. Kein
anderer Verkehrsträger ist in der Lage, die gleiche
Verkehrsleistung genauso umweltfreundlich zu er-
bringen. Darüber hinaus Iiefern die Wasserstraßen
durch Nutzung des natürlichen Gefälles einen nicht
unerheblichen Beitrag zur abgasfreien Energieer-
zeugung.
Binnenschiffe beeinflussen die Wasserqualität nicht
nachhaltig. Die Verschmutzung der Wasserwege
durch Öl verhindern Bilgenentölerboote, die das
Altöl von den Binnenschiffen übernehmen und einer
ordnungsgemäßen Entsorgung zuführen.
Mehrfachfunktionen der Wasserstraßen
Die Wasserstraßen selbst haben neben der ver—
kehrswirtschaftlichen Nutzung beachtenswerte
Funktionen zur Wasserversorgung, Erhaltung der
Vorflut, Abwendung von Hochwasser— und Eisge—
fährdung sowie zur preiswerten und sauberen
Energiegewinnung in staugeregelten Abschnitten.
Die Flüsse sind die naturgegebenen Hauptadern für
den Wasserabfluß. Aus Flüssen und Schiffahrts-
kanälen werden ständig große Wassermengen, vor
allem für industrielle Zwecke entnommen. Aber
auch die Landwirtschaft und die Trinkwassergewin-
nung stützt sich in beachtlichem Umfang auf das
Wasserangebot der Bundeswasserstraßen. Beson-
ders für Großanlagen zur Stromerzeugung und zur
Energiespeicherung sind die Bereitstellung und Ab—
führung größerer Wassermengen wichtige wirt-
schaftliche Standortvoraussetzungen.
Zur umweltfreundlichsten Energiegewinnung zählt
die Wasserkraftnutzung. Sie ist jedoch nur wirt-
schaftlich vertretbar, wenn ausreichende Fallhöhen
und entsprechende Abflüsse zur Verfügung stehen.
in der Bundesrepublik sind Laufwasser—Kraftwerke
vielfach im Zusammenhang mit einer Stauregelung
für den Schiffsverkehr errichtet worden. Zu den
staugeregelten Bundeswasserstraßen mit Wasser—
kraftnutzung zählen Weser, Oberrhein, Neckar,
Main, Mosel, Saar und Donau mit einer installierten
Leistung von z. Z. rd. 750 MW.
Schließlich dienen die Bundeswasserstraßen in
steigendem Maße der Erholung der Bevölkerung an
und auf dem Wasser. Mit Verkürzung der regel—
mäßigen Arbeitszeit gewinnt der Freizeitwert der
Bundeswasserstraßen weiter an Bedeutung. Hier
ist an erster Stelle der Wassersport zu nennen mit
Segel- und Motorbooten, der Kanusport, Rudern,
Surfen und Wasserski. Die auf eine drei Viertel Mil-
1.2
Iion geschätzte Zahl von SegeI—, Motor- und sonsti—
gen Booten spricht für sich.
Angeln und Wandern an den Ufern der Wasser-
straßen sind weitere beliebte Freizeitaktivitäten.
Einhergehend mit den aufgezählten Möglichkeiten
hat sich an besonders attraktiven Wasserstraßen
ein intensiver Fremdenverkehr für Kurz— und Lang-
zeiturlauber entwickelt. Die Fahrgastschiffahrt hat
hieran großen Anteil. Die Zahl von fast 600 Fahr—
gastschiffen mit rd. 170 000 Plätzen belegt den ho—
hen Stellenwert dieses Schiffahrtszweiges und des
dazugehörigen Fremdenverkehrs.
2.1.2 Verhältnis zu anderen Verlrehrsträgern
Wettbewerbssituation
Die Entwicklung des Modal—Split unter den Ver-
kehrsträgern in den zurückliegenden zwei Jahr—
zehnten ist gekennzeichnet durch eine relative
Stagnation des von Bahn und Binnenschiff trans—
portierten Güterverkehrsaufkommens bei einer
starken Ausweitung des Lkw-Anteils. Die verbes-
serte Marktposition des Lkw ist auf folgende Deter—
minanten zurückzuführen:
— Änderung der Güterstruktur; insbesondere Zu-
nahme des Transports von Halb- und Fertigfabri-
katen,
— Bestrebungen der verladenden Wirtschaft nach
Minimierung der Lagerhaltungskosten (verstärkte
Nutzung moderner Logistikkonzepte wie Just—in—
time und Haus—Haus—Verkehre).
Die Ausweitung des Lkw—Transportvolumens ging
in erster Linie zu Lasten der Deutschen Bundes-
bahn. Die Auswirkungen treffen jedoch auch die
Binnenschiffahrt, da die Bahn in ihrem Bemühen
um eine Kompensation von Ausfällen verstärkt um
Transporte wirbt, welche auch für die Auslastung
des Binnenschiffe von Bedeutung sind.
In einem wachsenden Verkehrsmarkt bedarf es ei-
ner sinnvollen Arbeitsteilung unter den Verkehrsträ-
gern Schiene, Straße und Wasser. Um dies zu errei-
chen, müssen auch die Schnittstellen des Verkehrs
ausgebaut und die Vernetzung der Verkehrsträger
gefördert werden.
Kombinierter Verkehr
Der EG—Binnenmarkt, der Europäische Wirtschafts-
raum mit der größten Freihandelszone der Welt, die
Deutsche Einheit und die politische Öffnung nach
Mittel- und Osteuropa führen zu einem ungeahnten
Wachstum des Verkehrs. Prognosen, die dem Bun-
desverkehrswegeplan ’92 zugrundegelegt wurden,
gehen davon aus, daß der Güterverkehr auf der
Straße im Zeitraum 1988 bis 2010 um 95 % zu—
nimmt, auf der Schiene um 55 % und auf der Bin-
nenwasserstraße um 84 %. Im Transitverkehr durch
Deutschland wird sich der Güterverkehr verdop—
peln.
Ziel der Bundesregierung ist es, die umweltfreundli—
cheren Verkehrsträger stärker am Verkehrswachs-
tum zu beteiligen. Dazu ist es notwendig, daß die
Verkehrsträger stärker als bisher in integrierten Ver-
kehrssystemen zusammenarbeiten. Bahn, Binnen—
schiff und Lkw müssen ihre arteigenen Stärken in
Transportketten einbringen.
Ein Beispiel für die wirksame Kooperation der
Verkehrsträger ist der Kombinierte Verkehr
Schiene/ Straße und Binnenwasserstraße/Schiene/
Straße.
Insbesondere das Binnenschiff muß stärker in die
Transportkette des Kombinierten Verkehrs einge-
bunden werden. Kapazitätsreserven und die Zuver—
lässigkeit des Transports sind die hierfür entschei-
denden Kriterien. Durch die teilweise noch unge-
nutzten Kapazitäten der Wasserstraßen können
Engpässe bei anderen Verkehrsträgern abgebaut
werden.
Die Bundesregierung fördert den Kombinierten Ver-
kehr durch flankierende Maßnahmen, wie z. B.
durch Begünstigung bei der Kraftfahrzeugsteuer
und höhere Gesamtgewichte (bis zu 44 t statt 40 t)
bei im Vor- und Nachlauf eingesetzten Straßenfahr-
zeugen.
Durch die Novellierung der Verordnung über den
grenzüberschreitenden Kombinierten Verkehr zur
Umsetzung der EG-Richtlinie 91/224 EWG wird
eine weitere wichtige Voraussetzung für eine stär—
kere Nutzung der Wasserstraße geschaffen. Ab
1. Januar 1992 ist
— die An— und Abfuhr auf der Straße zwischen Be—
Iade—/Entladestel|e und einem im Rahmen von
höchstens 150 km Luftlinie gelegenen Binnenha-
fen von der Genehmigungspflicht und der Kon-
tingentierung befreit;
— die Kabotage im Straßenvor— und —nach|auf im
Kombinierten Verkehr zwischen Mitgliedstaaten
freigegeben;
— die An- und Abfuhr auf der Straße im Kombinier—
ten Verkehr von der Tarifpflicht ausgenommen.
Außerdem enthält die Verordnung eine Ermächti-
gung zur Vereinbarung von bilateralen An— und Ab—
fuhrkontingenten mit Staaten, die nicht der Ge—
meinschaft angehören. Damit soll der Güterfernver—
Containerverkehr auf dem Rhein
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kehr aus den osteuropäischen Staaten auf den
Kombinierten Verkehr mit Schiene und Binnenwas-
serstraße (Donau) umgelenkt werden.
Der Bundesverband Spedition und Lagerei befaßt
sich zur Zeit mit Überlegungen zur Gründung einer
Gesellschaft für den Kombinierten Verkehr unter
Einbeziehung der Wasserstraßen. Das Bundesver—
kehrsministerium unterstützt dieses Vorhaben einer
„Wasserstraßenkombi“ durch Forschungsmittel.
Besondere Bedeutung kommt auch den Schnitt-
stellen im Güterverkehr, den Umschlagsanlagen
des Kombinierten Verkehrs und den Güterverkehrs—
zentren zu.
Die Einbeziehung der Binnenschiffahrt in Um-
schlagsanlagen des Kombinierten Verkehrs ist bei—
spielhaft bei den KV—Terminals in Mannheim und
Duisburg, bei denen außerdem unter Beweis ge—
stellt wurde, was künftig die Regel werden soll: Pla—
nung, Bau und Betrieb der Terminals sollen in pri-
vate Hand gelegt werden.
Zuständig für die Errichtung von Güterverkehrszen—
tren sind die Kommunalen Gebietskörperschaften
und — koordinierend — die Länder. Gleichwohl sind
Güterverkehrszentren auch aus Sicht des Bundes—
verkehrsministers politisch erwünscht, denn sie er—
füllen wichtige verkehrspolitische Zielsetzungen,
insbesondere durch Verbesserung des Zusammen—
wirkens der Verkehrsträger Schiene, Straße und
Binnenschiffahrt. Güterverkehrszentren enthalten
daher einen Umschlagbahnhof des Kombinierten
Verkehrs Schiene/Straße oder Binnenschiff/Straße/
Schiene. Gerade durch die Bündelungs- und Ver-
teilfunktion der Güterverkehrsströme eines Güter—
verkehrszentrums erhält der Kombinierte Verkehr
eine noch bessere Ausgangsbasis.
2.1.3 Marlrtregelungen
Die Bundesregierung wird die nationale Verkehrs-
marktordnung schrittweise an die Regeln des EG-
Binnenmarktes anpassen. Deshalb hat sie 1991 be-
schlossen, bis zum 1. Januar 1994 die Tariffreiheit
auf den Güterverkehrsmärkten herzustellen. Die
Umsetzung dieses Beschlusses ist mit erheblichen
Eingriffen in das bestehende Regelungswerk der
Güterverkehrsmärkte verbunden. So wird auch das
geltende Verfahren der Festsetzung von verbindli-
chen Entgelten für Beförderungen mit Binnenschif-
fen zwischen deutschen Lade- und Löschplätzen in
der Binnenschiffahrt aufgehoben.
Um das Binnenschiffahrtsgewerbe auf dieses Ziel
vorzubereiten, hat der BlVlV den Frachtenaus—
schüssen die Einführung von Margen und die Er—
weiterung bestehender Margen empfohlen (siehe
dazu auch 3.2.1). Dieser Anpassungsprozeß wird
unterstützt durch die seit 1989 in Kraft befindliche
EG—Strukturbereinigung in der Binnenschiffahrt,
welche eine Reduzierung des Transportraumange-
botes der Binnenschiffahrt bezweckt und damit die
Funktionsfähigkeit der Binnenschiffahrtsmärkte
verbessern soll.
Die EG hat mit Verordnung Nr. 3921/91 vom
16. Dezember 1991 die Freigabe der Kabotage in
der Binnenschiffahrt innerhalb der Gemeinschaft
grundsätzlich ab 1. Januar 1993 vorgesehen.
Deutschland kann bis Ende 1994 die Kabotage auf
eine Rückfahrt im Anschluß an einen grenzüber—
schreitenden Transport beschränken. Für Trans—
porte zwischen Häfen in den neuen Bundesländern
einschließlich Berlin ist die Kabotage bis Ende 1994
ausgeschlossen.
2.2 International
Schwerpunkt der Binnenschiffahrt ist der interna—
tionale (grenzüberschreitende) Verkehr. Dieser ist in
den letzten Jahren überproportional angewachsen
und gewinnt zunehmend an Bedeutung. Vor allem
im Hinblick auf die Vollendung des Binnenmarktes
1992 gilt es, diesen Verkehr weiter zu entwickeln,
Hemmnisse abzubauen und einem ruinösen Frach-
tenverfall entgegenzutreten.
Für die internationale Rheinschiffahrt schafft die
Revidierte Rheinschiffahrtsakte (Mannheimer Akte)
mit den Grundsätzen Schiffahrtsfreiheit und Abga—
benfreiheit gute Voraussetzungen für ein weiteres
Anwachsen dieses Verkehrs.
Um eine Intensivierung des internationalen Donau—
schiffsverkehrs — insbesondere auch im Hinblick
auf die Eröffnung des Main—Donau—Kanals herbei—
zuführen — wurden mit den Donauanliegerstaaten
und Polen bilaterale Binnenschiffahrtsabkommen
ausgehandelt, um sich wechselseitig — auf der
Grundlage der Gegenseitigkeit — die notwendigen
Verkehrsrechte einzuräumen.
Der Beitritt der Bundesrepublik Deutschland zur
Belgrader Donaukonvention von 1948 verzögert
sich durch die Ereignisse in Jugoslawien; er wird
nach wie vor angestrebt.
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3.1 EIIIWÜGKIIIIILI des Billilßl‘lSGhiIISVEI'KEI'II'S
Die wirtschaftliche Entwicklung in Deutschland war
im Berichtsjahr durch unterschiedliche Entwicklun—
gen in West- und Ostdeutschland gekennzeichnet.
Dies fand auch seinen Niederschlag im binnenlän-
dischen Transportvolumen (Anlagen 6 und 7). Be—
sonders ausgeprägt waren diese Tendenzen bei
der Binnenschiffahrt, die in Ostdeutschland unter
dem wirtschaftlichen Umstrukturierungsprozeß mit
einem entsprechend großen Nachfrageausfall zu
leiden hatte, während in den westlichen Bundeslän—
dern eine langanhaltende Niedrigwasserperiode
das Transportvolumen zwar nur geringfügig min—
derte, die Ertragslage der Binnenschiffahrt aber un-
befriedigend gestaltete. So wurden nach bisher
vorliegenden Angaben im Westen 230,9 lVlio t
(— 1,3 %) befördert, während sich das Transport-
volumen auf Bundeswasserstraßen in Ostdeutsch—
land um 47,9 % auf 7,8 Mio t verringerte.
Die Verkehrsverluste in der Binnenschiffahrt Ost—
deutschlands waren beträchtlich, denn immerhin
lag das Verkehrsaufkommen 1989 noch bei rund
20,4 IVlio t. Ausschlaggebend für diese Entwicklung
war insbesondere
— die schwierige Lage der dortigen Grundstoff- und
Baustoffindustrie und die dadurch verursachten
Rückgänge bei den Güterarten Baustoffe, Erze
und Kohle
— die verstärkte Verlagerung von traditionellen
Transporten der Binnenschiffahrt auf Schiene
und auch auf die Straße
— ein im Verhältnis zum Ertrag zu hoher Personal—
bestand bei der Deutschen Binnenreederei
GmbH als dem beherrschenden Verkehrsträger
auf den Wasserstraßen
sowie
— die noch unzureichende Infra— und Suprastruktur
der Binnenhäfen in den neuen Bundesländern.
Positive Auswirkungen für die Binnenschiffahrt in
den neuen Bundesländern sind jedoch zu erwarten,
wenn auf dem umfangreichen Bausektor, der be-
wältigt werden muß, zusätzliche Transportaufga—
ben von der Binnenschiffahrt verlangt werden.
Außerdem wurden entscheidende Maßnahmen zur
Sanierung der Deutschen Binnenreederei GmbH
(Reduzierung in Flotte und Personal auf einen be—
stimmten Kernbereich) getroffen, die günstige
Aspekte für eine Privatisierung einräumt. Damit
werden die notwendigen Voraussetzungen für eine
Ieistungs- und wettbewerbsfähige Binnenschiffahrt
in den neuen Bundesländern geschaffen mit dem
Ziel, eine volkswirtschaftlich sinnvolle Aufteilung
des Transportaufkommens unter den einzelnen
Verkehrsträgern zu erreichen.
3:151yßhelntlßl‘kell'
Der Güterdurchgang im internationalen Rhein-
verkehr bei Emmerich blieb im Jahr 1991 mit
138,345 lVlio t (1990: 143,373 IVIio t) aufgrund ex—
trem niedriger Wasserstände unter dem Vorjahres—
ergebnis.
Die Grenze bei Emmerich passierten zu Berg insge-
samt 78159 beladene (mit 92,9 lVlio t) und 23131
leere Fahrzeuge und zu Tal 53075 beladene (mit
45,4 lVIio t) und 47331 leer fahrende Schiffe. lns-
gesamt wurden 201696 Fahrzeuge abgefertigt.
81,4 % der die Grenze passierenden Schiffe mach—
ten von der „Freien Durchfahrt“ Gebrauch.
Der Flaggenanteil der ausländischen Schiffe am La—
dungsaufkommen bei Emmerich ergibt sich aus fol—
gender Aufstellung:
(Jan. — Dez. 1991) Bergfahrt % Talfahrt %
Bundesrepublik
Deutschland 31,6 (31,0) 14,0 (14,8)
Niederlande 55,3 (55,3) 70,4 (71,2)
Belgien 5,7 (5,8) 10,5 (8,9)
Frankreich 1,1 (1,5) 1,4 (1,1)
Schweiz 5,3 (5,5) 2,5 (2,7)
sonstige Staaten 1,0 (0,9) 1,2 (1,3)
100,0 (100,0) 100,0 (100,0)
3.1.2 Hhein-See-Verliehr
Im Jahre 1991 passierten 2303 beladene Küsten—
motorschiffe mit einer Gütermenge von 2,167 lVlio t
die Grenze bei Emmerich. Gegenüber dem Jahr
1990 ist eine Abnahme der beförderten Güter—
menge von 0,159 lVlio t festzustellen. Die Ursache
liegt in den ungewöhnlich langen Niedrigwasserpe-
rioden des Jahres 1991.
3.1.3 Fahrgastschitlahrt
Da eine offizielle Statistik über die Fahrgastschiff—
fahrt nicht exisitiert, kann hier nur auf besondere
Entwicklungen hingewiesen werden. Insgesamt ist
festzustellen, daß die Personenschiffahrt 1991 ins—
besondere auf Rhein, lVlosel, Elbe und im Berliner
Raum eine starke Belebung erfahren hat.
3.2 Frachten
32-1 Nationaler Verkehr
Nach dem Gesetz über den gewerblichen Binnen—
schiffsverkehr werden die Entgelte für Verkehrslei—
stungen der Schiffahrt durch Frachtenausschüsse,
in denen das Binnenschiffahrtsgewerbe und die
Verlader gleichberechtigt vertreten sind, nach vor—
ausgehendem Marktgespräch einstimmig be—
schlossen. Der Bundesminister für Verkehr geneh—
migt und verkündet durch Rechtsverordnungen die
Entgelte gegenüber jedermann verbindlich, wenn
sie ordnungsgemäß zustande gekommen sind und
Gründe des öffentlichen Wohls nicht entgegenste—
hen. Die so zustande gekommenen Engelte gelten
kraft gesetzlicher Fiktion als marktgerecht. Die Ta-
rife in der Trockengüterschiffahrt wurden im Jahre
1991 erstmals nach 5 Jahren linear um 1,5 bis 5 %
je nach Transportgut unter Berücksichtigung von
eingeführten und erweiterten Margen angehoben.
Für die Tankschiffahrt erfolgte eine Tarifanhebung
um 2 %. Gleichzeitig wurde eine Margenregelung
von plus 15 %/minus 25 % unter Wegfall des Men—
genrabatts vereinbart.
3.2.2 Grenzüberschreitender Verkehr
Auch im grenzüberschreitenden Verkehr erhöhten
sich die Frachtraten im Jahresdurchschnitt gering—
fügig. Sie unterlagen aber starken Saison— und Ta—
gesschwankungen.
Der Golfkrieg, die Erhöhung der Mineralölsteuern
ab 1. Juli 1991 und die Kleinwasserperioden führ—
ten temporär zu einer erhöhten Nachfrage nach
Tankschiffsraum und entsprechend höheren
Frachtraten.
3.3 Schiffahrtsabgaben
Für die Benutzung der abgabenpflichtigen Bundes—
wasserstraßen durch Wasserfahrzeuge werden
Schiffahrtsabgaben (auf dem Nord-Ostsee-Kanal:
Befahrungsabgaben) erhoben. Abgabenpflichtig




sind die meisten staugeregelten (kanalisierten)
Flüsse und die Kanäle. Der Rhein, die Elbe, die
Oder sowie die Mündungsstrecken von Weser und
Ems sind abgabenfrei.
Die Schiffahrtsabgaben sind ein Beitrag zu den lau—
fenden Ausgaben der Wasser— und Schiffahrtsver—
waltung für Betrieb, Unterhaltung und allgemeine
Verwaltung der Bundeswasserstraßen. Sie sollen
aber auch den Besonderheiten der Region und ihrer
Wettbewerbsfähigkeit Rechnung tragen, um spezi—
fische Transporte für den Wasserweg zu gewinnen
bzw. zu erhalten.
Dieser Zielsetzung dienend wurden für die abga—
benpflichtigen Bundeswasserstraßen Ergänzungen
und Änderungen bei den Abgaben für einzelne Gü—
ter in bestimmten Relationen vorgenommen.
Um den Kombinierten Verkehr zu fördern, wurden
spezielle Abgabensätze für den Containerverkehr
unabhängig von dem zu transportierenden Gut
auch auf den süddeutschen Bundeswasserstraßen
einschließlich der Mosel eingeführt.
Die Einnahmen aus Schiffahrtsabgaben betrugen
im Jahre 1991 168,2 Mio DM. Davon entfielen auf
den Nord-Ostsee-Kanal rd. 31,0 Mio DM und auf
die einem internationalen Regime unterliegende
Mosel (nur deutsche Verwaltung) rd. 14,6 Mio DM.
«bei-”R
rgff'fi e.“ ggf“ ,r’ r:
Passagierschiff auf der Fahrt durch den Nord-Ostsee-Kanal
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3.li EHP-Fürtlerung der Binnenschiffahrt
Nach Herstellung der deutschen Einheit mußten bei
den ERP—Programmen die finanzpolitischen Prio—
ritäten verändert und der Schwerpunkt der Förde-
rung in die neuen Bundesländer für deren Aufbau
verlagert werden.
In den neuen Bundesländern werden alle Investitio—
nen kleiner und mittlerer Unternehmen, d. h. auch
von Binnenschiffern, im Rahmen des ERP-Exi—
stenzgründungsprogramms oder dem ERP—Auf-
bauprogramm zur Schaffung und Erhaltung von Ar—
beitsplätzen gefördert.
Dagegen ist in den alten Bundesländern die Förde—
rung der Binnenschiffahrt aus dem ERP—Binnen—
schifffahrtsprogramm mit Ablauf des Jahres 1991
eingestellt worden. Unberührt davon bleibt weiter—
hin die Finanzierung von Existenzgründungen von
Binnenschiffern und von Umweltschutzmaßnah—
men.
3.5 FIBIIBHSMIIHIII‘
Die Struktur der deutschen Binnenschiffsflotte (Ge—
bietsstand bis zum 3. Oktober 1990) hat sich in den
vergangenen Jahrzehnten erheblich verändert.
Mitte der 50er Jahre — der Wiederaufbau der deut—
schen Binnenschiffsflotte war noch nicht abge-
schlossen — waren rd. 6.300 Frachtschiffe mit ei-
nem Frachtraum von rd. 3,8 Mio t in Betrieb. Nur
30 % der Tonnage war motorisiert; die durchschnitt—
liche Größe der Schiffe lag bei 600 t Tragfähigkeit.
Vor Beginn der Abwrackaktion im Jahr 1969 war die
Zahl der Frachtschiffe auf rd. 7000, ihre Tragfähig—
keit auf 4,7 Mio t gestiegen. Der Motorisierungs-
grad hatte 75 % erreicht, die durchschnittliche
Tragfähigkeit betrug 670 t. Zusätzlich gab es be-
reits 37 Schubboote und 125 Schubleichter. Seit-
dem verkleinerte sich die Flotte nach Anzahl der
Schiffe und Frachtraum bis Mitte der 80er Jahre re—
lativ stark, ab 1986 jedoch mit vermindertem
Tempo. 1989 gab es noch rd. 2550 „konventio—
nelle“ Schiffe mit rd. 2,6 Mio t Tragfähigkeit. Hier-
von waren 96 % motorisiert, die durchschnittliche
Tragfähigkeit betrug rd. 1000 t. Parallel dazu war
die Schubflotte von der Mitte der 60er bis Mitte der
70er Jahre erheblich gewachsen, anschließend bis
Mitte der 80er Jahre annähernd konstant geblieben
und seitdem wieder leicht zurückgegangen. Sie hat
heute mit gut 100 Schubbooten, 440 Schubleich-
tern und einer Tragfähigkeit von knapp 0,7 Mio t
einen Anteil von 21 % an der Gesamttonnage von
3,2 Miot (Anlagen 8 — 12).
Seit Anfang der 80er Jahre sind zwei deutliche
Trends zu erkennen:
1. Zunehmend werden Schiffe als sogenannte
Koppelverbände gefahren, bei denen in der Re—
gel ein Schiff mit Eigenantrieb ein oder mehrere
motorisierte Schiffe oder unmotorisierte Schiffe
schiebt bzw. Iängsseits nimmt. Hierzu werden
Neubauten und auch vorhandene Schiffe mit
deutlich stärkeren Antriebsanlagen ausgerüstet.
2. Die Neubauten werden erheblich größer. Das
lange Zeit typische sog. „Europaschiff“ mit 85 m
Länge und 1350 t Tragfähigkeit verliert im Neu—
baubereich zunehmend an Bedeutung und wird
durch das Großmotorschiff mit einer Länge von
110 m und einer Tragfähigkeit bis zu 3000 t ver-
drängt. Größere Schiffe sind derzeit Iediglich als
Spezialschiffe für den Rhein denkbar, wobei die
Länge nach geltender Rechtslage auf 110 m be-
grenzt ist.
Mit dem Beitritt der ehemaligen Deutschen Demo-
kratischen Republik erhöhte sich die deutsche Bin-
nenschiffsflotte um mehr als 1200 Frachtschiffe mit
etwa 0,65 Millionen Tonnen Tragfähigkeit. Die
Struktur dieser Flotte ist gekennzeichnet durch
weitgehende Typisierung in Form relativ kleiner
Schubeinheiten, zumeist mit etwa 400 Tonnen
Tragfähigkeit je Leichter. Die hinzugekommenen
Selbstfahrer haben durchweg eine Tragfähigkeit
unter1000 t.
Die Struktur der gesamten deutschen Binnen—
schiffsflotte nach Art und Anzahl der Schiffe sowie
ihrer Tragfähigkeit und Leistung wird wegen der auf
das Gebiet der neuen Bundesländer ausgedehnten
EG—Verordnung über die Strukturbereinigung sowie
der laufenden Anpassung der dort beheimateten
Flotte an den veränderten Transportbedarf in aus-
sagefähiger Form voraussichtlich im nächsten Jahr
darstellbar sein.
3.6 Ahwraclialitinn
Die EG—Strukturbereinigung in der Binnenschiffahrt
verfolgt durch die EG—Verordnungen Nr. 1101/89
und 1102/89 das Ziel, das Überangebot an Trans-
portraum auf den Binnenwasserstraßen der Ge-
meinschaft und der Schweiz durch eine Selbsthilfe-
maßnahme des Binnenschiffahrtsgewerbes zu ver-
ringern. Auf diese Weise soll die Funktionsfähigkeit
der Binnenschiffahrtsmärkte verbessert werden.
Die genannten Verordnungen sind 1989 in Kraft ge—
treten. Seit 1991 ist die Strukturbereinigung auf die
Binnenschiffahrtsflotte in den neuen Bundeslän—
dern ausgedehnt worden.
Das Volumen der gesamten Abwracktonnage im
Güterschiffsbereich (einschl. der entsprechenden
Tonnage Ostdeutschlands) beläuft sich auf rund
1 ‚14 Mio t. Davon entfallen 877000 t auf Trockenla-
dungsschiffe und 266 000 t auf Tankschiffe. Der An—
teil der Abwracktonnage an der der EG-Aktion unter-
liegenden Tonnage beträgt im Trockenschiffsbereich
8,4 % und im Tankschiffssektor 14,1 %. Auch wenn
damit das Ziel der Aktion, 10 % der Trockenschiffs—
und 15 % der Tankschiffstonnage aus dem Markt
zu nehmen, nicht ganz erreicht worden ist, so sind
positive Auswirkungen in Gestalt einer verbesser-
ten Beschäftigungs— und Ertragslage zu erkennen.
In den neuen Bundesländern beläuft sich die Ab—
wracktonnage (ausschl. Trockengüterschiffe) auf
rund 97 000 t. Gemessen an der beitragspflichtigen
Tonnage von rund 628000 t erreicht die Abwrack-
tonnage damit einen Anteil von 15,5 %. Angesichts
gravierender Beschäftigungseinbrüche für die Bin—
nenschiffahrt in den neuen Bundesländern und ei—
ner überalterten Struktur der Flotte ist die Teil-
nahme der dortigen Binnenschiffahrt an der Ab-
wrackaktion von besonderer Bedeutung. Sie
eröffnet den Schiffahrtstreibenden die Möglichkeit
einer Flottenredimensionierung unter Inan—
spruchnahme von Prämien.
Damit die Erfolge der Abwrackaktion nicht durch
eine gleichzeitige Inbetriebnahme zusätzlichen
Schiffsraums gemindert werden, hat der Rat der EG
mit der sogenannten Neu—für—AIt—Regelung ein In—
strument geschaffen, mit welchem eine Kapazitäts—
erweiterung auf dem Binnenschiffsmarkt dadurch
erschwert wird, daß Neuinvestitionen nur dann zu-
gelassen werden, wenn gleichzeitig alter Transport—
raum gleichen Umfangs vernichtet wird oder eine
empfindliche Geldbuße an den Abwrackfond ent-
richtet wird. Diese Maßnahme erweist sich im Hin-
blick auf die Zielsetzung der EG—Strukturbereini—
gung als ein stabilisierendes Element. Die Neu-für-
AIt-Regelung wird im April 1994 auslaufen, sofern
nicht der Rat der EG zuvor bei einem entsprechen—
den Bedürfnis die Verlängerung dieser kapazitäts—
regelnden Maßnahme beschließen wird.
3.7 "BI’KBIII‘SI‘BEIBIIII‘IEI
3.7.1 Binnenschiffahrtsstraßen
Die Verkehrsregelung auf den Binnenschiffahrts—
straßen des Bundes richtet sich nach bundesrecht—
lichen Vorschriften. Für den Rhein, die Mosel und
die Donau werden sie durch internationale Gre-
mien, die Zentralkommission für die Rheinschiff—
fahrt, die Internationale Moselkommission und die
Donaukommission, vorgegeben. Es handelt sich
dabei um die Rheinschiffahrtspolizeiverordnung,
die Binnenschiffahrtsstraßen—Ordnung, die Mosel-
schiffahrtspolizeiverordnung und die Donauschiff-
fahrtspolizeiverordnung, die im wesentlichen nur
dort Abweichungen voneinander aufweisen, wo
diese durch regionale Gegebenheiten bedingt sind.
Ergänzt werden die Polizeiverordnungen durch von
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den Wasser- und Schiffahrtsdirektionen erlassenen
Regelungen vorübergehender Art oder zu Ver-
suchszwecken.
Die deutsche Einigung machte eine Anpassung der
schiffahrtspolizeilichen Vorschriften Ostdeutsch—
land und Berlins an die westdeutschen Regelungen
notwendig, die insbesondere im Land Berlin wegen
der dort geltenden Besonderheiten im Jahre 1991
nicht abgeschlossen werden konnte.
Der Vollzug schiffahrtspolizeilicher Vorschriften ist
zum Teil Aufgabe der Wasserschutzpolizei der Län—
der nach Maßgabe einer mit dem Bund abge—
schlossenen Vereinbarung und zum Teil Aufgabe
der Wasser— und Schiffahrtsverwaltung des Bun-
des. Der Wasserschutzpolizei obliegen insbeson-
dere die Gefahrenabwehr im Bereich der Binnen—
schiffahrt, die Verkehrskontrollen und die Verfol—
gung von Zuwiderhandlungen gegen schiffahrts—
polizeiliche Vorschriften.
Ab 3. Oktober 1990 wurde in den neuen Bundes—
ländern auf den Bundeswasserstraßen der schiff—
fahrtspolizeiliche Vollzug auf provisorischer Basis
durch die jeweilige Wasserschutzpolizei entspre—
chend der genannten Vereinbarung wahrgenom—
men. Der Abschluß einer formellen Vereinbarung
zwischen dem Bund und dem jeweiligen Bundes-
land ist vorbereitet und teilweise vollzogen.
Der schiffahrtspolizeiliche Vollzug ist insbesondere
für die Überwachung des Schiffsverkehrs von Be—
deutung. Verstöße gegen schiffahrtspolizeiliche
Vorschriften, die bei Kontrollen festgestellt werden,
werden als Ordnungswidrigkeiten mit Geldbußen
oder Verwarnungen geahndet. Hierbei ist eine enge
Zusammenarbeit zwischen den Wasser— und Schiff-
fahrtsdirektionen und der Wasserschutzpolizei er-
forderlich. Die einzelnen Ordnungswidrigkeitentat-
bestände sind in einem umfangreichen Bußgeldka-
talog zusammengefaßt.
3.7.2 Seeschiffahrtsstraßen
Nach ä 9 Abs.1 Satz1 Nr. 2 und Abs. 2 Satz 1 Nr. 1
des Seeaufgabengesetzes ist der Bundesminister
für Verkehr ermächtigt, zur Abwehr von Gefahren
für die Sicherheit und Leichtigkeit des Seeverkehrs
sowie zur Abwehr von Gefahren für das Wasser
Rechtsverordnungen zu erlassen, die den Verkehr
auf den Seeschiffahrtsstraßen regeln. Gestützt auf
diese Ermächtigungsnorm sind
— die Verordnung zu den internationalen Regeln
von 1972 zur Verhütung von Zusammenstößen
auf See,
— die Seeschiffahrtsstraßen-Ordnung sowie
— die Einführungsverordnung zur Schiffahrtsord—
nung Emsmündung
in der Fassung der Verordnung zur Änderung see-
verkehrsrechtlicher Vorschriften vom 8. 4,. 1991
(BGBI. I S. 880) erlassen worden.
iVlit der zuerst genannten Verordnung wurden die
internationalen „KolIisionsverhütungsregeln“ ver-
bindlich für den Bereich auch der Seeschiffahrts-
straßen eingeführt. Die nationale „Seeschiffahrts-
straßen-Ordnung“ ergänzt diese internationalen
Vorschriften und geht diesen vor, soweit sie abwei-
chende Vorschriften enthält.
Der schiffahrtspölizeiliche Vollzug wird auf den
Seeschiffahrtsstraßen durch die Wasserschutzpoli-
zei der Länder ausgeübt. Der Bund hat 1955 Voll-
zugsvereinbarungen mit den Ländern abgeschlos—
sen, die im Jahre 1982 durch eine Zusatzvereinba—
rung mit den Küstenländern ergänzt wurden
(Küstenprotokoll). Entsprechende Vereinbarungen
mit dem Land Mecklenburg—Vorpommern werden
vorbereitet.
Auf der Hohen See, auf der schiffahrtspolizeilicher
Vollzug nur gegenüber Schiffen unter deutscher
Flagge ausgeübt werden kann, ist der Bund zustän—
dig; er wird durch die WSV wahrgenommen. Zu-
sätzlich wurde durch die Seeschiffahrtsaufgaben-
Übertragungsverordnung die Wahrnehmung schiff-
fahrtspolizeilicher Vollzugsaufgaben auch auf den
Bundesgrenzschutz und die Zollverwaltung über—
tragen.
Am 1. Oktober 1989 trat für die Seeschiffahrts—
straßen Ems und Leda ein gemeinsames deutsch-
niederländisches Verkehrsrecht in Kraft. Durch die
Einführungsverordnung zur Schiffahrtsordnung
Emsmündung vom 8. August 1989 wurde das im
Jahre 1986 mit den Niederlanden geschlossene
Regierungsabkommen über die Regelung der
Schiffahrt in der Emsmündung in nationales Recht
umgesetzt. Die Einführungsverordnung bzw. die
Schiffahrtsordnung Emsmündung ersetzen die bis-
her dort geltende Seeschiffahrtsstraßen-Ordnung.
Die drei Küstenländer Schleswig-Holstein, Ham—
burg und Niedersachsen haben den größten Teil
der ihnen zugehörigen Gebiete des Wattenmeeres
zu Nationalparken erklärt. Zur Erreichung des Na-
turschutzzweckes halten sie eine Verordnung des
Bundesministers für Verkehr gemäß ä 5 Satz 3 Bun-
deswasserstraßengesetz für erforderlich.
Die Vorbereitungen für den Erlaß einer Verordnung
über das Befahren der Bundeswasserstraßen in
Nationalparken im Bereich der Nordsee sind weit-
gehend abgeschlossen. Die Verordnung ist inzwi—
schen erlassen worden.
3.8 Schiffssisl‘iermit um! Schiffshssetzung
auf Binnenschiffahrtsstraßen
Schiffe müssen zum Verkehr auf den Bundeswas—
serstraßen technisch zugelassen sein. Da Binnen—
schiffe fast ausnahmslos technische Unikate sind,
gibt es keine Typenzulassungen, sondern die Zu-
Iassung ist individuell, d. h. jedes Schiff erhält eine
gesonderte Verkehrszulassung (Schiffsattest/
Schiffszeugnis). Voraussetzung ist, daß das Schiff
den geltenden Vorschriften für Bau, Ausrüstung,
Besetzung und Betrieb der Wasserfahrzeuge in der
Binnenschiffahrt entspricht. Der Bundesminister für
Verkehr hat diese Vorschriften, es sind die Rhein-
schiffs—Untersuchungsordnung (RheinSchUO) für
die Fahrt auf dem Rhein und die Binnenschiffs—Un-
tersuchungsordnung (BinSCHUO) für die Fahrt auf
den übrigen Wasserstraßen weitgehend internatio—
nal abgestimmt und entwickelt sie in den entspre—
chenden Gremien, vor allem in der Zentralkommis-
sion für die Rheinschiffahrt, ständig weiter. Der
RheinSCHUO fällt hierbei eine Art Pilotfunktion zu,
sind doch in der Zentralkommission für die Rhein—
schiffahrt alle EG-Staaten vertreten, die auf dem
westeuropäischen Wasserstraßennetz in nennens—
wertem Umfang Binnenschiffahrt betreiben. Die EG
hat die Bestimmungen der RheinSchUO weitge—
hend übernommen und eine entsprechende Richtli-
nie über die technischen Anforderungen an Binnen—
schiffe erlassen. Diese war Basis für die Binnen—
schiffahrts—Untersuchungsordnung von 1988, mit
der die Verordnung von 1977 abgelöst wurde.
Somit gelten auf allen Bundeswasserstraßen in
Deutschland, abgesehen von einigen wenigen was—
serstraßenspezifischen Anforderungen auf See—
schiffahrtsstraßen und Kanälen, einheitliche Vor—
schriften über die technische Zulassung der
Schiffe. Dies gilt auch für die fünf neuen Bundeslän-
der, zuzüglich des Gebietes des früheren Berlin
(Ost), wobei jedoch entsprechend dem Einigungs-
vertrag für dort beheimatete Schiffe, soweit sie auf
Wasserstraßen außerhalb des Rheins fahren, bis
1998 Übergangsregelungen in Anspruch genom-
men werden können. Durch die EG—Richtlinie wird
bewirkt, daß nach einer gewissen Übergangszeit
diese weitgehende Einheitlichkeit auf das gesamte
westeuropäische Wasserstraßennetz ausgedehnt
wird. Für den Rhein gilt dies schon seit vielen Jahr—
zehnten, da die RheinSchUO auf der gesamten in—
ternationalen Wasserstraße Rhein anzuwenden ist.
Die Durchführung der Verordnungen obliegt wie
schon vor dem 3. Oktober 1990 in den westlichen
Bundesländern nunmehr im gesamten Deutschland
den Schiffsuntersuchungskommissionen (SUK), die
mit geringem eigenen Personalaufwand unter weit—
gehendem Einsatz von externen Sachverständigen,
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vor allem aus der Binnenschiffahrts—Berufsgenos-
senschaft und dem Germanischen Lloyd, tätig sind.
Die Binnenschiffahrt hält nicht zuletzt durch die vor-
genannten Vorschriften, verbunden mit dem ent—
sprechenden Sicherheitsbewußtsein der Gewerbe-
treibenden, ein hohes Maß an technischer Sicher—
heit.
Die Besatzungsvorschriften für Binnenschiffe sind
wegen des Zusammenhangs mit der Schiffssicher-
heit in den Vorschriften über die Schiffsuntersu—
chung geregelt. Soweit der Einsatz des Besat-
zungspersonals von Binnenschiffen besondere Be-
fähigungen voraussetzt, obliegt die Erteilung der
entsprechenden Ausweise den Behörden der Was-
ser- und Schiffahrtsverwaltung entsprechend den
jeweiligen Patentvorschriften; (zum Sportbootfüh—
rerschein vergleiche Kapitel 3.12).
3.9 Transport gefährlicher Güter
Der Binnenschiffsverkehr ist weiterhin der Verkehrs-
träger, auf den über größere Entfernungen die mei—
sten gefährlichen Güter (überwiegend iVlineralöl—
produkte) befördert werden.
Die Vorschriften über die Beförderung gefährlicher
Güter auf dem Rhein (ADNR) werden bei der Zen-
tralkommission für die Rheinschiffahrt (ZKR) in
Straßburg zur Zeit revidiert. Die Revisionsarbeiten
_sollen 1992 abgeschlossen werden. Das neue
“2:0-
ADNR soll 1993 in Kraft treten. Es wird insgesamt
anwendungsfreundlicher sein.
In Genf wird bei der Wirtschaftskommission für Eu—
ropa (ECE) an Vorschriften über die Beförderung
gefährlicher Güter auf europäischen Binnenwasser—
straßen (ADN) gearbeitet. Die Genfer Arbeiten ba—
sieren auf den entsprechenden Entwürfen für das
neue ADNR; Ziel sind inhaltsgleiche Vorschriften in
ADNR und ADN. In Deutschland wurde die Frage
geprüft, ob man sich für ein ADN als Übereinkom-
men oder als Empfehlung aussprechen soll. In An-
betracht der Entwicklung in Europa und der Öff-
nung des Ostens ist ein Übereinkommen sinnvoll,
das darf aber nicht dazu führen, daß der hohe Si-
cherheitsstandard auf dem Rhein darunter leidet.
1992 soll die Gefahrengutverordnung Binnenschiff—
fahrt auf den deutschen Teil der Donau ausgedehnt
werden. Dies wurde den Donauanliegerstaaten
durch entsprechende Verbalnoten mitgeteilt,
außerdem anschließend in einer Informationsveran-
staltung Ende 1991 in Regensburg.
Die Ausbildung von Sachkundigen an Bord von Ge—
fahrgutschiffen hat sich grundsätzlich bewährt,
gleichwohl wird mit den anderen Rheinanliegerw
staaten geprüft, wie die Schulungen noch besser
praxisbezogen gestaltet werden können. Desweite—
ren sollen Sachkundige an Bord von Gastankschif—
fen sowie von „Chemieschiffen” künftig eine zu-
sätzliche Ausbildung nachweisen müssen.
Der hohe Sicherheitsstandard der Binnenschiffahrt
dokumentiert sich am augenfälligsten an der gerin-
gen Unfallhäufigkeit und an den geringen Unfallfol-
gen. Die Zahl der gemeldeten Unfälle (Bundesge—
biet nach dem Gebietsstand bis zum 3. Oktober
1990) hat sich seit Anfang der 70er Jahre etwa hal—
biert. Sie bewegt sich seit 5 Jahren bei etwa
1100—1300 pro Jahr. Hierbei ist hervorzuheben,
daß bei rund 50 % dieser Unfälle überhaupt kein er-
kennbarer Schaden eintritt. Es verbleiben somit ca.
500—600 schadensrelevante Unfälle. Hiervon haben
im Mittel
— annähernd 400 leichte Sachschäden zur Folge
(Weiterfahren ohne Instandsetzung möglich),
— etwa 150—180 mittleren Sachschaden zur Folge
(Weiterfahrt nur zur Instandsetzung möglich oder
zulässig),
— etwa 5 schweren Sachschaden zur Folge (Wei-
terfahrt ohne vorherige Instandsetzung nicht
möglich oder zulässig).
1991 traten bei 19 Tankschiffsunfällen im Bundes—
gebiet 437 m3 flüssige Ladung aus. Fast alle La—
dungsverluste ereigneten sich bei 10 Unfällen auf
dem Rhein. Annähernd 100 % der ausgetretenen
Mengen waren Mineralöle: Ein großer Teil konnte
durch Schlengelanlagen und andere Vorrichtungen
aufgefangen und abgesaugt werden.
In den letzten 10 Jahren wurden pro Jahr im Mittel
110 Personen bei Unfällen verletzt — einschließlich
Leichtverletzte— und 11 Personen getötet. Betrach-
tet man nur die Verkehrsunfälle, Iäßt also die Unfälle
im Schiffsbetrieb außer acht, so halbieren sich die
letztgenannten Zahlen etwa.
Das Zusammenwirken von




gemeinsam mit berufsgenossenschaftlichen In-
stanzen
hat in diesem Zeitraum offensichtlich positiv ge-
wirkt.
Der erreichte, sehr hohe Sicherheitsstandard im
Verkehrssystem Binnenschiffahrt/Wasserstraße
wird sich, gemessen am Unfallgeschehen, zukünf—
tig nur noch in kleinen Schritten verbessern lassen.
3.10.2 Seeschillahrtsstraßen
Nach den von den Wasser— und Schiffahrtsdirektio-
nen Nord und Nordwest — erstmals auch für die Kü-
sten Mecklenburg-Vorpommerns — erstellten Zu-
sammenstellungen des Schiffsverkehrs und der
Schiffsunfälle der Berufs- und Sportschiffahrt auf
den Seeschiffahrtsstraßen, in den bundeseigenen
Häfen und Schleusen in diesem Bereich sowie auf
der Hohen See im Bereich des deutschen Festland-
sockels einschließlich der Verkehrstrennungsge-
biete wurden im Jahre 1991 (1990) insgesamt 325
(325) Unfälle der Berufsschiffahrt und 92 (94) Un-
fälle der Sportschiffahrt erfaßt. Unter Berücksichti-
gung eines wesentlich vergrößerten Erhebungsge-
bietes und der gleichgebliebenen Zahl der erfaßten
Unfälle sowohl in der Berufs- als auch in der Sport-
schiffahrt ist die Unfallrate erheblich zurückgegan-
gen.
In der Berufsschiffahrt war die rückläufige Unfall-
rate besonders ausgeprägt auf den verkehrs-
reichen Revieren des Nord—Ostsee—Kanals
(— 23,8 %), der Weser (— 38,2 %) und der Elbe
(— 18,4 %). Auch in der Sportschiffahrt ist dieser
Trend auf allen Bevieren erkennbar mit Ausnahme
des Gebietes in der Ostsee (außerhalb der Grenzen
der Seefahrt), in dem allein 23 Unfälle sich in den
erstmals erfaßten Küstengewässern Mecklenburg-
Vorpommerns ereignet haben.
Die Zahl der Unfälle von Tankschiffen mit gefährli-
chen Gütern, bei denen überwiegend Sachschäden
entstanden, ist ebenfalls von 12 Unfällen im Jahre
1990 um 50 % auf 6 Unfälle im Jahr 1991 zurückge-
gangen. In keinem Fall ist es dabei zu Umweltver-
schmutzungen gekommen.
Bei einer Reihe von Unfällen kam es zu Personen-
schäden. Hierbei wurden 5 (11) Personen getötet
und 3 (24) verletzt.
3.11 Technische Entwicklung llllll Forschung
Das vom Bundesverkehrsministerium von Beginn
an unterstützte und vom Bundesforschungsmini—
sterium finanziell geförderte Forschungsvorhaben
„Forschung und Entwicklung für die Binnenschiff—
fahrt“ ist in allen drei Teilbereichen fertiggestellt. Im
ersten Teil sind hydromechanische Verbesserun-
gen erarbeitet worden, durch die vor allem bei Neu—
bauten von Binnenschiffen der Leistungsbedarf
deutlich reduziert werden kann. Im zweiten Teil
wurden entsprechende Festigkeits- und Konstruk-
tionsberechnungen durchgeführt. Der dritte Teil
hatte die Verbesserung der Propulsionseigenschaf-
ten für bestehende Schiffe zum Inhalt (weitere Ver-
minderung des Energiebedarfs).
Die Binnenschiffsflotte der ehemaligen DDR er—
reichte bislang bei weitem nicht die Transportlei—
stung, die aufgrund ihrer Kapazität erwartet werden
konnte. Als Ursachen sind neben Mängeln in der
Organisationsstruktur und im Ausbau der Wasser-
straßen auch die in weiten Bereichen etwa auf dem
Stand der sechziger Jahre stehengebliebene Tech-
nik der Schiffe anzusehen. Das vom BMV unter—
stützte und in Teilbereichen mitgestaltete Verbund—
forschungsvorhaben „Verbesserung der Effektivität
der Binnenschiffahrt unter Berücksichtigung der
besonderen Bedingungen auf dem Gebiet der
neuen Bundesländer (VEBIS)“, wird durch das Bun—
desforschungsministerium finanziell gefördert. Es
sollen
— Möglichkeiten zur schnellen antriebstechnischen
Verbesserung vorhandener Schubboote ermittelt
und
— Konzeptionen für neue flachwassergeeignete
Schiffstypen für den wirtschaftlichen Einsatz auf
den Wasserstraßen im Beitrittsgebiet erarbeitet
werden.
Konkret wird angestrebt:
— optimale Anpassung an die vorhandenen und
mittelfristig (etwa 10 Jahre) zu erwartenden Was—
serstraßenverhältnisse in den neuen Bundeslän—
dern und in Berlin;
- Möglichkeit des wirtschaftlichen Einsatzes auch
im Ost—West-Verkehr;
— Technische Perspektiven für einen wirtschaftli—
chen Einsatz im gesamten west— und mitteleu-
ropäischen Wasserstraßennetz, möglichst auch
im küstennahen Seebereich, vor allem der Ost-
see.
Die Durchführung erfolgt unter Federführung eines
Rostocker Instituts sowie in Duisburg, Hamburg,
Potsdam und Spey.
3.12 Snortschiilahrl
Die Sportschiffahrt ist mit einem hohen Anteil am
Verkehr auf den Bundeswasserstraßen beteiligt.
Dabei gilt der Grundsatz, daß sich staatliche Rege-
lungen auf ein notwendiges Mindestmaß beschrän—
ken. Diese Regelungen beziehen sich auf Gerät,
Personal und Verkehrsverhalten. Das Gros der
Wassersportfahrzeuge unterliegt keiner Zulas-
sungspflicht. Erst wenn die Fahrzeuge 15 m3 Was—
serverdrängung überschreiten, bedürfen sie einer
Zulassung zum Verkehr in Form einer Fahrtauglich—
keitsbescheinigung.
Zum Führen eines Wassersportfahrzeugs ist je
nach seinen Eigenschaften eine Erlaubnis erforder—
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Iich. Einzelheiten enthalten die Sportbootführer—
scheinverordnung—Binnen sowie die Patentvor—
schriften, wenn es sich um Sportboote zwischen f5
und 60 m3 Wasserverdrängung handelt. Für sport-
lich genutzte Fahrzeuge von mehr als 60 m3 Was-
serverdrängung gelten keine Sonderbestimmun-
gen. Sie unterliegen den Bestimmungen, die auch
für die gewerbliche Schiffahrt zutreffen. Segel—
boote, Surfbretter, Ruder— und Paddelboote sowie
motorbetriebene Boote bis 5 PS sind grundsätzlich
führerscheinfrei. Im Land Berlin gelten Sonderrege-
lungen.
Mit der Erteilung der Sportbootführerscheine und
der Abnahme der ihr vorausgegangenen Prüfungen
sind der deutsche Motoryachtverband und der
Deutsche Segler—Verband als Spitzenverbände des
Wassersports gemäß ä 3a des Binnenschiffahrts—
aufgabengesetzes beliehen worden. Sie nehmen
insoweit staatliche Aufgaben wahr und unterliegen
als Folge der Beleihung der Rechts— und Fachauf—
sicht des BMV, der in diesem Rahmen entspre-
chende Verwaltungsaufgaben zu erfüllen hat. Das
Verfahren ist in Richtlinien konkretisiert.
Die Verkehrsvorschriften, die in den jeweiligen
Schiffahrtspolizeiverordnungen enthalten sind, gel—
ten grundsätzlich auch für Wassersportfahrzeuge
(Anlage 13). Es bestehen für sie jedoch zahlreiche
Sondervorschriften, die sich nach der Art der Fahr-
zeuge richten oder auch nach ihrem Einsatzort wie
z. B. das Verbot des Wasserskibetriebs außerhalb
hierfür ausgewiesener Strecken.
Die Bedeutung der Sportschiffahrt sowohl für die
Freizeitgestaltung als auch als Wirtschaftsfaktor
wird insbesondere an der jährlich in Düsseldorf
stattfindenden „Boot“ deutlich. Der BMV ist hier mit
einem eigenen Stand vertreten, der sich bei den
Wassersportlern wegen der dort vermittelten Infor-
mationen großer Beliebtheit erfreut.
4. Bundeswasserstraßen
4.1 BBSGIII‘BHJIIIIEI der Bundeswasserstraßen
Bundeswasserstraßen werden entsprechend ihrer
überwiegenden Verkehrsnutzung in Binnenschiff-
fahrtsstraßen und Seeschiffahrtsstraßen unterteilt.
In den nachstehenden Übersichten sind die wich—
tigsten Daten der Bundeswasserstraßen zusam—
mengestellt. Eine Karte der Bundeswasserstraßen
ist in Anlage 1 enthalten.
Mit dem Beitritt der neuen Bundesländer sind die
Wasserstraßen in den neuen Bundesländern sowie
die bislang von der West—Berliner Senatsverwal—
tung treuhänderisch verwalteten ehemaligen
Beichswasserstraßen in West—Berlin zum 3. Okto-
ber 1990 als Bundeswasserstraßen in die Bundes—
verwaltung übergegangen.
4.1..1 Binnenschillahrtsstraßen
Eine Beschreibung der Binnenschiffahrtsstraßen
erfolgt für die alten und neuen Bundesländer in al-
phabetischer Reihenfolge in Form einer tabellari-
schen Darstellung der wichtigsten Daten (s. Tabelle
S. 24 f). Darin beziehen sich die Längenangaben auf
die Hauptstrecken der Wasserstraßen. Als Höhen-
differenz ist der mittlere Höhenunterschied über die
gesamte Länge angegeben.
Zu den Bundeswasserstraßen gehören auch die
bundeseigenen Talsperren an Eder und Diemel, die
zum Zwecke der Wasserversorgung des Mittelland-
kanals in der ersten Hälfte dieses Jahrhunderts er-
richtet wurden. Seit der Stauregelung der Mittelwe-
ser haben diese Talsperren Bedeutung vor allem für
die Niedrigwasseraufhöhung der Oberweser für die
Schiffahrt. Im Zusammenhang mit dem Bau des
Wasserstraßenkreuzes Magdeburg, im Zuge des
Projektes 17 der Verkehrsprojekte Deutsche Ein-
heit, gewinnt der Wasserversorgungszweck wieder
besondere Bedeutung. Die Talsperren dienen fer—
ner dem Hochwasserschutz und der Stromerzeu-
gung. Fremdenverkehr, Wassersport und Fischerei
haben sich dank der Talsperren stark entwickelt.
Talsperren Eder Diemel
Mauerlänge: 400 m 194 m
Höhe: 47 m 42 m




Die Seeschiffahrtsstraßen, die von der seewärtigen
Begrenzung des Küstenmeeres (Hoheitsgrenze der
Bundesrepublik Deutschland) bis tief hinein in die
Unterläufe der Flüsse sowie in die Förden und
Buchten des Meeres reichen, dienen in erster Linie
der deutschen und internationalen Seeschiffahrt als
Zufahrten zu den deutschen Seehäfen.
Diese Zufahrten werden, soweit wirtschaftlich ver—
tretbar, den wachsenden Tiefgängen der See—
schiffe angepaßt. Sie sind mit Schiffahrtszeichen so
ausgestaltet, daß auch bei hoher Verkehrsdichte
und ungünstigen Wetterverhältnissen der Verkehr
möglichst sicher und leicht stattfinden kann. Ihre
Leistungsfähigkeit hat für die Wettbewerbslage der
deutschen Seehäfen, über die etwa ein Drittel des
gesamten grenzüberschreitenden Verkehrs der
Bundesrepublik (einschließlich Bohrfernleitungen)
abgewickelt wird, ausschlaggebende Bedeutung.
Hörnum, Helgoland, Wangerooge, Borkum
Die Häfen Hörnum und Borkum dienen der Schiff-
fahrt als Schutzhäfen. Die Insel Helgoland hat ihre
besondere Bedeutung als Schutzhafen für die
Hochseefischerei und die Sportschiffahrt sowie als
Standort von Badar— und UKW—Sprechfunkanlagen
für das Verkehrssicherungssystem Deutsche
Bucht
Die Unterhaltung der Seewasserstraßen umfaßt
auch die Arbeiten und Maßnahmen zur Sicherung
des Bestandes der Inseln Borkum und Wange—
rooge. Diese sind Eckpfeiler der Seeschiffahrts—
straßen Ems und Jade. Die stabile Lage der Inseln
sichert stabile Fahrwasserverhältnisse.
In der Tabelle auf S. 26 sind die wichtigsten Daten
der Seeschiffahrtsstraßen der alten und neuen Bun-
desländer zusammengestellt. Als Ordnungssystem
wurde hier die geographische Lage der Wasser—
straßen von West nach Ost gewählt.
Die Gesamtlänge der Seeschiffahrtsstraßen der al—
ten und neuen Bundesländer beträgt rd. 1.500 km.
4.2 Wasserstraßenhaushalt
Der Haushalt der Bundeswasserstraßen umfaßt die
Bereiche
— Investitionen,
— Betrieb und Unterhaltung,
— Verwaltung
mit einem Gesamtvolumen 1991 von 2,2 Mrd DM
(ohne Bundesanstalten).
Die Bundesverkehrswegeplanung bildet die Basis
der Haushalts— und Finanzplanung für die Investi—
tionen in die Bundesverkehrswege. Der Investi—
tionsanteil im Wasserstraßenhaushalt des Bundes
liegt gegenwärtig bei rd. 43 %.
Im Jahr 1991 betrugen die Ausgaben des Bundes
für Investitionen (einschl. Bauleitungsausgaben)
rd. 922 Mio DM. Hinzu kommen rd. 188 Mio DM, die
von den Bundesländern aufgrund von Regierungs—
abkommen für einzelne langfristig ausgerichtete
Wasserstraßenprojekte bereitgestellt wurden. Von
den Investitionen entfielen 1991 rd. 190 Mio DM auf
den Küstenbereich und rd. 920 Mio DM auf den
Binnenbereich. Der Anteil der neuen Bundesländer
lag bei rd. 77 Mio DM.
Durch eine verbesserte Ausrichtung des Aufgaben—
umfangs am volkswirtschaftlich notwendigen Be—
darf und durch Rationalisierungsmaßnahmen soll
ein möglichst wirksamer Einsatz der verfügbaren



















































































































































































































wirtschaftlich sinnvollen Aufgabenteilung zwischen
Begie- und Unternehmerarbeit liegt eine wichtige
Steuerungsmöglichkeit zur Verbesserung der Wirt-
schaftlichkeit. Als Hilfsmittel für eine Verbesserung
der wirtschaftlichen Aufgabenerledigung und für
die systematische Bearbeitung der vielfältigen Ba—
tionalisierungsaufgaben wird z. Z. eine lT-gestützte
Kosten- und Leistungsrechnung (WSVKLR) er-
probt. Die WSVKLB wird künftig die Grundlage aller
Untersuchungen und Entscheidungen im Bereich
Unterhaltung und Betrieb der Bundeswasser—
straßen bilden; sie ist so angelegt, daß sie sich für
unterschiedliche Problemstellungen eignet, von
grundsätzlichen (langfristigen) Fragen der Aufga—
benwirtschaftlichkeit bis zu (kurzfristigen) Fragen
der Einsatzplanung.
Für Betrieb, Unterhaltung und Verwaltung der Bun—
deswasserstraßen wurden 1991 rd. 1,230 Mrd DM
aufgewendet. Hiervon entfiel der größte Anteil auf
Personalausgaben.
Im Jahr 1991 wurden die Wasserstraßenhaushalte
für die alten und die neuen Bundesländer erstmals
zusammen geführt.
4.3 Aus- und Neubau
Im Vorgriff auf den 1. gesamtdeutschen Bundes—
verkehrswegeplan wurden durch den Bundesver—
kehrsminister 17 Verkehrsprojekte Deutsche Ein—
heit als vordringliche Maßnahmen ausgewählt, die
für das Zusammenwachsen Deutschlands und den
wirtschaftlichen Aufschwung in den neuen Bundes-
ländern eine Schlüsselfunktion ausüben. Hierzu
gehört als Projekt Nr. 17 „Wasserstraßen“ der Aus—
bau der Wasserstraßenverbindung Mittellandka—
nal/EIbe-Havel-KanaI/Untere HaveI—Wasserstraße
und Berliner Wasserstraßen zwischen den Wirt-
schaftsräumen Hannover— Magdeburg — Berlin. Die
Herstellung des Wasserstraßenkreuzes Magdeburg
im Zuge der Elbquerung mit Verbesserung der Er—
reichbarkeit der Magdeburger Häfen ist wesent-
licher Teil des Projektes und hat besondere Prio-
rität.
Im folgenden werden die Vorhaben im Rahmen des
Projekts 17, die Aus- und Neubauvorhaben an den
übrigen Binnenschiffahrtsstraßen in den neuen
Bundesländern sowie die Aus- und Neubaumaß-
nahmen an den Binnen- und Seeschiffahrtsstraßen
der alten Bundesländer beschrieben.
4.3.1 Pl‘llielfl 17
Wasserstraßenkreuz Magdeburg
Der Schiffsverkehr über die West-Ost—Magistrale
muß zur Zeit noch den Weg über das Schiffshebe-
werk (SHW) Rothensee, den Abstiegskanal bis zur
Elbe, dann den Elbestrom abwärts bis zum Niegrip—
per-Verbindungskanal und über die Schleuse Nie-
gripp in den EIbe-Havel—Kanal nehmen. Die
Streckenlänge beträgt ca. 18 km und ist damit um
ca. 12 km länger als der ursprünglich geplante Weg
über eine Kanalbrücke. Bedeutender als der Um—
weg ist, daß der Schiffsverkehr dabei durch Eng—
pässe, vor allem die Abmessungen des SHW Ro—
thensee sowie die schwankenden Wasserstände in
der Elbe mit ihren zeitweise Ianganhaltenden Nied-
rigwasserperioden, erheblich beeinträchtigt wird.
Zur Lösung dieses Problems werden planerisch die
Alternativen — Kanalbrücke über die Elbe oder Stau—
stufe in der Elbe bei Heinrichsberg — untersucht:
— Brückenlösung
Die Brückenlösung umfaßt den Bau einer Kanal-
brücke im Zuge des MittellandkanaIs/EIbe—Havel-
Kanal und einer Schleuse in Hohenwarthe. Als Er—
gänzungsbauwerk für das SHW Bothensee ist eine
weitere Schleuse vorgesehen. Der Magdeburger
Hafen wird durch Absperrung an der bisherigen
Elbanbindung und den Bau einer neuen Hafenan—
bindung im Bereich der Herrenkrugbrücke von den
niedrigen Wasserständen unabhängig gemacht.
— Staustufenlösung
Grundgedanke der Staustufenlösung ist die Que-
rung der Elbe im Bereich einer zu errichtenden






















tellandkanal zur Elbe dient eine neue Schleuse Glin-
denberg. Über einen neuen Kanal durch das westli-
che Elbvorland soll eine Verbindung zu der in die-
sem Bereich gestauten Elbe hergestellt werden.
Mittels eines ebenfalls neuen Kanalabzweiges und
einer neuen Schleuse Niegripp gelangen die Schiffe
in den Elbe—Havel-Kanal. Die Magdeburger Häfen
werden von der Staustufe eingestaut und damit
vollschiffig an die Ost-West—Verbindung ange—
schlossen. Zu dieser Lösung gehört auch die Pla-
nung einer zusätzlichen Schleuse neben dem SHW
Rothensee.
Die Realisierung der wasserstandsunabhängigen
Elbquerung hat innerhalb des Wasserstraßenpro—
jektes Hannover — Berlin hohe Priorität, weil da—
durch für die Wirtschaftsstandorte bereits erhebli—
che Transportkostenvorteile zu erwarten sind.
Inzwischen ist im Frühjahr 1992 für das Wasser-
straßenkreuz Magdeburg zugunsten der Brücken-
lösung entschieden worden.
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Der Ausbau soll vorrangig im Trapezprofil erfolgen.
Zur Verbesserung der Leistungsfähigkeit sollen die
Schleusen Zerben und Wusterwitz jeweils eine
neue Schleusenkammer erhalten. Vorarbeiten für
die Vergabe einer Umweltverträglichkeitsstudie
wurden eingeleitet. Die Vermessungsarbeiten für
den gesamten Kanal sind in Auftrag gegeben.
Untere Havel-Wasserstraße (UHW)
Der Teilbereich der Unteren HaveI-Wasserstraße
vom Plauer See bis zum Jungfernsee besteht aus
Fluß- und Seenstrecken sowie dem Silokanal in der
Stadt Brandenburg und dem Sacrow—Paretzer-Ka-
nal.
Nach ersten Untersuchungen können ca. 50 % der
Strecke nahezu unverändert erhalten bleiben, le—
diglich eine Fahrrinnenvertiefung ist erforderlich. ln
den Kanalstrecken werden z.T. Unterwasserspund-
wände eingebaut, die Schleuse Brandenburg erhält
eine tiefere Kammer, das Wehr Bahnitz wird erneu-
ert.
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Elbe-Havel-Kanal (EHK)
Der Kanalquerschnitt des EHK wird in seiner ge—
samten Länge von rd. 55 km von dem vorhandenen
Muldenprofil mit nur 35,5 m Wasserspiegelbreite
und 3,5 m Wassertiefe so verbreitert und vertieft,
daß er den modernen Schiffsgrößen gerecht wird.
‘ ‚._ _‚Au.
Wasserstraßenkreuz Magdeburg — Fotomontage der Brücken/ösung
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Berliner Wasserstraße — Südstrecke
Die Strecke Berlin-Süd beginnt im Jungfernsee und
umfaßt den Teltowkanal (TeK) bis km 28,3, den
Britzer Verbindungskanal (BVK) von km 28,30 a bis
km 31,74 a, die Spree-Oder-Wasserstraße (SOW)
von km 26,5 bis km 20,7 und endet am Osthafen.
im Zuge des Ausbaues ist in Kleinmachnow eine
neue Schleusenkammer geplant. Von den 48 Brük-
ken, die die Strecke Berlin-Süd überspannen, ent-
sprechen nur 9 Brücken den erforderlichen Durch-
fahrtshöhen und Durchfahrtsbreiten.
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Teltowkana/ in Höhe des Hafens Lankwr‘tz
Berliner Wasserstraße - Nordstrecke
Unter der Bezeichnung Berlin—Nord werden die Un-
tere HaveI-Wasserstraße (UHW) von km 16,3—
0,0, die Spree—Oder-Wasserstraße (SOW) von
km 0,0—6,5 und der Westhafenkanal (WHK) von
km 0,01—3,0 bis zum Westhafen ausgebaut. Von
den 13 Brücken haben nur 2 Brücken die erforder-
liche Durchfahrtshöhe und Durchfahrtsbreite. Zur
Verbesserung der Leistungsfähigkeit ist die
Schleuse Charlottenburg neu zu bauen. Die Vorar—
beiten mit UmweltverträgIichkeitsstudie und Pla—
nungen zum Ausbau der Schleuse Charlottenburg
sind angelaufen.
4.3.2 Übrige Binnensehitfahrtsstraßen in den I
neuen Bundesländern
Gosener Kanal (GoK)
Die Vorarbeiten für die Instandsetzung des Gosener
Kanals (2. Bauabschnitt) wurden begonnen.
Müri'tz-E/de-Wasserstraße (MEW)
Die Schleuse Dömitz war seit November 1989 auf
Grund des Bauzustandes gesperrt. Damit war der
Zugang in die lVlüritz-Elde-Wasserstraße von der
Elbe aus unterbrochen. lVlit dem Rohbau einer
neuen Schleuse Dömitz wurde 1991 begonnen. Die
Fertigstellung und lnbetriebnahme erfolgte im lVlai
1992. Die nutzbare Kammerlänge der Schleuse be-
trägt 50 m und die Breite 9 m. Die Gesamtkosten
belaufen sich annähernd auf 10 Mio DlVl.
Obere Havel—Wasserstraße (OHW)
Die Arbeiten am Neubau der Schleuse Bischofs—
werder (große Kammer) und am Durchstich Voßka—
nal sind bis auf Restarbeiten zum Abschluß ge-
bracht worden.
Am lVlalzer Kanal ist unterhalb der Schleuse Lieben—
walde eine Abgrabung mit Ufersicherung und Dal—
ben fertiggestellt worden.
Spree—Oder—Wasserstraße (SOW)
Der Neubau des Leitwerkes im Unterhafen der Süd-
kammer der Schleuse Kersdorf wurde fortgeführt.
lr.3.3 Binnensehittahrtsstranen in den alten
Bundesländern
Datteln—Hamm—Kana/ (DHK)
Zum Ausbau des Kanals nach Wasserstraßen—
klasse IV und zur Beseitigung von Bergschäden
wurden Streckenbaumaßnahmen wie Dammbauar—
beiten, Spundwandarbeiten, Dükerverlängerungs-
arbeiten an ca. 6,7 km Kanalufer im Bereich von
km 4,7 — km 39,3 durchgeführt.
Für den Ausbau von Streckenabschnitten zwischen
km 0,5 — 5,0 wurden die Planungsarbeiten und die
Planfeststellung fortgeführt.
Donau (D0)
Die Donau wird auf der Grundlage des zwischen
dem Bund und Bayern im Jahre 1966 abgeschlos-
senen Vertrag zwischen Regensburg und Vilshofen
mit Staustufen ausgebaut. Der Ausbau wird von der
Rhein—lVlain-Donau AG im Auftrag des Bundes
durchgeführt.
Im Abschnitt Regensburg—Geisling sind die Restar-
beiten im wesentlichen abgeschlossen. Die Strecke
Geisling—Straubing einschließlich der Staustufe
Straubing befindet sich im Bau. Arbeitsschwer—
punkte sind Wehr, Durchstich Öberau und die
Schöpfwerke Kirchenbach und Laber.
Für die Strecke Straubing—Vilshofen wurden die
Vorplanungen weitergeführt. Das Raumordnungs—
verfahren soll 1992 beantragt werden.
Dortmund-Ems-Kanal (DEK)
An der Kanalstufe Henrichenburg/Waltrop wurde
der Rohbau der Ausstellungshalle fertiggestellt.
lVlit dem Umbau der 1989 stillgelegten Schacht-
schleuse Henrichenburg/Waltrop zu einer Sport—
bootüberschleppeinrichtung wurde begonnen.
Im Streckenabschnitt Ladbergen (km 88,75 - 91,80)
wurden die Ausbauarbeiten abgeschlossen, die
neue Fahrt konnte am 15. .Juli 1991 für die Schiff-
fahrt freigegeben werden.
E/be—Seltenkanal (ESK)
Am Osttrog des Schiffshebewerks Lüneburg wur—
den Verstärkungs- und Umbaumaßnahmen durch-
geführt.
Küstenkanal (KK)
Für den Ausbau der Stadtstrecke Oldenburg wur—
den im Zusammenhang mit den Ausbauplanungen
ein Grundwassermeßnetz eingerichtet und eine Un-
terwasserinspektion der Spundwände durchge-
führt; ferner wurde das Planfeststellungsverfahren
eingeleitet.
ll/laln (Ma)
Der Fahrrinnenausbau zwischen Aschaffenburg
und Bamberg wurde von Aschaffenburg bis Freu-
denberg und von Harrbach bis Würzburg im we-
sentlichen 1991 abgeschlossen. Hier steht der
Schiffahrt nun wie am Untermain eine Fahrrinnen—
tiefe von 2,90 m zur Verfügung.
Für weitere noch zu vertiefende Streckenabschnitte
wurden die bauvorbereitenden Arbeiten fortgeführt.
Zur Verbesserung der Schiffahrtsverhältnisse auf
dem besonders stark befahrenen Untermain (Main—
mündung bis Aschaffenburg) wird z. Z. die Schleu—
senanlage Offenbach ausgebaut. Vorgesehen ist
eine Verlängerung der Nordschleuse von 110 m
Nutzlänge auf 230 m und eine Vertiefung der Kam-
mer auf 3,50 m.
Main-Donau-Kana/ (MDK)
Von dem ingesamt 171 km langen Kanal zwischen
Bamberg und Kelheim sind bereits 149 km in Be-
trieb. Die restlichen 22 km zwischen Bachhausen
und Dietfurt stehen kurz vor der Fertigstellung.
Die Bau— und Montagearbeiten an der Schleuse
Bachhausen sind nahezu abgeschlossen, an der
Schleuse Berching wurden sie zügig fortgesetzt.
Auch die Arbeiten auf den freien Strecken in den
Haltungen Berching und Dietfurt, insbesondere die
Erd— und Brückenbauarbeiten, liegen im Zeitplan
für die Verkehrsfreigabe, die auf den 25. September
1992 festgelegt ist.
Mittellandkanal (MLK) mit Stichkanälen
Der Mittellandkanal und seine Stichkanäle werden
seit 1965 für den Verkehr von Großmotorgüterschif-
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fen bis zu 2.000 Tonnen und Schubverbänden bis
3.300 Tonnen Tragfähigkeit ausgebaut. Im Bereich
der alten Bundesländer wurde auf etwa 75 % der
Streckenlänge der Kanalquerschnitt auf 166 m2
vergrößert. 4,5 km Kanalstrecke konnten im abge-
laufenen Jahr fertiggestellt werden. Weitere 9,7 km
befinden sich z. Z. im Bau.
Vier Brücken wurden dem Verkehr übergeben und
zwei Düker in Betrieb genommen. Die Bauarbeiten
an neun weiteren Brücken und vier Dükern werden
zur Zeit fortgesetzt.
Für den 60 km langen Kanalabschnitt von Rühen
bis Rothensee (Land Sachsen—Anhalt) wurden die
Planungen zum Ausbau dieser zum Projekt 17 der
Verkehrsprojekte Deutsche Einheit zählenden Was—
serstraße weitergeführt.
Neckar (Ne)
Der rasche Strukturwandel in der Binnenschiffahrt
verlangt auch auf der Strecke zwischen Heilbronn
und Plochingen für eine moderne und leistungs—
fähige Wasserstraße der Klasse IV eine Fahrrinnen-
tiefe von 2,80 m. Die Vertiefungsarbeiten wurden
nach kurzer Unterbrechung in den Stauhaltungen
Besigheim und Hessigheim fortgeführt. Die Vorar—
beiten für die Vertiefung in den Haltungen Horg—
heim und Pleidelsheim bis Aldingen wurden fortge—
setzt.
Mit einem mathematischen Modell werden die
Möglichkeiten einer automatischen Abfluß— und
Stauzielregelung mit zentraler Überwachung am
Neckar untersucht. Hierbei soll die Steuerung der
Kraftwerke und Wehre automatisiert werden mit der
Vorgabe, den Abfluß zu vergleichmäßigen und die
Wasserspiegelschwankungen zu minimieren.
Rhein (Rh)
Die Bauarbeiten für die Regelung Kirschgartshau-
sen (Rhein—km 435,9 - 438,5) wurden begonnen
und bis Jahresende weitgehend ausgeführt. Der
verstärkte Geschiebetransport im engeren Baube-
reich während der Durchführung der Baumaßnah—
men zeigt die Wirksamkeit der Bauwerke (Ufervor—
und -rückverlegungen sowie Buhnen als Mittelwas-
serbauwerk).
im bundeseigenen Hafen Oppenheim wurde mit
dem Bau des Außenbezirkes begonnen. Die bisher
an verschiedenen Standorten verteilten Büroge-
bäude, Werk— und Lagerstätten sowie Anlegestel-
Ien für die schwimmenden Fahrzeuge und Geräte
werden hier künftig konzentriert.
Im Rahmen des seit 1964 laufenden Ausbaues des
Rheins wurden die Baumaßnahmen zur Wiederher-
stellung und Erhaltung eines beständigen Gewäs-
serbettes — „Sohlenstabilisierung“ — weitergeführt.
Mit diesen Maßnahmen soll der fortschreitenden
Sohlenerosion entgegengewirkt und die Tendenz
zur Fehlstellenbildung in der Fahrrinne verringert
werden. Als Einzelmaßnahmen zur Erreichung die—
ses Zieles wurden die Stromsohlenaufhöhung bei
Düsseldorf-Heerdt beendet, sowie die Sohlensi-
cherung bei Duisburg-BaerI/Kniep begonnen.
Bhein—Herne—Kanal (RHK)
An der Nordkammer der Zwillingsschleuse Herne—
Ost wurden die Betonarbeiten abgeschlossen,
Ober— und Untertor sowie Stoßschutz wurden mon-
tiert.
Der Ausbau (Querschnittserweiterung) der Haltung
Herne—West wurde fortgeführt.
An der Kanalstufe Wanne-Eickel wurde mit den
Bauarbeiten für den Ersatz der Südkammer begon-
nen. Der Abbruch der alten Kammer wurde abge—
schlossen.
Saar (Sa)
Die Arbeiten zum Ausbau der Saar für die Groß-
schiffahrt konzentrieren sich auf die Strecke ober-
halb Dillingen bis Saarbrücken.
"J. .'. g."1.5!}
Bau des Bremer Weserwehrs (Stand Juli 1991)
ü- '
Von der 91,3 km langen Ausbaustrecke zwischen
Konz und Saarbrücken St. Arnual sind noch ca.
18 km auszubauen, das sind rd. 20 %.
Die Kosten der Ausbaumaßnahmen werden nach
dem Preisstand 1991 insgesamt rd. 2,25 Mrd. DM
betragen. Hiervon wurden bis Ende 1991 rd. 1,57
Mrd. DM ausgegeben.
Im August 1991 ist für die 6,5 km lange Teilstrecke
Luisenthal—Malstadt einschließlich der Staustufe
Saarbrücken der PlanfeststelIungsbeschluß ergan-
gen.
Die für den Ausbau des Streckenabschnitts Waller—
fangen—Lisdorf anfallenden Bauarbeiten, die ein—
schließlich der Baumaßnahmen der Straßenverwal—
tung für die B 51 mit rd. 53 Mio DM veranschlagt
sind, sollen im Herbst 1992 fertiggestellt werden.
Die Montage— und Einstellarbeiten an der automati—
schen Stau- und Abflußregelung für das Wehr
Schoden wurden abgeschlossen.
Die landschaftspflegerischen Gestaltungs- und
Pflanzarbeiten im Bereich der Staustufen, Stauhal-
tungen und Aufhöhungsflächen wurden fortgeführt.
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Wesel—DatteIn—Kana/ (WDK)
Im Zuge des Ersatzes der Stahlbau— und elektro-
technischen Anlagen der großen Schleusen wurde
mit den Arbeiten an der Schleuse Flaesheim be—
gonnen. Erneuert werden die Hubtore, Hubgerüste,
sämtliche Anstriche, der Bedienungsstand, die
Schaltstationen für Hoch— und Niederspannungs—
anlagen sowie die gesamte Schleusensteuerung.
Weser (We)
Der dritte Bauabschnitt zum Ersatz des Bremer We—
serwehrs wurde mit einem Investitionsmittelauf-
wand in Höhe von rd. 31 Mio DM für die Schließung
der letzten Durchflußöffnung, Massivbau- und Soh—
lensicherungsarbeiten sowie Erdarbeiten zur Neu-
gestaltung des linken Weserufers planmäßig durch—
geführt. Für den Ersatz der Schleusenanlage wur—
den die Planungen fortgesetzt und das Plan-
feststellungsverfahren vorbereitet.
Im Bereich der Mittelweser wurden die Arbeiten für
die Anpassung an den Verkehr mit Europaschiff—
fen mit einer ganzjährigen Mindestabladetiefe von
2,50 m fortgeführt. Dabei handelt es sich im we-
sentlichen um Naßbaggerarbeiten in den Stauhal—
tungen Schlüsselburg und Landesbergen.
ZI.3.ZI Seeschiffahrtsstraßen
Außen- und Unterems
Auf der Insel Borkum wurden für den fahrwasserbe—
zogenen Inselschutz am Weststrand
— die Grundinstandsetzung der Strandschutz-
mauer mittels verankerter Stahlbetonschalen
fortgesetzt und beendet,
sowie am Südweststrand
— das Deckwerk um 150 m auf insgesamt 300 m
verlängert und durch eine Strandaufspülung
(120.000 m3) gesichert.
Die Untersuchungen zur Minimierung des Unterhal-
tungsaufwands für die Ufersicherungen zwischen
Buhne 35 und dem Leitdamm Fischerbalje wurden
fortgesetzt.
Im Bereich der Unterems wurde schwerpunktmäßig
das Planänderungsverfahren zum Ausbau zwi-
schen km 0 und 40,45 einschließlich des Vorhafens
Papenburg für ein 6,80 m tiefgehendes Bemes-
sungsschiff bearbeitet.
Jade
Im Zusammenhang mit der Fahrwasserverlegung
zwischen km 15 und 22 wurden die Baggerungen




Nach Abschluß der Planungen zur Verbesserung
des Fahrwassers wurden die UVS aufgestellt und
das Planfeststellungsverfahren vorbereitet.
Außen— und Unterweser
Der 12-m—Ausbau der Außenweser wurde mit der
Verlängerung von vier Buhnen an der Westseite der
Robbenplate, das Ersatzinvestitionsprogramm mit
der Erhöhung des Leitdamms Robbensüdsteert
fortgesetzt.
Außen— und Untere/be
lm Anschluß an die Vertiefung der Außen- und Un-
terelbe auf 13,5 m unter KN wurden
— flußbauliche Maßnahmen an den Leitdämmen
Kugelbake und Hanskalbsand
sowie
— restliche Rekultivierungsarbeiten auf der Insel
Pagensand
durchgeführt.
Zur Anpassung der Fahrrinne an die Entwicklung
der Containerschiffahrt und Aufnahme dieser Maß—
nahme in den Bundesverkehrswegeplan wurden
Voruntersuchungen in technischer, wirtschaftlicher
und ökologischer Hinsicht durchgeführt. Für einen
tideabhängigen Verkehr von vollabgeladenen Con-
tainerschiffen der 4. Generation nach bzw. von
Hamburg werden Planungsalternativen für Teil—
streckenvertiefungen bis zu 16 m unter KN entwi—
kelt.
4.4 BBSIHI‘IIISBI‘IIHHIIIIQ lllltl Bßll‘ißh
Aufgrund der Altersstruktur der baulichen Anlagen
an den Bundeswasserstraßen kommt deren Be-
stands- und Funktionserhaltung erhöhte Bedeu-
tung zu. Wesentliche Basis dafür ist die Inspektion
der Bauwerke. Damit einher gehen Untersuchun-
gen und Begutachtungen durch die Bundesanstalt
für Wasserbau (BAW), die in erster Linie die WSV—
Dienststellen in konstruktiver, bautechnischer und
baustofftechnologischer Hinsicht für Maßnahmen
zur Substanzerhaltung, Teilerneuerung, des Ersat-
zes und des Ausbaus berät. Das sichert eine WSV-
einheitliche Beurteilung der angetroffenen Mängel
und dient angesichts knapper Ressourcen einer an—
gemessenen Prioritätensetzung.
Nachfolgend werden wasserstraßenbezogen die
über die laufende Unterhaltung hinausgehenden
Maßnahmen zu Bestandserhaltung und Betrieb ge-
nannt. Dabei wird von einer Unterteilung in Wasser—




Im gesamten Streckenabschnitt mußten umfangrei—
che Holzeinschlags— und Rodungsarbeiten durch-
geführt werden. Der Pappelbestand war überaltert
und stellte eine Gefahr für die Standsicherheit der
Kanaldämme dar.
Der Süggelbach—Durchlaß, Ölmühlenbach, Aase—
und Spatzerwegdüker wurden zur Überprüfung der
Gewährleistung trockengelegt, gereinigt; gleichzei-
tig wurde die Bauwerksinspektion durchgeführt.
Donau (Do)
An der Südkammer der Schleuse Jochenstein wur—
den die Instandsetzungs- und Konservierungsar-
beiten an den Schleusentoren abgeschlossen. Im
Rahmen der Instandsetzung der Staustufe Kachlet
und der Schleuse Regensburg wurden umfangrei—
che maschinen— und elektrotechnische Maßnah-
men durchgeführt.
Dortmund-Ems-Kana/ (DEK)
Wie in den beiden Vorjahren fielen auch 1991 vor al—
lem im unteren Vorhafen der Schleusengruppe Her-
brum umfangreiche Schlickablagerungen an.
Größere Behinderungen des Schiffsverkehrs konn-
ten durch eine Injektionsbaggerung im Juli/August
vermieden werden, bei der rd. 100.000 m3 Schlick
aus dem unteren Vorhafen befördert wurden. Ins-
gesamt mußten im Tidebereich der Ems von Her—
brum bis Papenburg für die Aufrechterhaltung der
Schiffahrt, für die Gewährleistung der Vorflut (Bor-
sumer Sielgraben) und für die Freihaltung von Pe-
geln (Pegel Herbrum Hafendamm, Pegel Wehr Her-
brum und Pegel Rhede) rd. 355.000 m3 Schlick ge—
baggert werden. Davon wurden rd. 200.000 m3 auf
eine Deponie verbracht.
Für die Instandhaltung der Deckwerke mit Schwer-
punkt im Tidebereich wurden rd. 13.000 t Wasser-
bausteine eingebaut.
An den Schleusen Düthe und Bollingerfähr wurden
im Rahmen einer planmäßigen Unterhaltung die
Tornischen trockengelegt, die Unterwagen an den
Schiebetoren ausgewechselt und Instandsetzungs-
arbeiten an Schützen und Dichtungselementen
durchgeführt.
An den Häuptern der neuen Schleuse Varloh wur—
den Preßlufteinrichtungen zur Eisfreihaltung der
Tornischen eingebaut.
Lüdke-, Becke-, Kloster— und Graldüker wurden
trockengelegt, gereinigt und die Bauwerksinspek—
tion nach W-WSV 2101 durchgeführt. Der Hornen—
düker wurde trockengelegt und grundinstandge—
setzt.
Die Gelmer Brücke, DEK-km 77,865 nördlich Mün—
ster gelegen, konnte nach Anpassung der Rampen
dem Verkehr übergeben werden.
Elbe (EI)
Im Bereich zwischen Elbe km 425,25 — 430,0 wur-
den größere Instandsetzungsmaßnahmen an den
Buhnen zur Wiederherstellung ihrer Regulierungs—
funktion durchgeführt und dadurch die Tauchtie—
feneinschränkung aufgehoben.
Am Wehr Geesthacht wurden die Grundinstandset-
zungsmaßnahmen abgeschlossen.
Elbe—Havel—Kanal (EHK)
Am Unterhaupt der Schleuse Zerben wurden die
Stemmtore ausgewechselt.
Elbe—Lübeck—Kanal (ELK) und Kanaltrave
Im Rahmen, des Mindestinstandsetzungspro—
gramms wurden die Ufersicherungsarbeiten fortge-
setzt.
Die Instandsetzung des Kanalufers in der Haltung
Donnerschleuse Witzeeze erfolgte auf 1.000 m
Länge durch Pfahlwand mit Deckwerk.
Elbe-Seitenkanal (ESK)
Auf 6,6 km Uferlänge wurden die Deckwerke in—
standgesetzt. Zur Erhaltung der Fahrwassertiefen
wurden in den Mündungsbereichen von ESK und
MLK 6.000 m3 Sand und Schlamm gebaggert und
auf einem Spülfeld abgelagert.
Elisabethfehnkanal (EFK)
Die Schleuse Brandreeken wurde trockengelegt
und nach erfolgter Bauwerksinspektion im Regie-
betrieb grundüberholt.
An der Klappbrücke im Zuge der K 329 (Koksfabrik)
mußte im Zusammenhang mit dem Ersatz des
Fahrbahnbelages der gesamte Trägerrost der Hub-
brücke erneuert werden.
Ems-Seitenkanal (EmK)
An,der Seeschleuse Oldersum wurden in trockener
Baugrube die Ebbetore des Außen— und Binnen-
hauptes eingebaut sowie Instandsetzungsmaßnah—
men in der Schleusenkammer und der Vorboden—
fläche des Außenhauptes durchgeführt.
Im Bereich des Ems-Seitenkanals wurden umfang-
reiche Ufersicherungsarbeiten ausgeführt.
Havelkanal




Im Rahmen der Bauwerksuntersuchungen an den
Schleusen Spandau und Kleinmachnow wurden
Gutachten der BAW, Außenstelle Berlin, erstellt.
Küstenkanal (KK)
Im Rahmen der Bauwerksinspektion wurde die
Kammer der Schleuse Oldenburg überprüft. Auf-
grund des Ergebnisses wurde die Instandsetzung
der Lager des Obertores veranlaßt.
Zur Sicherung der Deckwerke wurden 15.000 t
Wasserbausteine eingebaut.
Am Haardeverdüker wurden die 1990 im Rahmen
einer Bauwerksinspektion festgestellten Mängel
beseitigt und die Konservierung erneuert. Der
Eckesberg und der Neuleher Düker wurden
trockengelegt und nach W-WSV 2101 überprüft.
Lahn (La)
Es wurden rd. 3.000 m3 Lockersteine im Regiebe—
trieb gebaggert.
Der Überbau der Schleusenbrücke Nievern wurde
erneuert.
lm hessischen Abschnitt der Lahn wurde die Kartie-
rung der Ufervegetation für die Erstellung eines
Rahmenkonzeptes für Uferunterhaltung abge—
schlossen. Im rheinland-pfälzischen Lahnabschnitt
wurde die örtliche Bestandsaufnahme der Vegeta—
tion abgeschlossen.
Das Verbundobjekt „ökologisch begründete Sanie—
rungskonzepte für Fließgewässer“ wurde weiterge—
führt. lVlit dem Projekt soll der Forschungs— und
Handlungsbedarf für die Fließgewässersanierung
aufgezeigt werden. Die eigentliche Sanierung ist
nicht Gegenstand des genannten Projektes.
Leda (Lol)
Im Bereich zwischen dem Vorhafen der See-
schleuse Leer und der Ledamündung wurden die
Solltiefe der Fahrrinne durch Baggerungen wieder
hergestellt und zwischen km 9,0 und 24,7 Ufersi—
cherungsarbeiten durchgeführt.
Leipzig-Saale—Kanal
In der hohen Dammstrecke wurde zwischen km
10,5 und 13,5 eine Böschungssicherung durchge—
führt.
ll/laln (ll/la)
Zur Erhaltung der Verkehrs- und Betriebssicherheit
der z. T. über 60 Jahre alten Staustufen laufen um-
fangreiche Instandsetzungs- und Erneuerungsar-
beüen:
— Nach der Beseitigung der Eckaussteifungen
(Vouten) am Fußpunkt der Kammerwände von
weiteren 8 Mainschleusen können jetzt an allen
Mainschleusen auch tiefer abgeladene Schiffe
geschleust werden.
— Die Grundinstandsetzung der maschinen- und
elektrotechnischen Einrichtungen sowie die bau—
technische Sanierung der Wasserkraftwerke Ed-
dersheim und Griesheim wurde weitergeführt.
— An der Schleuse Griesheim wurden die Arbeiten
für den Ersatz der Antriebshäuser der Nord- und
Südschleuse, die Aufstockung des Betriebsge-
bäudes, der Ersatz der Zentralsteuerung und die
Erneuerung der Schleusenbeleuchtung in Auf—
trag gegeben. Die Sauerstoffeintragungsanlage
in Griesheim wurde in Betrieb genommen.
— Mit dem Ersatz der Beleuchtungsanlage und
dem Neubau der Betriebswege an der Schleuse
Kostheim wurden die Grundinstandsetzungsar-
beiten an der Staustufe begonnen. Veranlaßt
durch größere Schäden wurde der untere Vorha-
fen der Bootsschleuse Kostheim umgebaut.
— An der Schleuse Viereth wurde eine neue Zen-
tralsteuerung eingebaut und Ende 1991 in Be—
trieb genommen. Zugleich wurde ein neues Be—
triebsgebäude errichtet.
— Für die Zwischenlagerung von kontaminiertem
Baggermaterial wurde im Herbst 1991 mit dem
Bau der Zwischendeponie Flörsheim begonnen.
Main—Donau-Kanal (lI/lDK)
Im Jahr 1991 wurden Rißverpressungen und Beton-
instandsetzungsmaßnahmen an der Schleuse
Bamberg durchgeführt sowie ein Kolk im Unter—
wasser des Wehres Neuses beseitigt.
Mittellandkanal (MLK)
In den noch nicht ausgebauten Strecken des Mittel-
landkanals und seiner Stichkanäle wurden 30 km
Uferböschung gesichert. Zur Wiederherstellung
der Soll—Ausbautiefe wurden 7.500 m3 Sand und
Schlamm gebaggert und auf vorhandenen Spülfel—
dern abgelagert.
An zahlreichen alten Brücken wurden umfangreiche
Unterhaltungsmaßnahmen durchgeführt.
Mosel (M0)
Im Betriebsgebäude der Schleuse Trier wurde die
Zentrale des Nautischen Informationsfunks (NIF) für
Mosel und Saar eingerichtet.
Es wurden rd. 59.000 m3 Lockergesteine gebag-
gert.
Stahlbauersatzmaßnahmen wurden an den Schleu-
sen Lehmen und St. Aldegund und an der Schleuse
Enkirch ausgeführt.
Hochbaumaßnahmen wurden an dem Schleusen-
betriebsgebäude Enkirch, an den Antriebsgebäu—
den der Schleusen Zeltingen, Wintrich, Detzem und
Trier und an dem Schleusenbetriebsgebäude in
Detzem ausgeführt.
Müritz—Elde—Wasserstraße (II/JEW)
Im Bereich Eldena wurden auf 2 km Länge Ufer-
sicherungsmaßnahmen durchgeführt. Für die
Dammstrecken wurde ein Dammbeobachtungs—
dienst eingerichtet.
An den Schleusen Garwitz und IVIaIIiß sowie am
Wehr IVIaIIiß erfolgten umfangreiche Instandset-
zungs— und Sanierungsarbeiten.
Neckar (Ne)
Um den Bestand der Verkehrs— und Betriebssicher—
heit der zum Teil über 60 Jahre alten Schleusen und
Wehre der Neckarwasserstraße zu sichern und zu
erhalten, sind auch im Jahre 1991 umfangreiche
Baumaßnahmen durchgeführt worden:
— Für die Sicherung des Seitenkanals Wieblingen
wurde das PlanfeststelIungsverfahren eingeleitet
und der Erörterungstermin durchgeführt. Der Be-
schluß zum PlanfeststelIungsverfahren wird 1992
erwartet.
— Neue Tore mit ölhydraulischen Antrieben und
eine neue Stoßschutzaniage wurden in der rech—
ten Kammer der Schleuse Hirschhorn eingebaut.
— Unter Sperrung je einer Schleusenkammer wur-
den umfangreiche Reparaturarbeiten an den To-
ren bzw. Schützen folgender Schleusen vorge-
nommen: Feudenheim, Schwabenheim, Heidel-
berg, Neckarsteinach, Hirschhorn, Gundelsheim,
Heilbronn, Horkheim, Besigheim, Hessigheim,
Aldingen, Bleideisheim und Hofen.
— Grundinstandsetzungen wurden an den Wehren
Ladenburg, Heilbronn, Hessigheim und Aldingen
durchgeführt.
— Betonsanierungsarbeiten wurden an den Stahl-
betonbrücken der Schleusengruppen Neckar-
steinach und Marbach durchgeführt. Die Sanie-
rungsarbeiten werden 1992 abgeschlossen.
— Die in den Gipsschichten des Untergrundes der
Staustufe Hessigheim entstandenen Hohlräume
wurden im Bereich der Schleusengruppe durch In—
jektionen geschlossen und ein Dichtungsschleier
an das rechte Ufer angeschlossen. Die Arbeiten
werden über das Jahr 1991 hinaus fortgeführt.
Obere Havel—Wasserstraße (OHW)
An den Wehren Schorfheide, Zaaren und Regow
wurden die hölzernen Schütztafeln durch Stahlta-
feln ersetzt.
Ochtum/Delme
Im Rahmen der Bauwerksinspektion wurde der Del-
mestau überprüft. Aufgrund des Ergebnisses
wurde der Betonkörper des Bauwerks nach Um-
spundung und Trockenlegung saniert.
Oder (Od)
Zur Tauchtiefenverbesserung erfolgte die Instand—
setzung einzelner Buhnen. Für die Schleuse Lehnitz
II ist eine umfangreiche Bauwerksinspektion und
die Sanierung der maschinentechnischen Anlage
eingeleitet worden.
Am Oder—HaveI—Kanal, an der Hohensaaten—Frie—
drichsthaler—Wasserstraße und an der Oberen Ha-
veI—Wasserstraße wurden die erforderlichen Bag-
gerungen und Ufersicherungen fortgeführt.
Die Vorbereitung zur Durchführung der Grundin—
standsetzung des Pumpwerkes Eisenhüttenstadt
wurde fortgeführt.
Rhein (Flh)
Unterhalb der Staustufe Iffezheim wurde zur Ver—
hinderung der Sohlenerosion infolge genügender
Abflüsse rd. 121.000 m3 Geschiebe zugegeben.
Die Geschiebezugabe hatte keine Behinderung der
Schiffahrt zur Folge; die verfügbare Fahrwasser-
tiefe über dem unteren Drempei der Schleuse Iffez-
heim hat sich nur unwesentlich verändert.
Die Rheingaustrecke stellt in bezug auf die Abla—
dung für die Schiffahrt einen Engpaß dar. Der ra-
sche Zulauf des Geschiebes erforderte zum Jahres—
ende eine weitere Baggerung des Geschiebefan-
ges bei Weisenau.
Flhein—Herne—Kanal (BHK)
Beide Kammern der Schleuse Oberhausen waren
zur Erneuerung der Führungsrollen an den Hub-
senktoren und der Schachtpumpen je drei Wochen
gesperrt.
Vor Beginn des Abbruchs der Südschleuse Wanne—
Eickel wurde die Nordschleuse grundinstandge-
setzt. '
Aufgrund von Bergsenkungen wurden folgende
Baumaßnahmen ausgeführt:
— km 28,90 - 30,28, Streckenbaumaßnahmen als
Vorsorge
— km 29,985, Arbeiten zur Hebung der Dorstener
Straßenbrücke.
Die Brücke wurde provisorisch gehoben, verscho—
ben und auf Behelfswiderlagern westlich der beste-
henden Trasse abgesetzt. Der Abbruch der alten
und der Neubau der neuen Widerlager konnte
anschließend in Angriff genommen werden.
Saale (S!)
Schwerpunkt der Unterhaltungsarbeiten war die
Grundinstandsetzung der zerstörten Buhnen zwi-
schen km 13 und 14,5.
Saar (Sa)
Das Obertor der Schleuse Mettlach wurde ausge—
wechselt.
Spree-Oder—Wasserstraße (SOW)
Die in den Jahren 1924 bis 1929 errichtete Zwil—
Iingsschachtschleuse Eisenhüttenstadt mit 12 m
Breite und 130 m Nutzlänge erfordert eine umfang-
reiche Grundinstandsetzung. Die Instandsetzungs—
arbeiten an den Massivbauteilen sowie an den
stahlwasserbaulichen und maschinentechnischen
Einrichtungen wurden begonnen.
An der Doppelschleuse Mühlendamm sind neue
Kästen für neue Nadellehnen eingebaut worden.
Am ehemaligen Grenzübergang Elsenbrücke wurde
der Pfeilerabbruch vergeben.
Storkower Gewässer (SkG)
An der Schleuse Storkow wurden im Ober— und Un—
terhaupt die abgängigen Tore ausgewechselt.
Untere Havel—Wasserstraße (UHW)
Im Rahmen der zwischenzeitlich angelaufenen
Bauwerksinspektionen erfolgte an den trockenge—
Iegten Häuptern der Schleuse Havelberg eine Über—
prüfung der Beton- und Stahlwasserbauteile.
Wesel—Datteln—Kanal (WDK)
Zur Beseitigung von Untiefen wurden rd. 55.000 m3
Bodenmassen gebaggert und auf eine Deponie ver-
spült.
Die Bergschadenmaßnahme zwischen km 37,95
und km 39,2 am Nordufer wurde mit der Rammung
einer neuen Spundwand begonnen. Mit der Maß—
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nahme wird Vorsorge für weitere 2,50 m Bergsen-
kungen getroffen.
Zwischen km 42,9 und km 43,0 wird die Spund-
wand unter der Haltener Bundesbahnbrücke aufge—
ständert, um weiteren Bergbau zu ermöglichen.
Weser (We)
Im Rahmen der Bauwerksinspektion wurde die
Standsicherheit des rechten Wehrfeldes des alten
Bremer Weserwehrs überprüft.
Im Bereich der Ober- und Mittelweser einschl.
Quell— und Nebenflüsse wurden zur Erhaltung der
Fahrwassertiefen und des ordnungsgemäßen Was—
serabflusses 100.000 m3 Geröll, Kies, Sand und
Schlamm gebaggert und am Ufer und im Fluß
selbst umgelagert.
Im Rahmen der Unterhaltung wurden 25 km Ufer-
strecken, Buhnen und Deckwerke instandgesetzt.
An den Schleusen— und Wehranlagen der Mittelwe—
ser wurden Umbau— und Grundinstandsetzungs-
maßnahmen durchgeführt - insbesondere an den
Schleusentürmen. Die Umrüstung der Schleusen
auf zentrale Steuerung mit Ein—Mann—Betrieb
konnte an drei Schleusen abgeschlossen werden.
An 22 Brücken wurden Bohrproben zur Prüfung der
Schädigung des Betons durch Chloride entnom-
men. Eine Weser—Brücke wurde konserviert; der
Beton ihrer Widerlager wurde instandgesetzt.
Die Bauarbeiten zur Grundinstandsetzung des
Fuldawehres in Kassel mit Ersatz der Wehrfeldsoh—
Ien und Wehrwalzen wurde begonnen und im rech—
ten Wehrfeld vollendet.
Mit den Arbeiten zur Grundinstandsetzung der
Staumauer der Edertalsperre und zur Erhöhung der
Standsicherheit wurde begonnen. Die Sanierungs—
Iösung kommt den Belangen der Talsperrenbewirt-




Im Rahmen der Fahrwasserunterhaltung wurden
— in der Außenems rd. 1,8 Mio m3 Sand und
4,5 Mio m3 Schlick, z. T. mit dem WSV—eigenen
Bagger „Nordsee“, gebaggert und am Rande des
Fahrwassers umgelagert (rd. 5,4 Mio m3) bzw.
am Rysumer Nacken (rd. 0,9 Mio m3) aufgespült
— und für gewerbliche Zwecke im Bereich des Gat-
jebogens und des Leichterplatzes rd. 1,9 Mio m3
Sand durch Baggerungen entnommen,
— in der Unterems rd. 0,12 IVIio m3 zwischen Pa—
penburg und Gandersum sowie rd. 0,16 IViio m8
Boden zwischen Gandersum und Emden gebag—
gert.
Im Rahmen der Unterhaltung der Ufer und Strom-
bauwerke wurden Deckwerke und Buhnen instand-
gesetzt sowie auf 480 m Uferlänge ein neues Deck—
werk gebaut.
Insel Helgoland
Im Schutz- und Sicherheitshafen wurde die in—
standgesetzte Westkaje auf ganzer Länge wieder
für den Verkehr freigegeben.
Im Binnenhafen wurde mit den Bauarbeiten zur
Grundinstandsetzung der Mole begonnen.
Insel ll/llnsener Oog
Auf der Insel Minsener Oog, die der Sicherung und
Stabilisierung des Jade—Fahrwassers dient, wurde
die Buhne A instandgesetzt.
Jade
Zur Gewährleistung des tidegebundenen Verkehrs
von Großtankern mit maximal 20 m Tiefgang wur-
den im Rahmen der Fahrwasserunterhaltung
rd. 10,2 Mio m3 Boden, davon rd. 0,8 IVlio m3 mit
dem WSV—eigenen Bagger „Nordsee“, gebaggert
und umgelagert.
Hunte
Die Ende 1990 begonnene Unterhaltungsbagge—
rung bei Elsfleth wurde fortgeführt und das Bagger-
gut in Übertiefen der Unterweser im Bereich der
Huntemündung umgelagert.
Außenweser, Unterweser und Nebenflüsse
In der Außenweser wurden Sicherungs— und Unter—
haltungsarbeiten an Strombauwerken, insbeson—
dere an fahrwassernahen Buhnen, durchgeführt.
Die Unterhaltungsarbeiten in der Unterweser an
Leitwerken, Deckwerken, Buhnen und Unterwas-
serböschungen wurden fortgeführt und teilweise
durch Strandvorspülungen gesichert.
Zur Erhaltung der Fahrwasser wurden im Unterneh—
merbetrieb insgesamt rd. 1,7 Mio m3 Sand und
Schlick gebaggert.
Eider
Am Eider—Sperrwerk wurden Sohlensicherungs—
und Kolkverbauarbeiten zur Bauwerkssicherung
ausgeführt; an der Binneneider wurden die Uferin—
standsetzungsarbeiten fortgeführt.
Außenelbe, Unterelbe und Nebenflüsse
Im Rahmen der Unterhaltungsarbeiten sind
— Deckwerke, Buhnen, Uferwände und Leitdämme
instandgesetzt,
— das Wischhafener Fahrwasser zurückverlegt und
— Fahrrinnenbaggerungen im Unternehmerbetrieb
(Außen- und Unterelbe: rd. 16,4 lVIio m3)
durchgeführt worden.
Nord-Ostsee—Kanal (NOK)
Im Rahmen der Sicherung des Kanalbettes wurde
der Engpaß Grünental durch Verbreiterung auf das
neue Sollprofil beseitigt.
Die Grundinstandsetzung der alten Schleusen
Brunsbüttel wurde abgeschlossen.
In Teilbereichen der Kanalstrecke wurden Unterhal—
tungsbaggerungen durchgeführt.
Der Straßentunnel Rendsburg wurde saniert, eine
Brandschutzauskleidung eingebaut sowie im Be-
reich der offenen Tunnelrampen mit Lärmschutz—
wänden bzw. -wä||en ausgerüstet.
Der PlanfeststelIungsbeschluß für die Verbreiterung
des NOK im Bereich der Engstelle zwischen Wei-
che und Binnenhafen Holtenau sowie für den Ersatz
der Straßenhochbrücke Kiel—Holtenau ist rechts-
kräftig ergangen.
Die Arbeiten für den Rück- und Neubau der Brücke
wurden zur Vergabe ausgeschrieben und vorberei-
tende Verkehrssicherungsmaßnahmen eingeleitet.
Ostsee
Die Vorarbeiten zur Grundinstandsetzung der Mo-
Ien in Warnemünde wurden fortgeführt.
Im Seekanal und der Unterwarnow wurden Fahr—
wasserunterhaltungsbaggerungen zur Sicherung
der Zufahrt zum Hafen Rostock ausgeführt.
Im Fahrwasser für die Nordansteuerung des Hafens
Stralsund und im Peenestrom wurden Untiefen be-
seitigt.
4.5 Baumaßnahmen für die Bundeswehr
In den „Richtlinien für die Durchführung von Bau-
aufgaben des Bundes im Zuständigkeitsbereich
der Finanzbauverwaltungen — RBBau“, ist ergän—
zend für die Durchführung von Bauaufgaben des
Bundesministers der Verteidigung (BIVIVg) festge—
legt worden, daß die baufachliche Planung und
Ausführung sowie Abrechnung der Bauaufgaben
im allgemeinen durch die Baubehörden der Lan—
desfinanzverwaltung, aber auf dem Gebiet des
Wasserbaus durch die Wasser- und Schiffahrtsver—
waltung des Bundes (WSV) erfolgen und sich nach
der RBBau in Verbindung mit der Verwaltungsvor—
schrift VV—WSV 2111 — Bauliche Maßnahmen für
den BMVg — richten.
Bei den von der WSV durchzuführenden Maßnah—
men handelt es sich überwiegend um Hafenanla—
gen für die Marine sowie um Pionierübungsplätze.
Die hierfür erforderlichen Ausgabemittel werden
von der NATO oder dem BMVg zur Verfügung ge—
stellt.
Im Jahre 1991 wurden Vorhaben in Höhe von
rd. 35 Mio DM ausgeführt. Bei diesen Maßnahmen
handelt es sich u. a. um:
Investitionen:
— Vorarbeiten mit Baugrunderkundung im Marine—
stützpunkt Warnemünde
— Verlegung von Seekabeln im Bereich der westli—
chen Ostsee
— Ausbau von Liegeplätzen im Vorhafen der See—
schleuse Wilhelmshaven
— Arbeiten zur Grundinstandsetzung und Erweite—
rung der „Magnetischen Meßstelle“ im Wilhelms—
havener Binnenhafen
— Grundinstandsetzung der Ufereinfassung (Nord—
und Westufer) im Hafen Borkum
Unterhaltung:
— Instandsetzung von Stahlspundwänden im Mari—
nestützpunkt Warnemünde (Ostkaje)
— Instandsetzung eines Uferdeckwerkbereiches in
Kiel (Arsenalmole)
— Betonsanierung an Molen, Kajen und Schwimm—
brücken im Ostseebereich
— Ersatz der Steuerungs— und Antriebsanlagen der
Seeschleuse Wilhelmshaven
— Baggerungen im „Neuen Vorhafen“ Wilhelms—
haven
— Standsicherheitsuntersuchungen für den Bereich
der Marinekaje Emden—Königspolder
4.5 GBWäSSBI‘IIlIIIIIB lllld WEISSBI'IIBWÜI'ISGIIEIHIIIIEI
Durch gewässerkundliche Messungen erhält die
WSV die für Bau, Unterhaltung und Betrieb der
Bundeswasserstraßen notwendigen Informationen
über die veränderlichen Gewässerzustände. Die
Wasserbewirtschaftung der Kanäle und staugere—
gelten Flüsse dient allen im Zusammenhang mit
den Wasserstraßen als Verkehrsweg stehenden
Aufgaben.
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Bei diesen Aufgaben werden vorwiegend folgende
Tätigkeiten wahrgenommen:
— Messen von Wasserständen, Ermitteln von Was—
serspiegellagen
— Abfluß, Durchfluß- und Geschwindigkeitsmes-
sungen
— Wellenmessungen
— Schwebstoff— und Sedimenttransportmessungen
— Bewirtschaftung des Betriebswassers der
Kanäle und des Abflusses staugeregelter Flüsse.
Hierfür stehen der WSV eine große Anzahl speziel-
ler Einrichtungen wie Steuerzentralen, Pegel, Meß-
schiffe und Abflußmeßgeräte zur Verfügung.
Die in der Gewässerkunde anfallenden Meßwerte
werden in dem im Aufbau befindlichen DV-System
soweit möglich automatisch erfaßt, vor Ort ausge—
wertet und den Verwendern zur Verfügung gestellt.
Wegen der engen sachlichen Verbindung zur allge—
meinen Wasserwirtschaft stellt die WSV ihre
Meßwerte auch den Ländern — z. B. für den Hoch—
wasserwarndienst für die Anwohner — zur Verfü—
gung.
Das Wasserwirtschaftsjahr 1991 (Nov. 1990 bis
Okt. 1991) war in der gesamten Bundesrepublik ein
relativ trockenes Jahr. Betrachtet man die Wasser-
stände der langen Beobachtungsreihen an den Pe-
geln der WSV, so traten zunächst erhebliche
Schwankungen auf, die zu Beginn zu Abladebe-
schränkungen bei der Schiffahrt führten. Mitte des
Jahres zeigte sich ein ausgeglichenerer Zustand,
während zum Ende leicht höhere Werte auftraten.
An allen Beobachtungsstationen sind Ende No—
vember und Anfang Januar die mittleren monatli-
chen Hochwasserstände erreicht worden, an Rhein
und Donau auch Mitte Mai und Juni. Das Wasser—
dargebot lag seit ca. Februar 1991 im Bereich des
mittleren Niedrigwassers, nur an Rhein und Donau
pendelten die Werte bis Juli eher im unteren Mittel-
wasserbereich.
Zur Quantifizierung des Einflusses möglicher
Klima- und Landnutzungsänderungen auf das Ab—
flußverhalten größerer Flüsse wird seit 1989 in Zu-
sammenarbeit mit der Ruhr—Universität Bochum ein
flächendetailliertes Flußgebietsmodell entwickelt.
Nach einer’e’rsten Anwendung im deutsch-luxem—
burgischen Einzugsgebiet der Sauer soll das Mo—
dell auf das gesamte Moselgebiet ausgeweitet wer—
den.
Die in der Bundesanstalt für Gewässerkunde (BfG)
für die deutschen Stromabschnitte von Rhein und
Mosel unterhaltenen stationären und instationären
mathematischen Modelle wurden 1991 intensiv ge—
nutzt, insbesondere zur Ermittlung von Bemes—
sungswasserspiegeln an beiden Flüssen.
Auf die französische Obermoselstrecke Palzem-
Neuves—Maison ist eine Erweiterung des Mosel-
modells in Bearbeitung. Für die Oberweser und die
ehemalige Grenzelbe wurden hydrologische
Grundsatzuntersuchungen durchgeführt. Zu Ver—
landungsproblemen in der Donaustauhaltung .Jo-
chenstein konnte 1991 eine Studie abgeschlossen
und deren Ergebnis in ergänzenden Untersuchun-
gen am Donauhochwasser im August 1991 be-
stätigt werden.
Neben der Anwendung der bestehenden Modelle
zur Hochwasservorhersage wurde in der BfG mit
der Erarbeitung eines Niedrigwasser—Vorhersage—
modells für den Rhein begonnen. Knappe Ablade-
tiefen, z. B. auf der Strecke Mainz — Bingen, werden
durch gehäuftes Auftreten von Unterwasserdünen
aus Sand und Feinkies bei niedrigen Wasserstän—
den noch weiter eingeschränkt. Zur Verbesserung
der Fahrwasserverhältnisse durch wasserbauliche
Maßnahmen, ist das Verhalten dieser „Transport—
körper“ bei den sich ändernden hydraulischen Be—
dingungen zu berücksichtigen. Deshalb wurde
1991 mit intensiven sedimentologischen und hy-
draulischen Untersuchungen begonnen, die 1992
bei höheren Wasserständen fortgesetzt werden.
Mit den gewonnenen Basisdateien in zu ent-
wickelnden Modellen ist es dann möglich, die Ver-




Iichen hydraulischen Bedingungen vorherzusagen.
Die Sand- und Geschiebemessungen im Bhein
werden inzwischen in Umsetzung des gewässer—
kundlichen Fachkonzeptes als Regelmessungen
durchgeführt. Hierdurch werden notwendige Ent-
scheidungsgrundlagen für die Unterhaltung und
den Betrieb der Wasserstraßen (Geschiebezugabe,
vorzuhaltende Wassertiefen u. a.) geschaffen. Das
Untersuchungsprogramm des Rheins ist Vorbild für
andere Wasserstraßen, insbesondere auch für die
Elbe.
Die 1990 in Berlin gebildete Außenstelle der Bun—
desanstalt für Gewässerkunde (BfG-AB) konzen—
trierte im Jahre 1991 ihre Arbeit auf die Schaffung
von gewässerkundlichen Grundlagen zur Vorberei—
tung des Projektes 17 „Deutsche Einheit“. Dazu
zählen der Ausbau des Mittellandkanals ab Rühen,
das Wasserstraßenkreuz Magdeburg, der Ausbau
des EIbe—HaveI-Kanals, der unteren HaveI-Wasser—
straße und eines Teils der Berliner Wasserstraßen.
So wurde mit dem Aufbau eines repräsentativen
Grundwasser—Meßnetzes begonnen. Die durch die
Grundwasserbeobachtung mit einem mindestens
einjährigen Vorlauf gesammelten Informationen
sind Grundlage für die Beweissicherung im Zuge
der Durchführung der lnvestitionsmaßnahmen.
Weiterhin wurden die hydrogeologischen Grundla-
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Gewasserkundhches Meßschfff „Frfesland“ im Einsatz auf der Ems
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gen erfaßt, dokumentiert und in Form hydrogeolo—
gischer Karten dargestellt.
Lückenhaft an den neuen Bundeswasserstraßen
sind die vorhandenen gewässermorphologischen
Unterlagen. Es wurde deshalb mit der systemati—
schen Erprobung der Kanalsohlen am Mittellandka—
nal und am EIbe—HaveI—Kanal begonnen. Gleichfalls
wurden Untersuchungen der Gewässerbeschaffen-
heit, der Sedimente und der Schlämme aufgenom-
men.
Außerdem wurden an 17 Meßstellen der Bundes—
wasserstraßen Ost — in Elbe, Saale, Havel, Spree,
Oder und EIbe—HaveI—Kanal — kontinuierliche
Schwebstoffmessungen ab 1. Nov. 1991 aufge-
nommen. In diesen Gewässern werden somit erst-
mals regelmäßig Schwebstoffmessungen durchge—
führt, um Basisdaten für weitere Planungen zu er-
halten. Im Spätsommer/Herbst wurde die
Niedrigwasserperiode in der Elbe genutzt, um von
trockengefallenen Kies— und Sandbänken zwischen
der Grenze zur CSFR und der Havelmündung Pro-
ben zur petrographischen Analyse zu gewinnen.
Desgleichen bestand eine wichtige Aufgabe im
Zuge des Aufbaues der Wasser— und Schiffahrts—
verwaltung in den neuen Bundesländern darin, vor-
handene gewässerkundliche Informationen speziell
zu den Bundeswasserstraßen zu sichern und in der
zentralen Datenbank HYDABA zu speichern.
Im Rahmen eines Pilotprojektes des BMU hat die
BfG-AB in Amtshilfe den Aufbau des Überwa—
chungssystems für die Gewässerbeschaffenheit
der Elbe durch automatische Gewässerbeschaffen—
heitsmeßstationen koordiniert und betreut, die
nach ihrer Inbetriebnahme in die Hoheit der jeweils
zuständigen Länderbehörden in Sachsen—Anhalt,
Sachsen und Berlin übergeben wurden.
Die Überwachung der Bundeswasserstraßen auf
radioaktive Stoffe gemäß Routinemeßprogramm
zum Strahlenschutzvorsorgegesetz wurde fortge-
führt. Hierzu wurden fortlaufend Wasser-, Schweb-
stoff— und Sedimentproben aus bundesweit einge-
richteten Entnahmestellen radiometrisch unter—
sucht. Die Meßeinrichtungen werden rechner—
gestützt überwacht. Die gleichen Überwachungs—
maßnahmen sind künftig auch an den ostdeut-
schen Bundeswasserstraßen vorgesehen. Die Be—
schaffung der erforderlichen Meß- und Entnahme-
vorrichtungen wurde in Absprache mit den hierfür
zuständigen Mitarbeitern der Außenstelle der BfG in
Berlin bereits durchgeführt.
54.7 Wasserstraßen llllll Umwelt
Die Wasserstraßen einschließlich der Schiffahrts-
wege im Küstenbereich haben eine sehr enge Be-
ziehung zur Umwelt, weil sich gerade in den Über—
gangsbereichen von Wasser zum Land besonders
wertvolle Naturbereiche entwickeln können und die
Gewässergüte ein entscheidender Faktor für ein ar-
tenreiches und gesundes Biotop in diesen Berei—
chen darstellt.
Im Rahmen seiner verkehrswegbezogenen Auf-
gabe der Unterhaltung der Bundeswasserstraßen
muß der Bund den Belangen des Naturhaushaltes
Rechnung tragen, das Landschaftsbild berücksich—
tigen und die natürlichen Lebensgrundlagen be—
wahren. Vor diesem Hintergrund wurde für Ab—
schnitte an Main, Rhein, Lahn, etc. mit der Bearbei—
tung von Gewässerunterhaltungsplänen begonnen,
in denen Leitbilder für die Berücksichtigung ökolo—
gischer Belange erarbeitet und Vorgaben von
Handlungsanweisungen an die Praxis entwickelt
werden.
Für den Ausbau von Bundeswasserstraßen wurden
im Rahmen der Vorbereitung von PlanfeststelIungs-
verfahren für den Ausbau von Main, DEK, Rhein,
Mosel, u. a. zur Berücksichtigung von Naturschutz,
Umweltschutz und Landschaftspflege integrierte
Umweltverträglichkeitsuntersuchungen, in denen
die Verträglichkeit der Maßnahmen auf Naturhaus-
halt, Mensch, Naturgüter, kulturelles Erbe, etc.
überprüft wird, erarbeitet. In Iandschaftspflegeri—
schen Begleitplanungen wurden Ausgleichs— und
Ersatzmaßnahmen zur Kompensation der Eingriffe
entwickelt. Die abschließende Umweltverträglich-
keitsprüfung erfolgt im Rahmen des jeweiligen
PlanfeststelIungsverfahrens. Nach Fertigstellung
der Baumaßnahmen (z. B. an Donau und Saar) er-
folgt eine Nach— bzw. Kontrollbilanzierung von Ein—
griffen und Ausgleichs—Ersatzmaßnahmen, um ei—
nen Nachweis über den bisher erzielten Stand der
Kompensation zu erhalten.
Maßnahmen zur Reduzierung der Auswirkungen
von Eingriffen auf ein ökologisch vertretbares Maß
sind z. B.:
— Bau von Wildausstiegen an Kanälen, die eine
Barrierenüberwindung ermöglichen,
— der Bau von Längsleitwerken mit dahinterliegen—
den Ruhezonen, die vielen Tier- und Pflanzenar-
ten einen Schutz gegen Wellenschlag bieten,
— die Erhaltung von Altarmen und Altwässern, Au-
enwäldern und Feuchtbiotopen sowie Flachwas-
serzonen,
— die Durchführung der Gehölzpflege- und Uferun—
terhaltungsarbeiten außerhalb der Fisch— und
Amphibienlaichzeit, der Vogelbrut und Wild-
schonzeü,
- der weitgehende Verzicht auf Mäharbeiten an
den Ufern und das Verbot der Verwendung von
Herbiziden.
Für Maßnahmen mit selbständiger Zweckbestim—
mung auf dem Gebiet der Ökologie oder des Natur-
haushaltes besitzt die WSV des Bundes keine Ver-
waltungskompetenz. Diese fallen in die Zuständig-
keit der Länder.
Bezüglich ihrer ökologischen Wertigkeit weisen die
verschieden ausgebauten Bundeswasserstraßen
große Unterschiede auf. Während Schiffahrts—
kanäle in der Regel relativ homogen strukturiert
sind, stellen die zu Bundeswasserstraßen ausge—
bauten Flüsse und Ströme einen weitaus reicher
strukturierten und daher vergleichsweise wertvolle-
ren Lebensraum dar.
Die Wasserstraßen einschließlich der Schiffahrts-
wege im Küstenbereich sind wichtige Lebensräume
für die Tier- und Pflanzenwelt, darunter auch für
viele seltene und unter Schutz stehende Arten.
Zehn bis fünfzehn Prozent aller heute in den Bun-
deswasserstraßen vorkommenden Tierarten ge-
hören der Roten—Liste an.
Große Vorsorge gilt der Vermeidung und Bekämp-
fung von Umweltschäden. Sie wirken sich in den
Küstenmeeren und auf den Bundeswasserstraßen
fast immer grenzüberschreitend aus. Vorsorge—
maßnahmen müssen daher, wenn sie effektiv sein
sollen, mit den Nachbarstaaten und — bezogen auf
die Schiffahrt — auch international abgestimmt sein.
Die Bundesrepublik ist Vertragsstaat der entspre—
chenden internationalen Abkommen und wirkt an
deren Weiterentwicklung maßgeblich mit. Als Bei—
spiele seien genannt:
-— für die Hohe See und die Küstenmeere
* die Helsinki-Konvention zum Schutz der Mee—
resumwelt der Ostsee,
* das Bonn-Übereinkommen über die Zusam-
menarbeit bei der Bekämpfung von Ver-
schmutzungen der Nordsee durch Öl und an—
dere Schadstoffe,
* die bilateralen Abkommen mit den Nachbar-
ländern Dänemark und Niederlande über die
gemeinsame Bekämpfung von Meeresver—
schmutzungen,
—— für die Binnenwasserstraßen
* die Abkommen zwischen den Anliegerstaaten
zum Schutz des Rheins, der Mosel, der Saar
und seit 1990 auch der Elbe (Verhandlungen
über gleichartige Abkommen für die Oder und
die Donau werden zur Zeit geführt).
Besondere Aktivitäten im Umweltschutz erfolgen
zur Zeit auf folgenden Gebieten:
— Seit 1975 wurde auf der Grundlage eines zwi—
schen dem Bund und den Küstenländern abge—
schlossenen Verwaltungsabkommens bei hälftiger
Kostenteilung eine gemeinsame Organisation zur
Bekämpfung von Ölverschmutzungen geschaffen
und ein Beschaffungsprogramm über 185 Mio DM
abgewickelt. 21 Bekämpfungsfahrzeuge stehen
jetzt an strategischen Punkten entlang der Küste
bereit, damit bei Ölverschmutzungen sofort einge-
griffen werden kann. Drei dieser Fahrzeuge sind als
Mehrzweckfahrzeuge rund um die Uhr vor den see-
wärtigen Zufahrten eingesetzt. Über die Einbezie-
hung des Landes Mecklenburg-Vorpommern in die
gemeinsame Ölbekämpfungsorganisation des
Bundes und der Küstenländer wird zur Zeit verhan-
delt. Für die Übergangszeit leistete der Bund dem
Land Verwaltungshilfe.
— Ein Luftüberwachungssystem, das mit besonde-
ren Sensoren auch bei Nacht und unsichtigem
Wetter verbotene Einleitungen erkennen kann,
hat bereits zu einer erheblichen Verringerung der
Meeresverschmutzungen geführt. lm Falle eines
Ölunfalls werden von den Flugzeugen aus die
Ausbreitung und die Treibrichtung des Öltep—
pichs festgestellt sowie die Bekämpfungsfahr-
zeuge herangeführt und koordiniert.
— Im Herbst 1993 wird ein neues Luftüberwa—
chungssystem in Dienst gestellt, das mit mo—
dernsten Sensoreinrichtungen nicht nur Öl, son—
dern auch andere schädliche Stoffe erkennen
und identifizieren kann und über eine erhebliche
größere Flugleistung verfügt. Daneben kann die-
ses System auch die Ausbreitung von Algenblü-
ten sowie anhand des Gelbstoffaktors die Aus—
breitung der durch die Flüsse eingetragenen
schädlichen Stoffe in das Meer erkennen.
— Auch die Möglichkeiten zur Bekämpfung von an-
deren Schadstoffen als Öl durch dafür geeignete
Fahrzeuge sollen verbessert werden. Zur Zeit fin-
den Verhandlungen mit den Küstenländern statt,
das bestehende Verwaltungsabkommen für die
Bekämpfung von Ölverschmutzungen auch auf
andere Schadstoffe anzuwenden und gemein-
sam Strategien zu deren Bekämpfung zu ent—
wickeln.
— Die teilweise mit Schadstoffen belasteten Ge-
wässer verursachen abschnittsweise auch eine
Kontaminierung des Baggergutes. Regelmäßige
Untersuchungen über die Schadstoffbelastung
und Sauerstoffzehrung des Baggergutes durch
die Bundesanstalt für Gewässerkunde stellen si-
cher, daß belastetes Baggergut erkannt und um-
weltverträglich untergebracht wird. Die WSV ist
hier bestrebt, daß die Einleiter Gewässerbela-
stungen reduzieren und daß besonders grenz-
überschreitende Gewässerverunreinigungen, die
als Vorbelastung eine Hauptursache für die Kon—
taminierung des Baggergutes sind, abgebaut
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werden. Erfreulicherweise zeigen sich aufgrund der
intensiven Reinhaltungsmaßnahmen der letzten
Jahre Erfolge, z. B. am Rhein und am Neckar.
— Wie in den vergangenen Jahren war die Untersu-
chung von Baggergut auf Schadstoffgehalte und
Sauerstoffzehrung eine Schwerpunktaufgabe
der BfG. Eine größere Zahl von WSÄ wurde bei
Baggereiprojekten in Bezug auf eine umweltver-
trägliche Unterbringung von Baggergut beraten,
zunehmend auch in dem größeren Rahmen einer
Umweltverträglichkeitsuntersuchung.
— Die Umlagerung von Baggergut im Gewässer
wird bei vielen positiven Aspekten von manchen
Landesbehörden kritisch gesehen. Grenz- und
Richtwerte, die auf die Belastung speziell des
Baggergutes mit potentiellen organischen und
anorganischen Schadstoffen zielen, existieren
derzeit (noch) nicht. Die BfG erarbeitet hierzu
Vorschläge.
- Untersuchungen haben gezeigt, daß das von der
BfG entwickelte Verfahren zur Unterbringung von
kontaminiertem Baggergut unter Wasser in offe-
nen Kiesgruben bei bestimmten Randbedingun—
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gen eine besonders sichere Art der Unterbringung
darstellt. ln diesem Zusammenhang können Kies—
gruben renaturiert und beispielsweise in Sumpfge-
wässer umgestaltet werden.
Das von einer Arbeitsgruppe der Deutschen Kom-
mission zur Reinhaltung des Rheins unter Feder—
führung des BiVlV erstellte „Gesamtkonzept Entsor—
gung Binnenschiffahrt“ ist Ende 1991 in einer An-
hörung aller beteiligten Kreise eingehend diskutiert
worden und hat breite Zustimmung gefunden. Das
deutsche Konzept war eine der Grundlagen für die
„Leitlinien für die Abfallentsorgung in der Rhein—
schiffahrt“, die die Zentralkommission für die
Rheinschiffahrt im Herbst 1991 vorgelegt hat. Beide
Papiere sollen für alle Arten von Abfällen und Ab—
wässern aus dem Schiffsbetrieb und dem Ladungs-
bereich gelten. Hauptziele sind die Verringerung
der Abfälle und deren umweltgerechte Entsorgung.
Die Kosten sind grundsätzlich nach dem Verursa—
cherprinzip zu tragen. Schwerpunkt der noch lau-
fenden Arbeiten ist z. Z. die Finanzierungsfrage. Die
nach Abschluß der internationalen Abstimmung er-
folgende Einführung obliegt dem Bund hinsichtlich
der schiffahrtsbezogenen Rechtsvorschriften und
den Ländern, die für die Abnahme und Behandlung
der Abfälle zuständig sind.
m Schiffahrtszeichenwesen, Verkehrstechnik
Das Setzen und Betreiben von Schiffahrtszeichen
ist eine Hoheitsaufgabe des Bundes. Schiffahrts—
zeichen geben der Schiffahrt optische, akustische
und funkttechnische Informationen, Ratschläge
oder Anweisungen für eine sichere Fahrt. Sie er-
möglichen und erleichtern die Navigation auf den
Bundeswasserstraßen und der Hohen See und ihre
Wirkung erstreckt sich auch auf die Gestaltung von
Verkehrsabläufen.
Mit der Zunahme großer Schiffe und mit dem wach—
senden Transport gefährlicher Güter kommt dem
sicheren Betrieb und der Zuverlässigkeit der Schif-
fahrtszeichen erhöhte Bedeutung zu.
Auf den Seeschiffahrtsstraßen dienen Schiffahrts—
zeichen in erster Linie der Bezeichnung des Fahr-
wassers und auf der Hohen See zur Bezeichnung
von Verkehrswegen sowie von Wracks, Untiefen
und sonstigen Schiffahrtshindernissen. An den ver—
kehrsreichen Seeschiffahrtsstraßen und in der inne—
ren Deutschen Bucht sind Ortungsfunkanlagen und
Landradarketten errichtet worden. Alle verkehrs-
und wasserstraßenbezogenen Daten werden in Re-
vierzentralen zusammengefaßt, von wo aus die Ver—
kehrsbeobachtung, Verkehrsinformation und Ver-
kehrsberatung sowie die Fernüberwachung und
Fernsteuerung von Schiffahrtszeichen durchge—
führt wird.
Auf den Binnenschiffahrtsstraßen werden Fahrrin—
nen, gefährliche Punkte und Hindernisse in und am
Fahrwasser bezeichnet und sonstige Hinweise und
Empfehlungen gegeben. Außerdem werden Schiff—
fahrtszeichen zur Verkehrsregelung auf der Strecke
und bei Bauwerken, wie Schleusen, Brücken und
Wehren, eingesetzt.
Zum Austausch von Nachrichten zwischen Schiffs-
funkstellen und den für die Wasserstraße zuständi—
gen Behörden ist der Nautische Informationsfunk
eingerichtet worden. Er dient der Übermittlung von
Nachrichten, die sich auf die Sicherheit und Leich—
tigkeit des Verkehrs und in Notfällen auf den Schutz
von Personen und Einrichtungen beziehen.
Für Entwicklungs- und Erprobungsarbeiten sowie
die Mitwirkung bei PIanungs—, Durchführungs- und
Kontrollaufgaben des Baus, der Unterhaltung und
des Betriebes im Schiffahrtszeichenwesen besteht
als Sonderstelle für zentrale Aufgaben der WSV das
Seezeichenversuchsfeld in Koblenz.
Die Verkehrssicherungsmaßnahmen sind im Jahre
1991 systematisch fortgeführt worden.
Im Bereich der Seeschiffahrtsstraßen und der Küste
gilt dies insbesondere für den durch Radar— und
Revierfunkanlagen gekennzeichneten Aufbau mari-
timer Verkehrssicherungsdienste.
Schwerpunkt waren die Arbeiten zur Fortführung
der Maßnahme „Ersatz der Landradaranlagen an
der Außen- und Unterelbe“ sowie die „Modernisie-
rung der Schiffahrtszeichen im Bereich des Landes
Mecklenburg-Vorpommern“.
Im Rahmen der Maßnahme Ersatz der Landradar-
anlagen an der Außen- und Unterelbe wurden die
Radarstationen Wedel, Pagensand und Rhinplate
fertiggestellt und betriebsbereit ausgerüstet. Die
Radarstation Hetlingen wurde umgebaut und mit
neuer Radartechnik versehen.
Für die Funkdienste der Revierzentrale Cuxhaven
wurde ein 124 m hoher Antennenträger in Stahl—
rohrkonstruktion errichtet.
Die Räume für die neue Revierzentrale Cuxhaven
wurden fertiggestellt und die Rechner für die
Schiffsdatenverarbeitung sowie die Radardaten—
verarbeitung installiert.
Die Revierzentrale Brunsbüttel wurde soweit fertig-
gestellt, daß auch hier mit dem Einbau der Rechner
und der technischen Betriebsmittel begonnen wer—
den konnte. Als Antennenträger für die Funkdienste
wurde ein 80 m hoher Stahlgittermast errichtet.
Im Bereich des Landes Mecklenburg—Vorpommern
wurde der Leuchtturm „Arkona“ grundinstandge—
setzt.
Die Seelaternen der vor der Küste Mecklenburg-
Vorpommerns liegenden Leuchttonnen wurden bis-
her mit Batterien betrieben. Diese Energieträger
sind in der Anschaffung teuer und in der Entsor-
gung umweltbelastend und kostenaufwendig. Eine
Umstellung auf Gas- und Sonnenenergie ist in Vor-
bereitung.
Im Bereich der WSD Nordwest wurde die Planung
für den Erweiterungsbau der Revierzentrale Bre—
merhaven soweit erstellt, daß mit dem Rohbau be-
gonnen werden kann.
Die Vorarbeiten für die Sanierung des Leuchttur—
mesCampen wurden fortgesetzt.
Im Bereich der Binnenschiffahrtsstraßen lag der
Schwerpunkt der Arbeiten bei der Ausgestaltung
für die Radarfahrt und bei der Errichtung des Nauti-
schen Informationsfunks.
Die Ausrüstung des Neckars mit Radartonnen für
die Fahrt bei Nacht und unsichtigem Wetter wurde
für die Außenbezirke Marbach und Lauffen des
WSA Stuttgart eingeleitet.
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Im Bereich der WSD Süd wurden die Maßnahmen
zur Ermöglichung der Radarschiffahrt fortgeführt.
Bis zur Eröffnung des Main-Donau—Kanals soll die
Gesamtstrecke von Mainz bis Jochenstein für die
Radarschiffahrt befahrbar sein.
Der Aufbau des Nautischen Informationsfunks (NIF)
wurde fortgeführt.
— Die Revierzentrale (RVZ) Heidelberg ist in Betrieb
und deckt den unteren Neckar und einen Teilbe-
reich des Rheins ab.
— Die RVZ Trier für Saar und Mosel hat den Betrieb
aufgenommen. In der ersten Ausbaustufe sind
die Saar von Dillingen abwärts und die Obermo—
seI im Bereich Trier/Detzem von der RVZ erreich—
bar.
— Der Bau der RVZ Oberwesel für den Rhein zwi-
schen lffezheim und Rolandseck wurde weitge—
hend abgeschlossen.
— Die Einrichtung der RVZ Duisburg für den NIF am
Niederrhein und den westdeutschen Kanälen ist
in Vorbereitung.
— Die Planung des NIF für die Mittelweser und die
Strecke Rühen — Rothensee des Mittellandkanals
wurde fortgesetzt.
— Die RVZ für die Bezirke der WSA Aschaffenburg,
Schweinfurt, Nürnberg und Regensburg sind
weiterhin in der Planungsphase.
— Die Erneuerung des NIF für den Elbe—Lübeck-Ka—
nal wurde in Auftrag gegeben.
— Mit der Planung des NIF für die Elbe und den
Elbe-HaveI—Kanal wurde begonnen.
Mit dem Aufbau eines „Melde— und Informationssy-
stems für bestimmte Arten von Transporten auf
Binnenschiffahrtsstraßen“ (MIB) für den Rhein
wurde begonnen.
4.9 Maschinenwesen
Die Investitionen für Maßnahmen zur Verbesserung
und zur Erhaltung der maschinenbau— und elektro-
energietechnischen Einrichtungen an den Landan-
lagen sind auch 1991 systematisch fortgeführt
worden.
Unter der Zielsetzung, die Betriebsabläufe zu ratio—
nalisieren und die Funktionssicherheit der Anlagen
zu erhöhen, sind nachfolgende Maßnahmen, die ei-
nen Überblick über die Bandbreite der maschinen—
technischen Aufgaben in der WSV geben, beson—
ders zu erwähnen:
— Die neue photovoltaische Energieversorgungs—
anlage der Beleuchtung des Straßentunnels in
Rendsburg wurde fertiggestellt und es wurden
erste Versuche gefahren.
— Für die Seeschleuse in Wilhelmshaven wurden
der Ersatz der Schleusensteuerung und die Tor-
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antriebe in Betrieb genommen. Die Steuerung er-
folgt nunmehr in speicherprogrammierter Steue—
rungstechnik (SPS—Technik), die Torantriebe wur—
den von hydraulischem auf elektrischen Antrieb
umgestellt.
— Durch den Ersatz der abgängigen elektro- und
nachrichtentechnischen Anlagen an den Mittel-—
weser-Schleusen können auch diese Schleusen
künftig im Ein—Mann-Betrieb vorn zentralen Steu-
erstand aus betrieben werden.
— An den maschinentechnischen Einrichtungen der
Wasserkraftwerke Eddersheim und Griesheim
wurden umfangreiche Revisionsarbeiten durch-
geführt.
— Mit der Durchführung bzw. Einleitung von um-
fangreichen lnstandsetzungsmaßnahmen an
Schleusen, Wehren, Pumpwerken und Hebewer-
ken im Bereich der WSD Ost wurde begonnen.
Das im Rahmen der Aufgabenerledigung der WSV
für die Dienste Fernsprechen, Fernwirken, Fern—
messen und Datenübertragung vorgehaltene Was-
serstraßen-Fernmeldenetz (WF—Netz) konnte
durch die im Jahre 1991 abgewickelten Bau— und
Ersatzmaßnahmen ergänzt und für die gestiegenen
nachrichtentechnischen Aufgaben entsprechend
angepaßt werden.
Der Aufgabenschwerpunkt lag im Ausbau der Not—
verbindungen zwischen den WF-Netzen „Ost“ und
„West“, die mit der Schaffung von 4 Direktverbin—
dungen zwischen Berlin und dem Hauptknoten
Münster entscheidend verbessert wurden. Eine
weitere Stabilisierung konnte mit der Erschließung
von Umgehungswegen nach Hamburg, Hannover,
Braunschweig und Uelzen erreicht werden.
Als weitere Sofortmaßnahme zum Aufbau eines
WF—Netzes im Bereich des WSA Stralsund wurde in
der Trasse einer Erdgasleitung ein Lichtwellenlei—
terkabel zwischen Lübeck und Wismar verlegt.
Durch dieses 65 km lange Kabel ist der Anschluß an
ein im Aufbau befindliches PCM—Übertragungssy-
stem auf der Bundesbahn-Trasse von Wismar über
Rostock nach Stralsund sichergestellt.
Der Wasserfahrzeugpark der WSV wurde durch
gezielte Investitionsmaßnahmen weiter moderni—
siert und rationalisiert, wobei folgende Neubau-
maßnahmen besonders hervorzuheben sind:
— Für das WSA Emden wurden das gewässerkund-
Iiche Meßschiff „Friesland“ als Ersatz für die
Fahrzeuge „Randzel“ und „Emshörn“ sowie das
Aufsichtsfahrzeug „Lütje Hörn“ als Ersatz für die
Fahrzeuge „Seeigel“ und „Lütje Hörn“ (alt) in
Dienst gestellt.
— Beim WSA Duisburg—Rhein erfolgte die lndienst-
stellung des Verkehrssicherungsschiffes MS
„Grieth“.
—- Für das WSA Schweinfurt wurde ein seriell gefer-
tigtes GFK-Typmotorboot „Eisvogel“ beschafft,
das überwiegend im Aufsichtsdienst eingesetzt
wird.
Der Aufgabenschwerpunkt im Bereich der WSD Ost
lag in der Erarbeitung und Festlegung des künftigen
Fahrzeug- und Gerätekonzeptes, nach dem die
Neuzuordnung aller Wasserfahrzeuge und schwim-
menden Arbeitsgeräte zu den WSÄ sowie die Ein-
ordnung und der sozialverträgliche Abbau des vor—
handenen umfangreichen Gerätebestandes des
aufzulösenden Regiebaus (ehemals Wasser-
straßenbau) vorgenommen wird.
Im Ergebnis wurden bisher ca. 250 Fahrzeuge zur
Aussonderung, Umsetzung bzw. zum Verkauf frei—
gesetzt.
Darüber hinaus wurde im Zuge von Rationalisie-
rungsmaßnahmen in den anderen Direktionsberei—










4.10 llermessungs- uml Karlenwesen, Liegen-
schaftsverwaltung .
Für den Ausbau, die Unterhaltung und den Betrieb
der Bundeswasserstraßen werden vermessungs-
technisch ermittelte geometrische Daten über Ob-
jekte und rechtliche Verhältnisse an den Wasser—
straßen und die damit in einem Sachzusammen—
hang stehende Umgebung benötigt. Die Daten und
ihre Darstellung in Karten sind Grundlage vor allem
für die Planung von Bau— und Unterhaltungsarbei-
ten, für gewässerkundliche Aufgaben und für die
Erfüllung der Verkehrssicherungspflicht.
Die Vermessungsarbeiten zur Ermittlung der Daten
werden, soweit sie nicht vergeben werden, von den
Wasser— und Schiffahrtsämtern ausgeführt. Beson-
dere Arbeiten können von den Wasser- und Schiff—
fahrtsdirektionen übernommen werden. Der Bun—
desanstalt für Gewässerkunde obliegen die Haupt—
nivellements an den Bundeswasserstraßen sowie
anwendungsorientierte Forschungs— und Entwick—
Iungsarbeiten. Derzeit bilden die Erprobung des
Satellitenpositionierungssystems NAVSTAR GPS
für die Gewässervermessung (Peilungen) und die
Vergabe der Hauptnivellements in den neuen Län-
dern Schwerpunkte.












Die Bezugssysteme werden durch geodätische
Grundlagenvermessungen in Form von Lage-,
Höhen- und Kilometrierungsfestpunkten an die
Wasserstraßen herangeführt.
Die Vermessungsarbeiten gliedern sich in topogra-
phische, bautechnische, Gewässer— und Liegen—
schaftsvermessungen.






laufen weitgehend IT—gestützt ab.
Zur Steigerung der Leistungsfähigkeit und zur Ver—
besserung der Arbeitsergebnisse wird ein vollauto—
matischer digitaler Datenfluß von der Aufnahme der
Daten über die Plausibilisierung und Verarbeitung
bis zur digitalen oder analogen Ergebnisdarstellung
angestrebt und ist bereits teilweise realisiert.
Die Herstellung und Laufendhaltung der Karten ob-
liegt den sieben regionalen Kartenstellen der Was-
ser— und Schiffahrtsdirektionen.
Die Ergebnisse der topographischen Gewässer-
und Liegenschaftsvermessung werden in großmaß—
stäbigen Karten der Bundeswasserstraßen darge—
stellt. Dieses Kartenwerk umfaßt 6.000 Kartenblät-
ter. Ihr Inhalt ist thematisch auf Grund- und Deck—
blätter verteilt, um den Anwendern bedarfs—
orientierte Karteninhalte zur Verfügung stellen zu
können.
Daneben werden auf der Basis amtlicher Karten—
werke Karten mittleren Maßstabs als Verkehrskar—
ten und kleinen Maßstabs als Übersichtskarten der
Bezirke der Wasser- und Schiffahrtsdirektionen
vorgehalten.
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Die IT—gestützte Kartenbearbeitung ist in Vorberei—
tung.
Die Bundeswasserstraßen sind privatrechtliches Ei-
gentum des Bundes im Sinne des bürgerlichen
Rechts. Die öffentlich-rechtliche Zweckbindung der
Bundeswasserstraßen hat jedoch Vorrang vor allen
privat-rechtlichen Interessen. Das Liegenschafts—
vermögen der WSV umfaßt rd. 232.000 ha Wasser—
flächen (ohne Seewasserstraßen) und 20.000 ha
Landflächen.
Die Liegenschaften werden von den Wasser- und
Schiffahrtsämtern verwaltet. Die Verwaltungsarbei-
ten erstrecken sich insbesondere auf
— das Führen eines Liegenschaftsnachweises
— die Bewertung und Grundbesitzangaben
— das Vermieten und Verpachten von Grund-
stücken an Dritte
den Erwerb und die Veräußerung von Grund—
stücken.
Die Umstellung auf eine IT-gestützte Liegen—
schaftsverwaltung wird vorbereitet.
In den neuen Bundesländern sind außerordentlich
umfangreiche Arbeiten (Nachholbedarf, IVIoderni—
sierung der Verfahrens— und Gerätetechnik, Verein—
heitlichung) zu erledigen. Vor allem werden drin-—
gend Karten und Liegenschaftsübersichten für die
Durchführung von Bauvorhaben benötigt.
Vermessungsarbeiten konzentrieren sich hier ins-
besondere auf die Schaffung eines Lage— und
Höhenfestpunktfeldes im Rahmen eines einheitli-
chen gesamtdeutschen Festpunktnetzes und auf
Gewässer— sowie bautechnische Vermessungen.
Im Kartenwesen kommt es vor allem auf die Aktua—
lisierung der Karten und Einführung moderner
Techniken an.
Das zu verwaltende Liegenschaftsvermögen hat er-
heblich zugenommen. Besondere Schwierigkeiten
bestehen hier bei der Bestandserhebung der Lie—
genschaften und Nutzungsrechte sowie bei der _.
Klärung von Eigentumsfragen.
4.11 Forschung und technische Entwicklung
Zur Aufgabenerfüllung in den Bereichen des Neu—
und Ausbaus sowie der Bestandserhaltung und des
Betriebs werden Daten, Informationen und wissen—
schaftlich abgesicherte Forschungsergebnisse ge—
wässerkundlicher und bautechnischer Natur
benötigt. Hierfür stehen insbesondere die Bundes-
anstalt für Gewässerkunde (BfG) und die Bundes-
anstalt für Wasserbau (BAW) zur Verfügung.
Beide Anstalten beraten den BIVIV und die Dienst—
stellen der WSV, aber auch die anderen Bundesmi—
nisterien und deren nachgeordnete Dienststellen in
einschlägigen Grundsatz— und Einzelfragen.
Als Sonderstelle für zentrale Aufgaben der WSV im
Schiffahrtszeichenwesen dient das Seezeichenver—
suchsfeld in Koblenz der Forschung, Entwicklung
und Prüfung von Verfahren, Anlagen und Geräten
zur Sicherung des Schiffsverkehrs auf den Bundes—
wasserstraßen und der Hohen See.
Die BfG ist in die Abteilungen Quantitative Gewäs—
serkunde, Qualitative Gewässerkunde, Ökologie
und Zentrale Dienste gegliedert. Im Zuge der Eini—
gung wurde für die BfG mit Wirkung vom 3. Oktober
1990 die Außenstelle Berlin aus Teilen des ehemali-
gen Instituts für Wasserwirtschaft mit 115 Mitarbei—
tern errichtet. Die Organisation der Außenstelle
Berlin entspricht in etwa der der Zentralstelle in Ko-
blenz.
Die Forschungs— und Entwicklungsarbeiten der BfG
wurden im vorangegangenen Abschnitt 4.6 „Ge-
wässerkunde und Wasserbewirtschaftung“ aus—
führlich dargestellt.
Ein zentraler Aufgabenbereich der BAW, die das
zentrale Institut der WSV für die gesamte prakti—
sche und wissenschaftliche Versuchs— und For—
schungsarbeit auf dem Gebiet des Wasser—, Erd—
und Grundbaus und der Bautechnik ist, sind die
Forschungs- und Entwicklungsarbeiten des Was—
serbaus.
1991 wurde die 1990 eingerichtete Außenstelle
Berlin in die BAW so integriert, daß nicht nur alle
Fachbereiche voll arbeitsfähig, sondern auch durch
die dringenden Aufgaben aus dem Bereich der
WSD Ost voll ausgelastet wurden. Alle Fachberei—
che der BAW werden durch abteilungsübergrei-
fende Koordinierung so abgestimmt, daß alle an
den drei Dienstorten Karlsruhe, Hamburg und Ber-
lin anfallenden Aufgaben nach einheitlichen Maß—
stäben und Kriterien wahrgenommen werden. Die—
ses ist besonders für die Tätigkeit an den ostdeut-
schen Wasserstraßen wichtig, da dort bei großem
Aufgabenvolumen der fachliche Standard dem der
westlichen Wasserstraßen anzugleichen ist.
Die Aufgaben konnten In allen Fachbereichen so-
wohl bei WSV—Aufträgen als auch bei Forschungs-
und Entwicklungsprojekten und übrigen Grund-
satzaufgaben aus dem Jahresarbeitsprogramm
1991 ohne wesentliche Terminüberschreitungen,
allerdings mit erheblichen Aufwendungen für Aus-
hilfspersonal und Aufträgen an Dritte, abgewickelt
werden.
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Für die vorgesehene Anpassung der Seewasser-
straßen Außenweser und Tideelbe an die Anforde—
rungen der Containerschiffe der 4. Generation wur-
den die umfangreichen hydraulischen Grund-
satzuntersuchungen über die zu erwartenden
Auswirkungen auf das Gesamtsystem durch die
Einrichtung hochmoderner mathematischer Tide—
Modelle fortgesetzt. Die Vielzahl der hierbei zu
berücksichtigenden Parameter, die topographi-
schen Strukturen und die Ausdehnung der zu un-
tersuchenden Bereiche erfordern eine besonders
leistungsfähige, schnelle Rechnerausstattung. Der
erstmalige Einsatz von Parallelrechnern hat sich
dafür bestens bewährt.
Mit der wissenschaftlich—technischen Betreuung
der im Bereich der WSD Ost anfallenden Aufgaben
standen dort zwei Aufgabenschwerpunkte im Vor-
dergrund:
— Nachsorgemaßnahmen zur Instandhaltung von
Bauwerken zur Gewährleistung ihrer Standsi-
cherheit und Funktionsfähigkeit und
— Unterhaltungsstrategien und Mindestinstandset-
zungsmaßnahmen an Elbe, Oder und an den
übrigen Wasserstraßen.
Auch im Jahre 1991 lag ein beachtlicher Teil der Ar-
beiten des Fachbereichs Geotechnik in den Nach-
sorgemaßnahmen an den Dammstrecken aller
Wasserstraßen, wobei aber die Wasserstraßen in
den neuen Bundesländern und der Mittellandkanal
im Rahmen des Projektes 17 mit besonderem
Nachdruck untersucht wurden. Im Zusammenhang
mit der Beurteilung der Standsicherheit alter Bau-
werke nimmt das Bedürfnis nach In—situ-Messun—
gen ständig zu. So sind im Berichtsjahr an verschie-
denen Bauwerken vor allen Dingen Porenwasser—
druckmessungen durchgeführt worden, die für
Standsicherheitsbetrachtungen besonders maßge—
bend sind.
Im Fachbereich Wasserbau in Binnengewässern
wurden neben den laufenden Aufträgen wie Sohl—
stabilisierung am Niederrhein in den Bereichen
Bonn, Düsseldorf und Rees zahlreiche Fragen der
Entschärfung der Schiffahrtsschwierigkeiten und
Verlandungsprobleme in Schleusenzufahrten wie
z.B. an der Mosel, an Main und Donau sowie die
Bemessung von Fahrwassergrößen untersucht. Die
Erfahrungen, die in den vergangenen Jahren beim
Ausbau des nordwestdeutschen Kanalnetzes und
der Planung einer Regelungsstrecke an der Donau
gesammelt wurden, konnten für die Bemessung
der Kanalbrücke bei Magdeburg für den Fahrwas-
ser— und Brückenquerschnitt genutzt werden. Für
die Schwall— und Sunkerscheinungen, die durch
Schleusen in Kanälen ausgelöst werden, konnte im
Berichtszeitraum ein numerisches Modell ent-
wickelt werden.
Die experimentellen Untersuchungen anhand von
hydraulischen und aerodynamischen Modellen ha—
ben sich in Verbindung mit numerischen Modellen
wiederum als sehr grundlegend und unumgänglich
für die Lösung von Bauwerks— und Flußregelungs—
problemen erwiesen: ihre Kombination ermöglicht
Voranalysen und ausführliche Untersuchungen in
flexibler, auf den jeweiligen Fall abgestimmter Vor—
gehensweisen.
4.12 Bautechnische Grundsätze,_Baunrtlnungswesen
Die WSV ist nach Q 48 WaStrG dafür verantwortlich,
daß die bundeseigenen Schiffahrtsanlagen und
Schiffahrtszeichen sowie die wasserbaulichen An-
lagen allen Anforderungen der Sicherheit und Ord—
nung genügen. Behördlicher Genehmigungen, Er—
laubnisse und Abnahmen bedarf es nicht.
Vor dem Hintergrund dieser Verantwortlichkeit wer—
den technische Regelwerke, wie Normen, Richtli-
nien usw. eingeführt und fortgeschrieben, die für
den Ausbau und den Neubau sowie für die Be—
standserhaltung der Bundeswasserstraßen zu be—
achten sind.
Im Rahmen der Harmonisierung europäischer tech—
nischer Spezifikationen hat die EG per Ratsrichtlinie
ein Informationsverfahren verabschiedet, das alle
Mitgliedstaaten verpflichtet, Entwürfe technischer
Vorschriften zu notifizieren. Ziel ist es, den freien
Warenverkehr in der Gemeinschaft sicherzustellen
und Handelshemmnisse technischer Art abzu—
bauen.
In 1991 konnten die neugefaßten Empfehlungen
des Arbeitsausschusses „Ufereinfassungen“ Häfen
und Wasserstraßen, EAU 1990, nach vorangegan—
gener Notifizierung für den Geschäftsbereich der
Wasser— und Schiffahrtsverwaltung eingeführt wer—
den.
Für die Prüfung hydraulisch— und bitumengebunde-
ner Stoffe zum Verguß von Wasserbausteinen an
Wasserstraßen wurden Richtlinien (RPV) erarbeitet
und ebenfalls nach Abschluß des Notifizierungsver—
fahrens eingeführt.
Das Europäische Normungsinstitut CEN forciert im
Hinblick auf den Binnenmarkt die Erarbeitung Eu—
ropäischer Normen. Die Normungsarbeit des
CEN/TC 154/80 4 „Wasserbausteine“ und des
CEN/TC 189/WG2 N3 „Geotextilien und verwandte
Produkte“ sind für den Wasserstraßenausbau von
besonderem Interesse.
4.13 Verdingunuswesen
Nach dem Gebot der Wirtschaftlichkeit und Spar—
samkeit werden in der Wasser— und Schiffahrtsver—
waltung Leistungen und Lieferungen nach einheitli—
chen Grundsätzen im Wege des Wettbewerbs ver-
geben. Hierfür maßgebliche Regelwerke sind die
Verdingungsordnung für Leistungen — ausgenom-
men Bauleistungen — (VOL) und die Verdingungs-
ordnung für Bauleistungen (VOB). Sie sind zusam-
men mit ergänzenden Richtlinien des Bundes ein-
geführt.
Zunehmend wird das Vergabewesen durch die Eu-
ropäische Gemeinschaft (EG) beeinflußt. Eines ihrer
Ziele, die sie mit der Schaffung des Gemeinsamen
Marktes verfolgt, ist die Harmonisierung der Wett—
bewerbsbedingungen für den ungehinderten grenz—
überschreitenden Austausch von Waren und
Dienstleistungen. Elemente und Instrumente hierfür
sind Richtlinien der EG zur Koordinierung der Bau-,
Liefer- und Dienstleistungen einschl. deren Über—
wachung.
Sie werden bzw. sind entsprechend dem EG-Ver—
trag in nationales Vergaberecht umgesetzt. Diese
Rückwirkungen auf die nationale Vergabepraxis er—
zwingen deren ständige Fortentwicklung.
Die Arbeiten im Jahre 1991 konzentrierten sich auf
die Mitarbeit an der Umsetzung der EG-Rechtsmit-
telrichtlinien, die Betroffenen bereits während der
Angebotsphase Ansprüche einräumen.
Zur Anwendung der nationalen und der EG—Richtli-
nien sind Vergabehandbücher
— Vergabehandbuch für Bauleistungen — Wasser-
bau (\N-WSV 2102)
— Vergabehandbuch für Leistungen — ausgenom-
men Bauleistungen — Wasserstraßen (VV—WSV
2105)
— Vergabehandbuch für Leistungen freiberuflich
Tätiger — Wasserstraßen (\N—WSV 2108)
mit praxisgerechten Handlungsanweisungen erar—
beitet. Das letztgenannte Handbuch wurde 1991
eingeführt. Der darin geregelte Bereich der Vergabe
von Leistungen gewinnt immer größere Bedeutung.
Die im Wasserbau anfallenden wesentlichen Bauar-
beiten sind in Leistungsbereiche gegliedert, nach
vereinheitlichten Grundsätzen in Standardlei—
stungskatalogen beschrieben und in Zusätzlichen
Technischen Vertragsbedingungen erläutert. Das
auf diesen Grundsätzen basierende Standardwerk
wird von Vertretern der Länder sowie von Verbän—
den entsprechend der aktuellen Entwicklung ange-
paßt
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Für den Aus— und Neubau hat die Abteilung lT der
BAW als Pilotversion ein Verfahren zur Erstellung
von Ausschreibungen auf Personal-Computern zur
Verfügung gestellt. Das Verfahren soll einen ge-
genüber der bisher durchgeführten zentralen Lö-
sung erheblich leichteren Zugang zu den Texten
des StandardIeistungskatalogs bieten. Die auf den
Dienststellen erfOIgte Praxisanwendung führte zu
einer Reihe von Verbesserungsvorschlägen.
«.14 Wasserwegerecht
Im Berichtsjahr ist folgende Rechtsänderung einge—
treten:
Mit der Dritten Main-Donau—KanaI—TeiIstreckenver—
ordnung vom 23.Januar 1991 (BGBI. I S. 284) wur—
den die fertiggestellten Teilstrecken des Main—Do—
nau-Kanals von Roth (km 93,800) bis Bachhausen
(km 114,700) und von Dietfurt (km 136,600) bis Rie—
denburg (km 153,700) zu Bundeswasserstraßen,
die dem allgemeinen Verkehr dienen, erklärt.
Die nach der Herstellung der Einheit Deutschlands
unter Federführung des Auswärtigen Amtes begon-
nenen Verhandlungen über einen „Vertrag zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und der
Republik Polen über die Vermarkung und Vermes-
sung der gemeinsamen Grenze und die Einsetzung
einer ständigen gemischten Grenzkommission“
wurden fortgesetzt.
Im Juni begann in Bonn — ebenfalls unter Feder—
führung des Auswärtigen Amtes — die erste Ver—
handlungsrunde mit der Tschechischen und Slowa-
kischen Föderativen Republik (CSFR) über einen
Vertrag über eine gemeinsame Staatsgrenze auf
der Grundlage eines von deutscher Seite unterbrei-
teten Entwurfs. Die zweite Verhandlungsrunde fand
im November in Prag statt.
Am 27. August wurden in Bonn unter Federführung
des Bundeswirtschaftsministeriums Gespräche mit
Norwegen über eine zweite Erdgasleitung vom
norwegischen Festlandsockel nach Emden ge—
führt. Die neue Leitung soll eine Kapazität von rd.
20 Mrd m3/a haben und die kontrahierten Mengen
aus dem Sleipner— und TroIl—Feld zum Kontinent
transportieren. Die Länge der geplanten Leitung
beträgt etwa 600 km, das Investitionsvolumen etwa
2,5 Mrd. DM.
Da die neue Pipeline den Nationalpark Wattenmeer
kreuzen soll, wird im Rahmen eines Raumord-
nungsverfahrens nach einer möglichst umweltver—
träglichen Trassenführung gesucht.
Im September und November fanden weitere Ge—
spräche über einen ersten Entwurf eines Staatsver—
trages statt.
5-InternationaleZusammenarbeit
5'1„ „Europäische tiemeinschaften IE6]
Die mit den EG—Verordnungen 1101/89 und
1102/89 erlassenen Vorschriften über die Struktur-
bereinigung in der europäischen Binnenschiffahrt
führten zu dem Ergebnis, daß Mitte des Jahres
1990 etwa 1 600 Schiffe mit 1,1 Mio t Tragfähigkeit
zur Abwrackung angemeldet waren. Damit hat die
EG—Aktion einen beachtlichen Erfolg erbracht.
Die Kommission der EG hat sich dazu entschlos—
sen, den durch die Wiedervereinigung Deutsch—
lands hinzugekommenen Binnenschiffen der neuen
Bundesländer eine nachträgliche Abwrackaktion zu
ermöglichen, um den europäischen Binnenschiff—
fahrtsmarkt optimal an die wirtschaftlichen Erfor—
dernisse anzupassen. Die Aktion ist im Jahre 1991
angelaufen.
Die Europäische Gemeinschaft hat im Jahre 1990
erstmals Gespräche mit den Staaten der kleinen
Freihandelszone (EFTA) aufgenommen mit dem Ziel
der Schaffung eines gemeinsamen europäischen
Wirtschaftsraumes. Wenn diese Verhandlungen er-
folgreich abgeschlossen werden, bedeutet dies
auch die Öffnung des EG—Binnenschiffahrtsmark—
tes für die EFTA-Staaten.
5.2 Strumlmmmissinnen
— Zentralkommission für die Rheinschiffahrt (ZKR)
Im Mai und November hielt die Zentralkommission
für die Rheinschiffahrt ihre Plenartagungen ab. Ein
Blick auf die wirtschaftliche Lage der Rheinschiff—
fahrt ergab, daß 1990 in etwa das gleiche Verkehrs—
aufkommen zu erwarten ist wie im Jahr zuvor, etwa
300 Mio Tonnen für den gesamten Rheinverkehr.
Die Ertragslage kann in der Tankschiffahrt als zu—
friedenstellend bezeichnet werden, in der Trocken—
güterschiffahrt ist die Tarifsituation im grenzüber-
schreitenden Verkehr nach wie vor verbesserungs-
bedüfiflg.
Unter Berücksichtigung des gestiegenen allgemei-
nen Umweltbewußtseins befaßte sich die ZKR auch
intensiv mit der Koordinierung der Entsorgungs-
maßnahmen für die in der Rheinschiffahrt anfallen-
den Abfälle. Erste Lösungsansätze für dieses Pro-
blem werden in Kürze erwartet.
— Moselkommission (MK)
Die Moselkommission tagte im Mai und November
in Trier unter dem Vorsitz der deutschen Delega—
tion. Es wurde festgestellt, daß das Güteraufkom-
men im Jahre 1990 sich auf ähnlich hohem Niveau
wie im Vorjahr bewegen wird. Die Kommission be—
schloß, die bestehenden Tarifsätze für die Schiff—
fahrtsabgaben auf der Mosel für das Jahr 1990
nicht zu verändern. Im Hinblick auf die wachsende
Bedeutung der Containerbeförderung entschloß
man sich dazu, eine gesonderte Abgabenregelung
für die Beförderung von beladenen Containern ein—
zuführen. Der entsprechende Tarif trat am 1. Januar
1991 in Kraft.
Im Rahmen ihrer Zuständigkeit für Fragen der
Schiffahrtspolizei und der baulichen Maßnahmen
an der Mosel faßte die Kommission eine Reihe von
Beschlüssen, die es der Schiffahrt ermöglichen,
ausgehend von einer modernen Technik, den übri—
gen Verkehrsträgern einen leistungsfähigen Wett—
bewerb zu bieten.
— Donaukommission (DK)
Die Donaukommission hielt im April 1990 ihre 48.
Plenartagung in Budapest ab. Dabei wurde eine
Reihe von Empfehlungen verabschiedet, deren
wichtigste nachfolgend genannt sind:
— Der Neuentwurf der Grundsätzlichen Vorschrif—
ten für die Schiffahrt auf der Donau (DFND)
wurde vom Plenum angenommen mit der Emp-
fehlung an die Donauanliegerstaaten, diese Vor-
schriften ab 1. Oktober 1991 anzuwenden.
— Die Empfehlungen zur Vereinheitlichung der Vor—
schriften über die Gesundheitsüberwachung auf
der Donau wurden ebenfalls vom Plenum verab—
schiedet mit der Bitte an die Donauanlieger,
möglichst bald in ihrem Bereich nach diesen Re—
gelungen zu arbeiten.
1990 wurden die internationalen Mitarbeiter des
Sekretariats der Donaukommission entsprechend
der Sekretariatsordnung ausgewechselt. Das Se—
kretariat wird für die nächsten 6 Jahre von Öster-
reich geleitet.
5.3 Europäische Wirlschaflslmmmissinn der lINl] (EGE)
Die Behandlung der für die Binnenschiffahrt rele-
vanten Fragen wurde in den zuständigen ECE-Gre-
mien fortgeführt. Die Diskussion um die Einführung
eines europäischen Binnenschiffsattests (Resolu-
tion Nr. 17), die 2 Jahre ausgesetzt worden war,
wurde wieder aufgenommen. Die Staaten der Eu—
ropäischen Gemeinschaft haben dazu einen Kom—
promißvorschlag eingebracht, der sich derzeit in
der Beratung befindet.
Zur Frage der Weiterentwicklung der Vorschriften
über die Beförderung gefährlicher Güter auf Bin—
nenwasserstraßen (ADN) ist die Diskussion inner-
halb der deutschen Seite darüber, ob diese Vor-
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schriften wie bisher empfehlenden Charakter ha-
ben sollen oder ob ihre Anwendung in Form eines
Abkommens verbindlich vorgeschrieben werden




Im Rahmen der 1991 geführten Verhandlungen
über den Abschluß eines deutsch-polnischen
Binnenschiffahrtsabkommens wurden die im
deutsch—polnischen Binnenschiffsverkehr nach
der deutschen Wiedervereinigung aufgekom—
menen Fragen
— über die eingeschränkte Weitergeltung des
1971 zwischen Polen und der ehemaligen
DDR abgeschlossenen Binnenschiffahrtsver-
trages,
— über Fahrterlaubnisse für polnische Binnen—
schiffe zwischen dem Gebiet der alten Bun—
desrepublik und den neuen Bundesländern,
— über Regelungen für die Binnenschiffahrt auf
der Oder
mit der polnischen Seite diskutiert. Nach der
Unterzeichnung des Abkommens im November
1991 wurden die vorgeschriebenen innerstaatli—
chen Verfahren zur Ratifikation des Abkom—
mens eingeleitet. Das Abkommen ersetzt das
Ressortabkommen über die Güterschiffahrt
zwischen der Bundesrepublik und Polen aus
dem Jahre 1971 und enthält die endgültige Re-
gelung der o. a. Fragen.
b) ÖSFR, Ungarn
Beide Abkommen traten 1990 in Kraft. Unmit-
telbar danach haben der deutsch—ungarische
und der deutsch—tschechoslowakische Ge—
mischte Binnenschiffahrtsausschuß ihre Arbei—
ten aufgenommen. Als erste Ergebnisse konn—
ten bilaterale Tarife für den grenzüberschreiten-
den Wechselverkehr mit der CSFR für Elbe und
Donau und mit Ungarn für die Donau vereinbart
werden.
c) Bulgarien
Nach Unterzeichnung des deutsch-bulgari—
schen Binnenschiffahrtsabkommens im Jahre
1989 wurden die vorgeschriebenen innerstaatli-
chen Verfahren zur Ratifikation des Abkom—
mens durchgeführt. Nach Abschluß dieser Ver-
fahren trat das Abkommen offiziell am 20. De—
zember 1990 in Kraft. Die erste Sitzung des
Gemischten deutsch-bulgarischen Binnen-
schiffahrtsausschusses wurde daraufhin für
den Beginn des Jahres 1991 fest vereinbart.
d) Jugoslawien
Nachdem die jugoslawische Seite im Jahre
1990 offiziell ihre Bereitschaft erklärt hat, an
Verhandlungen zum Abschluß eines bilateralen
Binnenschiffahrtsabkommens teilzunehmen,
fand eine erste Verhandlungsrunde noch im
gleichen Jahr in Deutschland statt. Da in den
vorangegangenen Expertengesprächen die an—
stehenden Probleme zum großen Teil geklärt
worden waren, konnten in dieser ersten Runde
die Verhandlungen mit der Paraphierung des
Abkommentextes abgeschlossen werden. Die
Unterzeichnung des Abkommens wurde wegen
der politischen Entwicklung derzeit nicht wei—
terverfolgt.
e) Rumänien
Im Herbst 1990 wurden in Bonn offizielle Regie-
rungsverhandlungen zwischen einer deutschen
und rumänischen Delegation zum Abschluß ei-
nes Binnenschiffahrtsabkommens durchge—
führt. Unterstützt durch den vorangegangenen
Austausch von Positionspapieren und Abkom—
mensentwürfen konnten die Verhandlungen so
weit vorangetrieben werden, daß in einer weite—
ren Runde im Jahre 1991 die Gespräche durch
die Paraphierung eines Abkommensentwurfes
zum Abschluß gebracht wurden. Das Abkom—
men wurde im Oktober 1991 unterzeichnet. Das
vorgeschriebene innerstaatliche Verfahren zur
Ratifikation des Abkommens wurde eingeleitet.
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Helsinki—Übereinkommen
Wichtigste Aktivität des Combatting Committee
(CC), das seine 15. Sitzung vom 4. bis 8. November
1991 in Gdansk (Polen) abhielt, war die im Zusam—
menhang mit der Revision des Helsinki—Überein—
kommens von 1974 erforderliche Überarbeitung
des Anhangs VI „Bekämpfung von Meeresver—
schmutzungen“. Die Vorbeugungs- und Bekämp—
fungsmaßnahmen sollen künftig auf andere Schad-
stoffe als Öl ausgedehnt werden. IVlit entsprechen-
den Vorschlägen befaßte sich auch die
Ad—hoc—Arbeitsgruppe CC Chem auf ihrer Sitzung
vom 21. bis 23. Mai 1991 in Visby (Schweden).
Die WSV hat sich an diesen Arbeiten maßgebend
beteiligt, u. a. an der Überarbeitung des Handbu-
ches über die Zusammenarbeit bei der Bekämp—
fung von Meeresverschmutzungen, die Ende 1992
abgeschlossen werden soll, sowie an der Erstellung
eines Vorhersagemodells zur Ausbreitung von
Meeresverschmutzungen.
Eine gemeinsame Übung am 2. Oktober 1991 vor
Bornholm demonstrierte die Fähigkeit der beteilig—
ten Kräfte und Mittel aus Dänemark, Polen, Schwe—
den und Deutschland zu koordiniertem erfolgrei-
chen Handeln im Falle einer Ölverschmutzung.
Bonn—Übereinkommen
Die Vertragsstaaten des Bonn—Übereinkommens
zur Zusammenarbeit bei der Bekämpfung von Ver—
schmutzungen der Nordsee durch Öl und andere
Schadstoffe haben auf ihrer dritten Vollsitzung (Pa-
ris 12. — 15. November 1991) u. a. beschlossen, ihre
Zusammenarbeit mit der International Maritime Or-
ganisation (IMO) bezüglich der weltweiten Vorsorge
gegen Meeresverschmutzungen (OPRC—Konven—
tion) zu verstärken. Die Zonen, in denen die Nord-
seeanlieger für Bekämpfungsmaßnahmen zustän—
dig sind, wurden bereinigt; zwischen Norwegen,
Schweden, Dänemark und Deutschland stimmen
sie jetzt mit den Festlandsockelgrenzen überein.
Die Arbeiten an dem Handbuch zur Beweiserhe—
bung für die Strafverfolgung von Meeresver—
schmutzern wurde fortgesetzt.
Der Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen
Deutschland und den Niederlanden im Rahmen des
Bonn—Abkommens dienen ein gemeinsamer Alarm-
und Einsatzplan sowie eine Vereinbarung über die
Luftüberwachung, die Ende 1991 in Kraft getreten
sind. Mit Dänemark sind ähnliche Vereinbarungen
in Vorbereitung.
Oslo—Dumping-Übereinkommen
Die OSLO—Kommission beschloß auf ihrer 17. Sit-
zung vom 10. — 12. Juni 1991 in Den Haag eine
Empfehlung zur Handhabung von Baggergut. Ent—
sprechend dieser Empfehlung sind die Vertrags-
staaten verpflichtet, bei ihren Entscheidungen über
die Erteilung von Einbringungsgenehmigungen für
Baggergut die „Richtlinien der OSLO-Kommission
für die Handhabung von Baggergut“ zu berücksich—
tigen. Das Ziel dieser Richtlinien besteht darin, den
Vertragsstaaten einheitliche Regeln für die Untersu—
chung, Bewertung und Einbringung von Baggergut
an die Hand zu geben und u. U. nachteilige ökologi-
sche Folgen durch Baggerguteinbringungen im
Konventionsgebiet und in den inneren Gewässern
zu minimieren.
Deutsch-niederländische Emskommission
lm Emsmündungsgebiet gibt es zwischen der Bun—
desrepublik Deutschland und den Niederlanden
keine einvernehmliche Regelung über die Staats-
grenze. Unter Ausklammerung der Grenzfrage ver—
pflichten sich beide Staaten im Ems-Dollart—Vertrag
vom 8. April 1960, im Geiste guter Nachbarschaft
zusammenzuarbeiten, um eine den jeweiligen Er—
fordernissen entsprechende seewärtige Verbin—
dung ihrer Häfen zu gewährleisten.
Vertragsgemäß ist eine ständige deutsch-nieder-
ländische Emskommission eingesetzt, die u. a. Fra—
gen auf dem Gebiet des Wasserbaus, der Seezei—
chen, der Strompolizei, der Vermessungen und hy-
drologischen Untersuchungen behandelt. Sie hat
den Regierungen Empfehlungen vorzulegen und
Gutachten zu erstatten.
Die Ständige deutsch—niederländische Emskom—
mission trat am 17. Oktober 1991 in Papenburg zu
ihrer 31. Sitzung zusammen.




hydrologische Messungen und Untersuchungen,
Schiffahrtszeichenwesen
sowie der Beratung laufender wasser- und strom-
polizeilicher Maßnahmen im Vertragsgebiet, z. B.
die





wurden Sachstandsberichte erörtert, u. a. die als
Alternative zum inzwischen aufgegebenen Dolart-
hafenprojekt vom Land Niedersachsen eingeleite-
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SÜDWEST Bezeichnung einer Wasser- und Schiiiahrtsdirektion
MAINZ Ü Sitz einer Wasser-und Schifiahrtsdirektinn
Ausgabe: Mai 1992
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i Güterverkehr 1991 auf dem Hauptnetz der Wasserstraßen
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Vertrieb: Drucksachenstelle der Wasser— und Schiffahrtsverwaltung des Bundes bei der










































































l i /l——— o 920/0 .I’
. Binnenschiffahrt tkm ll
——1o 0/Ü .__—_._———-—__?__———_=—:——_— _ - - I
'l-I'T-l—""r11111111111111||1|1|III||1111|1|11 111111
1935 1940 1948 1950 1955 1960 1965 1970 1975 1980 1985 1990 1990
Bis 1940 Angaben reduziert auf das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland ohne Beitrittsgebiet ‘
1984 1985 1986 - 1987 1988 1989 1990 1991 3) 1990
.. Mrd Mrd Mrd Mrd Mrd Mrd Mrd Mrd MrdVerkehrstrager tkm "/3 tkm "/5 tkm % tkm “/5 tkm “/5 tkm "/5 tkm 0/3 tkm "/5 tkm "/5
Binnensehiflahrt 1) 52,5 24,7 43,2 22,5 52,2 24,5 49,7 22,9 52,9 23,3 54,5 22,5 54,5 22,5 54 19,9 1,5 3,3
Eisenbahn 2) 90,0 20,9 04,0 29,9 51,0 29,0 59,0 27,2 90,0 29,4 92,1 20,0 92,0 24,9 ' 63 23,3 40,5 75,3
LKW - Fernverkehr 9) 35,1 42,5 51,5 42,5 95,9 44,2 95,3 45,5 155,2 45,5 113,4 47,4 125,4 45,4 142 52,4 7,2 13,3
tüllernleitungen 1) 5,5 4,7 15,4 4,5 5,2 3,5 3,7 4,5 7,9 3,5 9,3 4,1 11,7 4,7 12 4,4 4,3 5,1
209,9 100 214,2 100 217,4 100 217,3 100 227,0 100 239,3 100 243,9 100 271 100 53,0 100
1) Effektiv-tkm 2) Tarif-tkm 3] Vorläufige Zahlen Quelle: Verkehr in Zahlen; KBA/StBA
Vertrieb: Drucksachenstelle der Wassern und Schiffahrtsverwaltung des Bundes bei der
Wasser- und Schiiiahrtsdirektion Mitte, Am Waterlooplatz 9, 3000 Hannover 1 B:411; 8W 27 Bonn‚1992 H 28 a
Anlage 8
Bestand der Binnenflotte der Bundesrepublik Deutschland"
am 31.12.1991 und 31.12.1990
‚ 31.12.1991 31.12.1990
Schiffsgattung
Anzahl Trag— 1990:1991 v.H. der Antriebs— Anzahl Trag— v.H. der Antriebs—
fähigkeit Zu— bzw. Ab- Summe 1—3 ieistung fähigkeit Spalte 8 Ieistung
t nahme der aus Spalte 3 kW t kW
Tragt. t in %
1 2 3 4 5 6 7 8 9 10
1 Frachtmotorschiffe 2.042 2.217.836 — 5.09 75.04 947.181 2.207 2.336.894 76.47 997.351
davon:
1.1 Gütermotorschifie (ohne 1.2) 1.587 1.563.219 — 6.46 52.89 650.683 1.740 1.671.208 54.69 697.159
1.2 Schub-Gütermotorschif‘fe 55 104.155 — 4.16 3.52 55.352 58 108.674 3.56 56.329
1.1 und 1.2 zusammen 1.642 1.667.374 -— 6.32 56.41 706.035 1.798 1.779.882 58.24 753.488
1.3 Tankmotorschifie(ohne1.4) 387 518.776 + 1.28 17.56 224.807 390 512.423 16.77 219.992
1.4 Schub—Tankmotorschiffe 13 31.686 — 28.94 1.07 16.339 19 44.589 1.46 23.871
1.3 und 1.4 zusammen 400 550.462 — 1.14 18.63 241.146 409 557.012 18.23 243.863
2 Schieppkähne 93 62.073 — 4.10 2.10 — 98 64.707 2.12 —
davon:
2.1 Güterschleppkähne (ohne 3.2) 71 54.005 — 4.72 1.83 — 76 56.658 1.85 —
2.2 Tankschleppkähne (ohne 3.4) 22 8.068 + 0.24 0.27 — 22 8.049 0.26 —
3 Schubleichter und Schub-Schieppkähne 439 675.608 + 3.25 22.86 — 418 654.322 21.41 —
davon:
3.1 Güterschubieichter 363 588.566 + 5.08 19.91 — 341 560.091 18.33 —
3.2 Schub-Güterschleppkähne 39 24.205 — 5.27 0.82 — 40 25.552 0.84 —
3.1 und 3.2 zusammen 402 612.771 + 4.63 20.73 381 585.643 19.16 —
3.3 Tankschubleichter 37 62.837 — 8.51 2.12 - 37 68.679 2.25 ——
3.4 Schub-Tanksohleppkähne — — — — — — — — —
3.3 und 3.4 zusammen 37 62.837 — 8.51 2.12 37 68.679 2.25 —
1 bis 3 Frachtschiffe zusammen 2.574 2.955.517 — 3.28 100 947.181 2.723 3.055.923 100 997.351
davon:
Güterschitfe 2.115 2.334.150 — 3.64 78.97 706.035 2.255 2.422.183 79.26 753.488
Tankschiffe 459 621.367 — 1.92 21.03 241.146 468 633.740 20.74 243.863
4 Trägerschiffsleichter 126 89.152 + 1.81 100 — 122 87.562 100 —
5 Schuten 896 189.348 — 5.39 100 — 943 200.138 100 —
davon:
Hamburger Hafenschuten 719 140.813 — 12.19 74.37 — 704 160.361 79.93 —
v.H. der v.H. der
zu Spalte 6 Spalte 6 Spalte 10
(kW) (kW) (kW)
6 Schubboote und Schubschlepper 101 — + 1.16 100 67.467 102 — 100 66.695
davon:
6.1 Schubboote 42 — + 2.38 70.35 47.466 41 — 69.51 46.363
6.2 Schubschlepper 59 — — 1.63 29.65 20.001 61 — 30.49 20.332
7 Schlepper (ohne 6.2) 248 — — 1.14 100 51.181 252 — 100 51.771
8 Barkassen {Schlepp- u. Personenbarkassen) 350 —— + 1.25 100 29.560 349 — 100 29.145
9 Bunkerboote 105 14.659 + 1.74 100 12.629 105 14.446 100 12.413
davon:
9.1 Bunkerboote mit Antrieb 97 13.300 + 1.74 100 12.629 97 13.087 100 12.413
9.2 Bunkerboote ohne Antrieb 8 1.359 — - — 8 1.359 — —
Pers. Kap. Pers. Kap.
10 Fahrgastschitfe 645 184.877 + 5.40 100 138.953 628 180.772 100 131.433
davon:
Fahrgastschifie auf geschlossenen
Gewässern 132 31.895 — 3.10 13.60 18.833 140 34.994 18.87 19.435
11 Binnenschiffe insgesamt: 5.045 5.224
* Bundesrepublik Deutschland nach dem Gebietsstand bis zum 3. Oktober 1990


















































Entwicklung der deutschen Binnen—Frachtschiffsflotte
nach Tragfähigkeit und Leistung")
Anlage 10
tkm—Leistungen Tragfähigkeit Spez. Lstg. je t Tragfähigkeit
insgesamt darunter insgesamt darunter:
innerhalb und innerhalb innerhalb und innerhalb
außerhalb des des außerhalb des des
Jahr Bundesgebietes" Bundesgebietes* Bundesgebietes" Bundesgebietes"
Mill. tkm t tkm/t
1 2 3 4 5 6
1955 20.682,0 18.025,4 4.014.479 5.151,0 4.490,0
1956 23.476,2 20.210,2 4.205.777 5.582,0 4.805,0
1957 24.797,0 21 ‚383,1 4.405.248 5.629,0 4.854,0
1958 23.308,8 20.037,6 4.643.129 5.020,0 4.316,0
1959 23.554,4 20.650,8 4.767.989 4.940,0 4.331,0
1960 "2) 27.832,3 24.278,0 4.839.765 5.751,0 5.016,0
1961 28.401,6 24.462,2 4.912.857 5.781,0 4.949,0
1962 28.297,3 24.214,1 4.974.156 5.669,0 4.868,0
1963 27.121,6 23.095,2 5.001.211 5.423,0 4.618,0
1964 3) 29.013,0 24.496,3 4.995.487 5.808,0 4.904,0
1965 30.580,3 25.355,9 4.945.648 6.183,0 5.127,0
1966 32.056,3 26.251,0 4.885.535 6.561,0 5.373,0
1967 33.463,1 26.547,7 4.709.678 7.105,0 5.637,0
1968 34.969,9 27.564,3 4.684.350 7.465,0 5.884,0
1969 34.317,4 27.395,4 4.627.211 7.416,0 5.920,0
1970 4) 35.459,7 27.956,7 4.523.956 7.617,2 6.179,7
1971 32.977,4 26.104,0 4.493.427 7.339,0 5.809,4
1972 31 .753,9 25.117,5 4.497.853 7.059,6 5.584,1
1973 34.693,2 27.349,7 4.448.237 7.799,7 6.148,8
1974 36.935,2 28.620,3 4.312.188 8.565,7 6.637,4
1975 34.194,1 26.469,8 4.221.812 8.099,0 6.269,5
1976 32.988,1 25.455,4 4.135.349 7.977,8 6.156,1
1977 34.863,0 26.712,6 4.020.180 8.672,4 6.645,0
1978 36.654,6 27.955,6 3.858.562 9.496,1 7.244,4
1979 35.709,5 27.512,3 3.791.089 9.419,6 7.257,3
1980 35.708,3 27.737,0 3.671.963 9.724,5 7.553,7
1981 34.473,3 26845.6 3.547.807 9.716,8 7.556,8
1982 33.165,1 25.813,4 3.459.372 9.587,0 7.461,9
1983 31 .673,6 24.675,6 3.422.498 9.254,5 7.209,8
1984 33.500,0 25.657,1 3.295.467 10.165,5 7.785,6
1985 30.945,2 23.515,8 3.276.622 9.444,2 7.176,8
1986 32.801,6 25.009,9 3.265.071 10.046,2 7.659,8
1987 31 .275,4 23.702,5 3.249.774 9.623,9 7.293,6
1988 32.696,3 24.790,3 3.194.459 10.235,3 7.760,4
1989 33.071,2 25.297,0 3.268.282 10.118,8 7.740,2
1990 31 .892,5 24.705,3 3.055.923 10.436,3 8.084,4
1991 5) 32.190 24.450 2.955.684 10.893 8.237













ab 1960 einschl. Saarland
ab 1960 ohne Schuten und Leichter
ab 1964 einschl. Berlin (West)
ab 1970 ohne Flotte der ehemaligen DDR
Angaben bei Drucklegung noch nicht amtlich
Die Transportleistung der Flotte der ehemaligen DDR wird in diesem Jahresbericht noch nicht ausgewiesen. Für
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Quellenangabe: Bundesminister für Verkehr
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1) Anzahl der Iotsabgabepflichtigen Seeschifie an ausgewählten Zählstellen
2) Zufahrten zu den Seehäfen:
Quellenangabe: WSD Nord und Nordwest
Vertrieb: Drucksachenstelle der Wasser- und Schiffahrtsverwaltung des Bundes bei der
Wasser— und Schitfahrtedirektion MitteT Am Waterlooplatz 9, 3000 Hannover 1
BMW BW 2? Bonn, 1992 W—179 b
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